Hausarbeit als Erwerbsarbeit? Möglichkeiten und Grenzen 
der Umwandlung von Hausarbeit in bezahlte Dienstleistungen. by Meyer, Traute
Eine Berliner Fachtagung zur
Europawoche 1997
Berichte, Materialien, Dokumente 
Hausarbei t  a ls  Erwerbsarbei t
	
	
HERAUSGEBER:
ZUKUNFT IM ZENTRUM
SERVICE-GESELLSCHAFT FÜR BESCHÄFTIGUNGS- UND
QUALIFIZIERUNGSBERATUNG GGMBH
TREUHÄNDER DES LANDES BERLIN
BEAUFTRAGT VON DER SENATSVERWALTUNG FÜR ARBEIT,
BERUFLICHE BILDUNG UND FRAUEN
RUNGESTRAßE 19
D-10179 BERLIN
TEL: 030 - 27 87 33 - 0
FAX: 030 - 27 87 33 - 36
E-MAIL: ZIZBERLIN@COMPUSERVE.COM
REDAKTION:
RAUL GERSSON (VERANTW.), MECHTHILD RAWERT, 
ANDREAS SCHÖN, ANGELIKA SEYDEL
SATZ UND LAYOUT: 
ANDREAS SCHÖN, RAUL GERSSON
DRUCK: SCHMOHL & PARTNER
BERLIN, SEPTEMBER 1997
SCHUTZGEBÜHR: 23,- DM
Der Nachdruck von Beiträgen (auch auszugsweise) ist nur unter
Angabe der Quelle gestattet.
Auf chlorfrei gebleichtem Papier gedruckt - der Umwelt zuliebe.
	
	
Eine Berliner Fachtagung zur
Europawoche 1997
Berichte, Materialien, Dokumente 
Hausarbei t  a ls  Erwerbsarbei t
	
	
Für die Unterstützung und finanzielle Förderung dieser
Veröffentlichung danken wir der 
Europäischen Kommission, Generaldirektion XVI, Brüssel, 
und der 
Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen, Berlin.
Grußwort an die TeilnehmerInnen der Fachtagung „Hausarbeit als Erwerbsarbeit“
Dr. Christine Bergmann, Bürgermeisterin von Berlin und Senatorin für Arbeit,
Berufliche Bildung und Frauen
Das Private ist politisch und zugleich auch ökonomisch - Vorwort
Gisela Sommer, zukunft im zentrum gGmbH, Berlin
Haushaltsnahe Dienstleistungen - eine europäische Initiaitve
Mechthild Rawert, BERLIN-SERVICE, Berlin
BERLIN-SERVICE - eine strukturpolitische Initiative 
zur Entwicklung von haushaltsnahen Dienstleistungen
Mechthild Rawert, BERLIN-SERVICE, Berlin
Haushaltsnahe Dienstleistungen - gesicherte Fakten gesucht
Gisela Sommer, zukunft im zentrum gGmbH, Berlin
Les Services de Proximité - 
Die französische Politik im Bereich der haushaltsnahen Dienstleistungen
D. Havette und M. Okba, Ministerium für Arbeit und Soziales, Paris
Dienstleistungen in privaten Haushalten in Österreich
Eine Bestandsaufnahme
Stephan Lengauer, Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds, Wien
Hausarbeit als Erwerbsarbeit? Möglichkeiten und Grenzen 
der Umwandlung von Hausarbeit in bezahlte Dienstleistungen
Dr. Traute Meyer, Freie Universität Berlin
Der Wert der Haushaltsproduktion
Norbert Schwarz, Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
Eigenproduktion versus Dienstleistung im Haushalt.
Zum ökonomischen Wert der Haushaltsproduktion
Prof. Dr. Notburga Ott, Universität Bielefeld
Agenturlösung bevorzugt - eine parlamentarische Initiative
Thomas Krüger, MdB, Berlin
Domestic Services
George Ubachs, MAECON a.g., Niederlande
Arbeitsmarktpolitische Instrumente auch für Privathaushalte
Elisabeth Bülow, Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg
Lohnkostenzuschüsse an Beschäftigungsagenturen als Subventionsfonds
Dr. Ursula Westphal-Georgi, Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung
und Frauen, Berlin
Der ökonomische Wert der Hausarbeit: 
Eigenproduktion und Fremdproduktion
Inhalt
Plenum
1
3
5
7
9
10
12
15
23
27
39
41
44
44
Beschäftigungspolitische Aspekte haushaltsnaher Dienstleistungen
AG 1
AG 2
Seite
Qualifizierung, Arbeit und Kultur - Erfahrungen beim Aufbau 
eines gemeinnützigen Beschäftigungs- und Qualifizierungsprojektes
Christiane Feldmann, Picco Bella gGmbH, Aachen
Die Bedeutung von Dienstleistungen in Privathaushalten 
für die Tätigkeit von Unternehmen der Gebäudereiniger-Innung 
Ursula Kabisch, Gebäudereiniger-Innung, Berlin
Erfahrungen mit Dienstleistungen für den privaten Haushalt
Hannelore Loll, Agentur INHAUS, Berlin
Für mehr legale und gesicherte Beschäftigung in Privathaushalten
Petra Schwalbe, Gewerkschaft Nahrung, Genuß, Gaststätten 
Landesbezirk Berlin-Brandenburg 
Hausarbeit als Erwerbsarbeit: Professionalisierung für bestimmte Zielgruppen
Dr. Czarina Wilpert, Technische Universität Berlin
Hauswirtschaft schafft Lebensqualität
Brigitte Wittkamp, Berufsverband hauswirtschaftlicher Fach- und 
Führungskräfte e.V., Berlin
Dienstleistungspool „Service für Haushalt und Familie“
Regina Burger, Jugendwerkstatt Frankenthal e.V.
Der Dienstleistungsservice C. Lehmann
Claudia Lehmann, Dienstleistungsservice C. Lehmann, Cottbus
Qualität in haushaltsnahen Dienstleistungsbereichen
Dr. Annerose Giewoleit, Förderkreis für angewandte Qualität e.V., Berlin
Die Tätigkeit des AFB Hauswirtschaftsbrücke GmbH -
Rahmenbedingungen und Perspektiven
Gerald Karg, AFB Hauswirtschaftsbrücke GmbH, Berlin
Hauswirtschaft und Erwerbsarbeit
Silke Schönrock, Deutscher Hausfrauenbund Landesverband Berlin e.V. 
Positionen, strategische Handlungsfelder und Ausblick
Mechthild Rawert, BERLIN-SERVICE, Berlin
Haushaltsnahe und personennahe Dienstleistungen - ein Weg zu mehr 
Beschäftigung? Bericht zu einer internationalen Fachtagung in Paris
Stefan Knauer, BBJ Servis gGmbH, Potsdam
Ausgewählte Literatur zum Thema Haushaltsnahe Dienstleistungen
Tagungsprogramm
Neue Arbeit für Berlin - Die Service-Gesellschaft zukunft im zentrum 
47
49
51
53
54
58
59
62
66
69
70
73
76
78
80
83
Qualifikationsfeld Privathaushalt -
MitarbeiterInnenorientierung und Professionalisierung
Dienstleistungsagenturen: wettbewerbsfähige und kundInnen-
orienierte Anbieter haushaltsnaher Dienstleistungen?
Ein Erfahrungsaustausch
Anhang
AG 4
AG 3 Seite
Grußwort von Dr. Christine Bergmann, Senatorin für Arbeit,
Berufliche Bildung und Frauen, an die TeilnehmerInnen der
Fachtagung „Hausarbeit als Erwerbsarbeit”
Sehr geehrte Damen und Herren,
angesichts des erheblichen Abbaus von Arbeitsplätzen in Berlin müssen wir alle
Möglichkeiten zur Erschließung neuer dauerhafter Beschäftigungsfelder aus-
schöpfen. Berlin hat eine Zukunft als Dienstleistungsmetropole - dafür müssen wir
alle Chancen für zukunftsträchtige Dienstleistungsmärkte wahrnehmen.
Die über EFRE geförderte Initiative BERLIN-SERVICE der Service-Gesellschaft
zukunft im zentrum gGmbH soll die Rahmenbedingungen zur Entwicklung der
beschäftigungspolitischen Potentiale in Berlin analysieren und identifizieren. Zur
Umsetzung sollen durch zukunft im zentrum weitere Dienstleistungsagenturen in
Berlin aufgebaut werden, die unsere beschäftigungspolitischen Ziele weiter kon-
kretisieren und Angebote für Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik machen. Damit
setzen wir einen Auftrag des Berliner Abgeordnetenhauses vom Mai 1996 um,
das den Senat aufgefordert hat, Initiativen zu ergreifen, um die sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung in privaten Haushalten zu fördern und dabei u.a.
die Strukturen des Arbeitsmarktpolitischen Rahmenprogramms zu nutzen. So sol-
len möglichst dauerhafte, existenzsichernde und sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungsverhältnisse entstehen.
Wir haben uns in Berlin dabei für die Einrichtung von Dienstleistungsagentu-
ren entschieden. Sie bündeln und koordinieren die in Haushalten üblicherweise
stundenweise anfallenden Tätigkeiten, bieten diese Tätigkeiten professionell, zu
marktgängigen Preisen sowie auf vertraglich geregelter Grundlage an und ach-
ten auf die Qualifizierung der Beschäftigten. Derzeit werden in Berlin aus Lan-
desmitteln und Mitteln der Europäischen Union zwei Projekte bzw. Agenturen ge-
fördert. Sie erproben das, was wir lange diskutiert haben und diese Erfahrungen
müssen in die weitere Umsetzungsdebatte einfließen.
Wir stoßen im Feld der haushaltsnahen Dienstleistungen auf komplizierte Rah-
menbedingungen. Dienstleistungen in privaten Haushalten werden zur Zeit ganz
überwiegend entweder in sogenannten geringfügigen Beschäftigungsverhältnis-
sen oder in Schwarzarbeit erbracht. Dies führt zu einer erheblichen Preisverzer-
rung. Kostendeckende Preise in Agenturen können kaum mit den im Haushalt
„bar auf die Hand” gezahlten Preisen konkurrieren. Auch die einzelnen Beschäf-
tigten sehen zunächst in erster Linie das jetzt gezahlte Geld und nicht die fehlen-
de Absicherung in der Sozialversicherung.
Hier ist allein mit Überzeugungsarbeit wahrscheinlich wenig zu bewegen. Die
schon lange auf dem Tisch liegenden Vorschläge zur Abschaffung der Geringfü-
gigkeitsgrenze müssen von der Bundesregierung endlich umgesetzt werden. Der
von der Bundesregierung propagierte „Haushaltsscheck“ ist vor allem ein Modell
für Spitzenverdiener, die Steuerratgeber werden nicht müde, in zahlreichen Ta-
bellen zu erläutern, wer wie davon profitiert. Wenn ein Haushalt einen Grenz-
steuersatz von 25% hat und die Haushaltshilfe mit einem Stundenlohn von 15
Mark 19 Stunden wöchentlich beschäftigt, zahlt er 750 Mark im Jahr mehr als
bei Schwarzarbeit - hat der Haushalt einen Grenzsteuersatz von 53%, dann ge-
winnt der Haushalt bei sonst gleichen Konditionen 5.120 Mark im Jahr. Hier geht
es wohl weniger um die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze, sondern um die
Schaffung neuer Steuersparmodelle - der von den Ländern vorgeschlagene ein-
kommensunabhängige Steuerabzug ist die gerechtere und bessere Lösung.
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Haushaltsnahe Dienstleistungen sind kein klassisches Feld der Frauenpolitik,
wiewohl diese Arbeitsplätze als auch die Leistungen von Frauen genutzt werden.
In diesem Sinne ist die Diskussion um die Gestaltung der Arbeitsverhältnisse und
der Leistungen auch ein frauenpolitisches Handlungsfeld.
Die Frage, ob und wie haushaltsnahe Dienstleistungen auch eine Perspektive
zur Schaffung von Arbeitsplätzen sind, kann noch nicht endgültig beantwortet
werden. Hier besteht Diskussionsbedarf sowohl in arbeitsmarktpolitischer als
auch in gleichstellungspolitischer Hinsicht. In der Diskussion treffen wir auf prak-
tische Bedürfnisse, gewachsene Vorurteile und zum Teil überhöhte Ansprüche.
Wir brauchen eine sachliche Diskussion, in der die verschiedenen Aspekte mit
Fakten untersetzt und die Befürchtungen abgebaut werden. Dazu leistet diese Ta-
gung mit ihrem breitgefächerten Programm einen wichtigen Beitrag. Ich hoffe,
daß Sie aus den Referaten und Diskussionen wichtige Anregungen für die weite-
re Arbeit mitnehmen.
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Das Private ist politisch und zugleich auch ökonomisch - Vorwort
Seit Anfang der 70er Jahre ist die Arbeitslosigkeit in den Ländern der Europäischen Union
kontinuierlich gestiegen. Heute sind in Europa ca. 18 Millionen Menschen von Arbeitslosigkeit
betroffen, das sind mehr als 11% der Bevölkerung. Die Erkenntnis, daß sich durch Wirtschafts-
wachstum allein die Arbeitslosigkeit nicht abbauen läßt und daß Vollbeschäftigung - in der Ver-
gangenheit überwiegend konzipiert als Vollbeschäftigung für Männer - für Frauen und Männer
kaum noch zu erreichen ist, wird zunehmend weithin akzeptiert. Der Europäische Be-
schäftigungsbericht zeigt auf, daß die Bundesrepublik Deutschland im europäischen Vergleich
weit weniger Menschen im Dienstleistungsbereich beschäftigt, als es der erreichte Stand der öko-
nomischen Entwicklung und die Höhe des Pro-Kopf-Einkommens erwarten ließe. Diese statisti-
schen Unterschiede verweisen deshalb auf ein noch unerschlossenes Potential von Arbeitsplät-
zen im Dienstleistungsbereich. 
Die Europäische Kommission hat in ihrem Weißbuch „Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit,
Beschäftigung (...) Wege ins 21. Jahrhundert“ Wege zur Förderung eines lokalen und gemein-
wesenorientierten Beschäftigungssektors „Dienstleistungen im Nahbereich“ aufgezeigt. Diese be-
ruhen darauf, daß sich in Deutschland ebenso wie in den anderen Nachbarländern in den ver-
gangenen 20 Jahren neue kulturelle und individuelle Lebensweisen von Frauen und Männern
entwickelt und Familienzusammenhänge an Bedeutung verloren haben. Zeitgleich nimmt die Al-
terung der Bevölkerung zu. Im Kontext dieser Veränderungsprozesse sind neue Bedürfnisse an
Dienstleistungen entstanden. Gefordert wird außerdem seit längerem, den traditionellen Ar-
beitsbegriff um die privat und unentgeltlich erbrachten Arbeiten zu erweitern. Eine solche Verän-
derung des Arbeitsbegriffs bliebe jedoch Makulatur, wenn solche Tätigkeiten damit nicht in das
System bezahlter und sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung mit einbezogen würden. 
Der Wert der Hausarbeit wird in den alten Bundesländern auf rund 38% des Bruttosozialpro-
duktes geschätzt - und erscheint damit nach marktwirtschaftlichen Kriterien als unbezahlbar.
Auch die gesellschaftliche Hoffnung auf partnerschaftliche Arbeitsteilung zwischen Frauen und
Männern ist bisher mehr Traum geblieben als Wirklichkeit geworden. Es bleibt also die Frage:
Wenn das Ende der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung scheinbar bis Utopia verschoben ist -
wer erledigt dann die Alltagsarbeit, das bißchen Haushalt ...? Was geschieht, wenn Frauen sich
immer stärker weigern, allein und hauptverantwortlich die bisher unbezahlte Familienarbeit bzw.
auch Schwarzarbeit zu leisten? Die wachsende Ablehnung der traditionellen Arbeitsteilung ist auf
Seiten der Frauen mit einer zunehmenden Erwerbsneigung verbunden. Damit wird auch zum
Ausdruck gebracht, daß Frauen immer stärker bereit sind, Verantwortung für die individuelle Exi-
stenzsicherung und auch eigenständige Altersvorsorge zu übernehmen. Neben die Aussage „Das
Private ist politisch“ (Neue Frauenbewegung) tritt nun „Das Private ist ökonomisch“ (U. Behning). 
Unabweisbar ist es deshalb, daß eine neue gesellschaftliche Übereinkunft darüber hergestellt
werden muß, welche Arbeiten aus der Schattenwirtschaft und der Privatsphäre herausgenommen
und in die Erwerbsarbeit und ihre sozialen Sicherungssysteme überführt werden sollen. Dafür
müssen entsprechende gesetzliche Grundlagen geschaffen werden. Es muß der Zustand been-
det werden, daß es zwar keinen Mangel an gesellschaftlich notwendigen Arbeiten in diesem Be-
reich gibt, was auch deutlich wird an „zusätzlichen“ Beschäftigungsmaßnahmen und -program-
men, daß andererseits aber das Geld und/oder der politische Wille fehlt, diese Tätigkeiten als
reguläre Erwerbsarbeit zu etablieren. 
Auch in der Bundesrepublik Deutschland ist der Weg zur Schaffung von sozialversicherungs-
pflichtigen, tarifierten und qualifizierten Arbeitsplätzen „für den Nahbereich“, für haushaltsnahe
Dienstleistungen, schwierig. Forderungen nach gerechter steuerlicher und Frauen nicht diskrimi-
nierender „Subventionierung von Hausarbeit als Erwerbsarbeit“ berühren das Spannungsver-
hältnis von „traditioneller“ und „moderner“ Geschlechterrollenverteilung sowie das von einem
traditionellen, durch geltende Regelungen im Steuer- und Sozialversicherungsrecht gestütztem
Bild von Familie ebenso wie die in der Realität nach Lebensformen und Einkommenstrukturen
sehr ausdifferenzierten Strukturen von Privathaushalten.
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BERLIN-SERVICE, eine von der Europäischen Kommission, Generaldirektion XVI, geförderte
europäische strukturpolitische Initiative zur Entwicklung von haushaltsnahen Dienstleistungen,
die von der Service-Gesellschaft zukunft im zentrum initiiert wurde, nimmt diese divergierenden
Interessen und Fragestellungen auf, um politische, steuerliche und gesellschaftliche Rahmenbe-
dingungen für die Etablierung des Wirtschafts- und Beschäftigungsbereiches „Haushaltsnahe
Dienstleistungen“ zu analysieren. Der Abbau entsprechender Barrieren entscheidet auch maß-
geblich über den Erfolg von zwei in Berlin gegründeten Dienstleistungsagenturen, die neben der
Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen, der Gewerkschaft Nahrung, Genuß,
Gaststätten und dem Deutschen Hausfrauenbund Kooperationspartner von BERLIN-SERVICE
sind. 
Generell wird es künftig beim Übergang in die Dienstleistungs-, Informations- und Wissens-
gesellschaft darauf ankommen, daß sich parallel zum Ausbau differenzierter Dienstleistungsseg-
mente die soziale Norm des lebenslangen Lernens gesellschaftlich organisiert und ein Recht auf
Weiterbildung sowie Angebote von Jobrotation zu Qualifizierungszwecken etabliert werden. Vom
Ideal des „Normalarbeitsverhältnisses“ gilt es Abschied zu nehmen. Auf nationaler Ebene sind
gesetzgeberische Schritte einzuleiten, um das soziale Sicherungssystem den zunehmend flexible-
ren Erwerbsläufen der Menschen anzupassen, in denen sowohl befristete Arbeitsverhältnisse,
Phasen der Kindererziehung, der Pflege, der Teilzeitarbeit, der Weiterbildung, der Erwerbslosig-
keit enthalten sind. Letztlich ist das Ziel auch, eine Neubestimmung von Arbeits- und Lebenszeit
vorzunehmen sowie die Veränderung der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung zu fördern.
BERLIN-SERVICE hat am 9. Mai 1997 die Fachtagung „Hausarbeit als Erwerbsarbeit“ durch-
geführt, zu der wir hiermit einen Berichts- und Materialband vorlegen. Im ersten Teil dieses Ban-
des finden Sie sowohl Ausführungen zur europäischen Intention bei der Förderung von „Dienst-
leistungen im Nahbereich“ und zur Aufgabenstellung von BERLIN-SERVICE als auch Erläuterun-
gen zu den Beschäftigungspolitiken in Deutschland, Frankreich und Österreich in diesem Wirt-
schaftssektor. Die Beiträge des zweiten Teiles haben wir den Workshops der Fachtagung zuge-
ordnet und bieten u.a. Berichte aus ökonomischer, beschäftigungspolitischer und berufspoliti-
scher Sicht. Im Anschluß an die Tagung haben Mitglieder von BERLIN-SERVICE an einer inter-
nationalen Tagung zu „Haushaltsnahe und personennahe Dienstleistungen - ein Weg zu mehr
Beschäftigung?“ in Paris teilgenommen, von der u.a. im dritten Teil berichtet wird.
Mein herzlicher Dank gilt den ReferentInnen und ModeratorInnen für die fachkundige Koope-
ration bei der Vorbereitung und für ihre Beiträge und Aktivitäten während und nach der Tagung
sowie den TeilnehmerInnen für ihre intensiven Diskussionsbeiträge. Ute Behning, Evi Finkerna-
gel, Hans-Dieter Müller und Ilona Oesterhaus haben sachkundige Protokolle zu den einzelnen
Workshops erstellt, die es uns sehr erleichtert haben, diese Publikation zu erstellen und die es
uns ermöglichen, die intensiven Diskussionsprozesse während der Tagung in der weiteren Arbeit
zu berücksichtigen. 
Um den Diskurs zwischen den europäischen, nationalen und lokalen Ebenen zum Thema
„Hausarbeit als Erwerbsarbeit“ und den Aufbau eines „geschlechterübergreifenden“ Dienstlei-
stungssektors auch zukünftig aktiv zu fördern, werden wir im Mai 1998 mit Unterstützung der
Europäischen Kommission eine zweite Fachtagung „Haushaltsnahe Dienstleistungen im eu-
ropäischen Vergleich“ (Arbeitstitel) durchführen. Dazu laden wir Sie bereits jetzt herzlich ein. 
Gisela Sommer
Geschäftsführerin Service-Gesellschaft 
zukunft im zentrum gGmbH
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5Arbeitsplätze für das 21. Jahrhundert
Die Europäische Kommission hat in ihrem Weiß-
buch zu Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung von 1993 „Wege ins 21. Jahrhun-
dert” aufgezeigt, die Beschäftigung und Wettbe-
werbsfähigkeit miteinander verknüpfen. Diese Zu-
kunftsperspektiven nehmen Abstand vom alleini-
gen Bezug auf die ökonomische Logik der 80iger
Jahre, in der Angebot und Produktion die herr-
schenden Normen gewesen sind. Arbeitslosigkeit
gilt in den dargestellten „aktiven Beschäftigungs-
politiken” nicht mehr als rein „soziales Problem”
noch wird einer weiteren Deregulierung des Ar-
beitsmarktes und bisher vertrauter Arbeitsbezie-
hungen und -systeme das Wort geredet.
In den vergangenen 20 Jahren hat ein tiefgrei-
fender Wandel der europäischen Gesellschaften
stattgefunden, der zum einen auf die Erhöhung
des Lebensstandards und zum anderen auf Ver-
änderungen im Verhalten und in der Lebensweise
zurückzuführen ist. Dazu gehören u.a. die Zunah-
me des Durchschnittalters der Bevölkerung, die
zunehmende Erwerbstätigkeit von Frauen, eine
wachsende Verstädterung, die Verringerung der
(Erwerbs-)Arbeitszeit und die Anhebung des Bil-
dungsstandes. Tiefgreifend verändert hat sich die
Struktur der Ausgaben der privaten Haushalte.
Gestiegen ist z.B. der Anteil der Ausgaben für Ge-
sundheit, für Dienstleistungen im Zusammenhang
mit persönlicher Entfaltung, für Umweltschutz,
Freizeit, Kommunikation, Bildung und Kultur. Da-
mit sind auch neue Bedürfnisse entstanden, die in
einigen Dienstleistungsbereichen in großem Um-
fang zur Schaffung von Arbeitsplätzen geführt
haben. Für andere Bereiche gilt immer noch:
Keine Antworten auf neue Bedürfnisse.
Zur Befriedigung neuer Bedürfnisse eignen
sich, so die Europäische Kommission, lokale Initi-
ativen am besten, weil sie am ehesten in der La-
ge sind, neue lokale Bedürfnisse zu erkennen und
entsprechende Angebote zu machen. Es ist davon
auszugehen, daß künftige Beschäftigungsmög-
lichkeiten überwiegend im tertiären Sektor liegen.
Hinsichtlich der tatsächlichen Beschäftigungswirk-
samkeit ist allerdings anzumerken, daß das ar-
beitsplatzschaffende Potential dieser Initiativen
stark vom Umfang der noch nicht befriedigten Be-
dürfnisse und von den jeweiligen nationalstaat-
lichen Beschäftigungspolitiken abhängt. 
Die Europäische Kommission benennt für Euro-
pa vier große „Entwicklungsfelder der Bedürf-
nisse”. Es handelt sich dabei um Dienstleistungen
im Alltagsleben, zur Verbesserung des Wohn- und
Arbeitsumfeldes, im Freizeitbereich und im Um-
weltschutz, die 17 Angebotsgebiete umfassen.
Zum Entwicklungsfeld „Dienstleistungen im All-
tagsleben” gehören die häuslichen Dienstlei-
stungen und die Kinderbetreuung, die neuen In-
formations- und Kommunikationstechnologien
sowie Hilfen für Jugendliche in Schwierigkeiten. 
Perspektiven für Dienstleistungen im 
Alltagsleben/Häusliche Dienstleistungen
Häusliche Dienstleistungen sind die beschäfti-
gungsintensivsten Dienstleistungen aller wirt-
schaftlichen Tätigkeiten. Sie sind zudem vor „Glo-
balisierungstendenzen” geschützt, da sie unmittel-
bar „vor Ort” zwischen den Leistungsempfänger-
Innen (Kinder, Ältere, überw. männliche Familien-
angehörige) und den LeistungserbringerInnen
(überw. weibliche Familienangehörige) realisiert
werden. Der steigende Bedarf an häuslichen
Dienstleistungen liegt begründet im Wandel der
Altersstruktur (mit steigendem Bedarf an Unter-
stützung und Pflegediensten), in der Zunahme der
Frauenerwerbstätigkeit und in den vielfältigen Ver-
änderungen der Familienstrukturen (Zunahme der
Ein-Eltern-Familien) und Lebensweisen (Zunahme
der Ein-Personen-Haushalte). 
Die Nachfrage nach häuslichen und persona-
len Dienstleistungen läßt sich in zwei durch die in-
dividuelle bzw. familiäre Kaufkraft bestimmte Ka-
tegorien unterteilen:
1. Personen, die auf Grund körperlicher, finan-
zieller oder familiärer Schwierigkeiten nicht
allen ihren Bedürfnissen nachkommen können,
deren Befriedigung in der Regel sozialen Dien-
sten obliegt, die subventioniert werden.
2. Kaufstarke Personen, die im häuslichen Be-
reich fremde Hilfe für Tätigkeiten in Anspruch
nehmen könnten, die sie selber nicht überneh-
men wollen oder aus beruflichen bzw. privaten
Gründen nicht übernehmen können.
Barrieren für häusliche Dienstleistungen
Derzeit stehen der Entwicklung häuslicher Dienst-
leistungen sowohl auf der Nachfrage- als auch
auf der Angebotsseite Hindernisse entgegen. Zu
erwähnen sind z.B. der hohe Preis, die geringe
Strukturierung und auch kulturelle Vorbehalte, die
eine Inanspruchnahme wie auch die Erbringung
dieser Dienstleistungen erschweren.
Bei den privaten Haushalten sind psychologi-
sche, qualitätsbezogene und finanztechnische
Haushaltsnahe Dienstleistungen - eine europäische Initiative 
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cherInnen haben mannigfache Bedenken, all-
tagsbezogene Dienstleistungen von Fremden
gegen Bezahlung in Anspruch zu nehmen. Der
Kauf alltagsbezogener Dienstleistungen gilt häu-
fig als Luxus bzw. als Ausdruck von persönlichem
Leistungsversagen. Befürchtet wird ein Eindringen
in die Privatsphäre - potentielle KundInnen, insbe-
sondere ältere Menschen, akzeptieren das nur,
wenn ein Vertrauensverhältnis besteht. 
Vielfach fehlen Organisationen und/oder Me-
chanismen zur Gewährleistung von Kontinuität
und Qualität. In fast allen Mitgliedsstaaten exi-
stieren starre Finanzierungssysteme, bei denen
Privatpersonen häufig nur die Möglichkeit haben,
bei sehr niedrigem Einkommen entweder die Lei-
stungen völlig kostenlos (z.B. Kostenübernahme
aus den Sozialversicherungssystemen) in An-
spruch zu nehmen, oder bei ausreichendem/sehr
gutem Einkommen den auf Grund des hohen
Lohnkostenanteiles als „sehr hoch” empfundenen
Gesamtpreis alleine zu bezahlen.
Auf Seiten der Anbieter gibt es Barrieren, weil
auf Grund der Arbeitsintensität dieser Dienstlei-
stungen weder ein großer Produktivitätszuwachs
noch eine hohe Rentabilität zu erwarten ist. Es
fehlt außerdem ein einheitlicher Bezugspreis für
die häuslichen Dienstleistungen, da sie sowohl
selbst, ehrenamtlich und/oder familiär bzw. nach-
barschaftlich erbracht werden können, oder oft
günstiger auf dem Schwarz- und Grauarbeits-
markt angeboten werden. Das Angebot dieser
Dienstleistungen ist zudem häufig wenig struktu-
riert und stützt sich meist auf schlecht bezahlte
und unsichere Arbeitsplätze. Hinzu kommt, daß
die Organisation dieser Tätigkeiten wegen übli-
cherweise langen Wege- und gleichzeitig kurzen
Dienstzeiten schwierig ist.
Lösungswege
Die Entwicklung häuslicher Dienstleistungen ist in
erster Linie eine politische Aufgabe. Die Politik hat
dabei die soziale (Beibehaltung und Stärkung des
Wohlfahrtstaates), die wirtschaftliche (Bedeutung
dieses Sektors) und die gesellschaftliche Kompo-
nente (z.B. demographische und soziologische
Veränderungen) zu berücksichtigen. In zweiter Li-
nie ist die Entwicklung häuslicher Dienstleistungen
eine „technische” Frage. Um einen Markt für
„Dienstleistungen im Nahbereich” zu erzeugen, ist
eine Strategie erforderlich, die sowohl die Ange-
bots- als auch die Nachfrageseite berücksichtigt. 
Angebotsseitig kann eine Umorientierung der
VerbraucherInnen auf diese neuen Tätigkeiten
u.a. durch die Verbesserung der Qualität der
Dienstleistungen und die Verringerung der finan-
ziellen Belastungen bei Inanspruchnahme dieser
Dienstleistungen erreicht werden. Nachfrageseitig
muß die Zahl der qualitativen Arbeitsplätze ver-
größert und es müssen Arbeitssuchende für solche
Tätigkeiten gewonnen und ausgebildet werden. 
Zur Entwicklung haushaltsnaher Dienstleistun-
gen müssen Strategien zwischen den jeweiligen
lokalen, nationalen und europäischen Ebenen
vereinbart werden. Von europäischer Seite kann
ein Beitrag durch die Förderung transnationaler
Netzwerke und den Austausch von Ergebnissen
und Methoden geleistet werden. Von nationaler
Seite können Dienstleistungsunternehmen sowohl
durch Regelungen zur Steigerung der Nachfrage
(Erhöhung der Zahlungsfähigkeit) als auch durch
anerkannte Berufsausbildungen und Weiterbildun-
gen unterstützt werden. Es können Maßnahmen
zur Sensibilisierung von Unternehmen eingeleitet,
Investitionsmöglichkeiten und günstige Rahmen-
bedingungen für den gemeinwohlorientierten Sek-
tor zur Verfügung gestellt werden. Dienstleistungs-
unternehmen können Professionalität als Qua-
litätsgarantie sowohl hinsichtlich des „Produktes”
als auch der betrieblichen Bedingungen gewähr-
leisten und als Schnittstelle zwischen Verbrau-
cherInneninteressen und den Interessen der Lei-
stungserbringerInnen fungieren. Auf diese Weise
würde der „DienstbotInnencharakter”, der diesen
Tätigkeiten anhaftet, durch die Organisation
„normaler” Arbeitsplatzbedingungen gemildert.
Die lokale Ebene hat die Aufgabe, diese
Dienstleistungen zu organisieren, Angebot und
Nachfrage aufeinander abzustimmen bzw. die
Bedürfnisse der örtlichen Bevölkerung kostengün-
stig und zweckmäßig zu befriedigen. Dazu muß
sowohl das „endogene Menschen- und Wirt-
schaftspotential” gestärkt als auch die Systema-
tisierung der Angebote vorangetrieben werden.
Hierzu gehören die Erprobung neuer Finanzie-
rungssysteme und neue Partnerschaften zwischen
privaten und öffentlichen Einrichtungen.
Auswahl der strukturpolitischen Initiativen
Das „Europäische Programm für interregionale
Zusammenarbeit und innovative Maßnahmen zur
regionalen Entwicklung - Artikel 10 der EFRE-Ver-
ordnung” ist eine Antwort der Europäischen Kom-
mission auf diese neuen Bedürfnisse. Die Eu-
ropäische Kommission, Generaldirektion XVI, Re-
gionalpolitik und Kohäsion, hat 1995 mit ihrer
Ausschreibung zur Umsetzung des Weißbuches
aufgerufen und daraufhin 380 Anträge erhalten.
Ausgewählt wurden 41 Projekte (Belgien 2,
Deutschland 5, Dänemark 1, Finnland 1, Frank-
reich 6, Griechenland 3, Großbritannien 1, Ir-
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land 3, Italien 7, Portugal 1, Schweden 1, Spani-
en 10), die für einen zweijährigen Zeitraum eine
Gesamtförderung von ca. 15 Millionen ECU er-
halten. Zwei der fünf deutschen Projekte sind in
Berlin angesiedelt und den Entwicklungsfeldern
Dienstleistungen im Umweltschutz bzw. im All-
tagsleben - häusliche Dienstleistungen - zugeord-
net. Träger des europäischen Kooperationspro-
jektes BERLIN-SERVICE im Bereich Häusliche
Dienstleistungen ist die Berliner Service-Gesell-
BERLIN-SERVICE ist eine von der Europäischen
Kommission, DG XVI, über EFRE, Art. 10, geför-
derte Pilotmaßnahme zur Entwicklung des Dienst-
leistungssektors Haushaltsnahe Dienstleistungen
zu einem sozialversicherungspflichtigen und tarif-
lich entlohnten Beschäftigungssektor. Die Initiative
zu diesem europäischen Pilotprojekt ging von der
Service-Gesellschaft zukunft im zentrum aus. Die
zukunft im zentrum gGmbH ist eine Service-Ge-
sellschaft für Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsberatung und als gemeinnütziges Unterneh-
men im Auftrag der Berliner Senatsverwaltung für
Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen tätig.
Das „Arbeitsmarktpolitische Rahmenprogramm
(ARP)“ des Landes Berlin umfaßt zahlreiche För-
derinstrumente in den Bereichen Qualifzierung,
Beratung, Beschäftigungshilfen und Lohnkosten-
zuschüsse. Zur Erschließung des Marktes „Private
Haushalte“ werden innovative, an der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik orientierte Maßnahmen u.a. in
Kombination mit Förderinstrumenten der Bundes-
anstalt für Arbeit für die Unternehmensform
„Dienstleistungsagentur“ eingesetzt. 
Die europäische Strukturinitiative BERLIN-SER-
VICE unterstützt die Förderung der Wettbewerbs-
fähigkeit des in Berlin in den Anfängen stehenden
haushaltsnahen Wirtschafts-und Dienstleistungs-
sektors u.a. durch
 den Auf- und Ausbau einer regionalen und
europäischen Partnerschaft,
 die Förderung der rechtlichen und tatsächli-
chen Rahmenbedingungen wie Qualifikation,
Organisations- und Vertragsformen, Tarifie-
rung der Arbeitsbedingungen etc.,
 die Aufstockung der zeitlich befristeten öf-
fentlichen Anschubfinanzierung durch Finan-
zierung von sozialen MediatorInnen.
BERLIN-SERVICE leistet einen aktiven und zusätz-
lichen Beitrag bei der Erschließung lokaler Ent-
wicklungsstrategien und bei dem Aufbau tragfähi-
ger und qualitätsorientierter Strukturen. Die Iden-
tifizierung und Berücksichtigung der regionalen
und lokalen Bedürfnisse ist Voraussetzung zur
Schaffung von dauerhaften Beschäftigungsver-
hältnissen in Dienstleistungsagenturen außerhalb
des Schwarz- und Grau-Arbeitsmarktes.
BERLIN-SERVICE als regionale Partnerschaft
Partner des Pilotprojektes BERLIN-SERVICE sind
als öffentliche Träger
 die Berliner Senatsverwaltung für Arbeit, 
Berufliche Bildung und Frauen,
 die zukunft im zentrum gGmbH, Service-Ge-
sellschaft für Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsberatung;
als Tarifpartner
 die Gewerkschaft Nahrung, Genuß, Gast-
stätten, Bezirk Berlin-Brandenburg,
 der Deutsche Hausfrauenbund, Landesver-
band Berlin e.V.;
als erwerbswirtschaftliche bzw. gemeinnützige
Dienstleistungsagenturen
 die Agentur INHAUS, ein Berliner Modellpro-
gramm,
 der Arbeitsförderbetrieb Hauswirtschafts-
brücke GmbH.
Diese neuartige, institutionelle und organisatori-
sche Grenzen überwindende Zusammenarbeit
will sowohl Synergieeffekte beim Auf- und Ausbau
der beteiligten lokalen Agenturen nutzen und
durch die Entwicklung geeigneter marktkonformer
Konzepte die Gründung weiterer Dienstleistungs-
agenturen anregen. Ein wesentliches Ziel ist die
soziale und arbeitsrechtliche „Re-Regulierung”
der Beschäftigungsverhältnisse. Bis zum Ablauf
des Förderzeitraumes im Herbst 1998 sollen dau-
erhafte, sozialversicherungspflichtige und tarifier-
te Arbeitsplätze für bis zu 65 Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen geschaffen werden.
BERLIN-SERVICE 
als europäische Partnerschaft
Kooperationen bestehen mit sechs Organisatio-
nen aus den EU-Ländern Großbritannien, Nieder-
lande, Griechenland, Frankreich. Diese europäi-
sche Netzwerkstruktur ermöglicht einen intensiven
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dere zu den verschiedenen staatlichen arbeits-
markt- und sozialpolitischen Finanzierungsregula-
rien, zu Formen lokaler Netzwerkstrukturen, zum
Organisationsaufbau und zu den jeweiligen kul-
turellen Mustern bei der Inanspruchnahme haus-
haltsnaher Dienstleistungen. Das Projekt ist darü-
ber hinaus in die europäische Kooperation „Be-
kämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit” der Berli-
ner Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bil-
dung und Frauen mit den Regionen Lothringen, Ir-
land und Belfast integriert.
Die Realisierung
Im Projekt BERLIN-SERVICE werden die Rahmen-
bedingungen für haushaltsnahe Dienstleistungen
identifiziert und analysiert, Markt- und Machbar-
keitsstudien erstellt und Marketingkonzepte für die
Dienstleistungen im Nahbereich (haushaltsnahe
Dienstleistungen) entwickelt. Das Pilotprojekt wird
wissenschaftlich begleitet und evaluiert. 
Der Sachstand
Auch in Berlin stehen der Erschließung eines Kun-
dInnenpotentials auf der Nachfrageseite und,
daraus resultierend, eines künftigen Beschäfti-
gungspotentials noch erhebliche Hindernisse ent-
gegen. Es sind dies u.a.
 die alltagsbezogene Schwarzarbeit, die für
diesen Marktsektor preisbestimmend ist,
sowie eine unzureichende kulturelle Akzep-
tanz, für qualifizierte Serviceleistungen im Pri-
vathaushalt einen adäquaten Preis zu bezah-
len und die damit verbundene „hohe Bereit-
schaft”, auf den Schwarz- bzw. Grauarbeits-
markt zurückzugreifen,
 das niedrige gesellschaftliche Ansehen von
Tätigkeiten am „Arbeitsplatz Haushalt”, was
zu einer verzerrten Preisstruktur führt,
 eine heftig diskutierte „Spaltung” unter den
Frauen in die, die vermeintlich „nur putzen”
(niedrigentlohnte Frauenarbeitsplätze, Ehe-
frauen, Immigrantinnen, anreisende Polinnen,
Asylbewerberinnen, Bürgerkriegsflüchtlinge)
und diejenigen Frauen, die „putzen lassen”,
 das in sich widersprüchliche Spannungsge-
füge der vielfältigen sozialversicherungs-
rechtlichen, arbeitsmarktlichen, haftungsmäßi-
gen, tariflichen, qualifikatorischen, berufspoli-
tischen und vor allem auch gleichstellungs-
und finanzpolitischen Rahmenbedingungen.
Zur Zeit sind in den beiden beteiligten Unterneh-
men INHAUS und Hauswirtschaftsbrücke 47 Mit-
arbeiter und MitarbeiterInnen beschäftigt. Die
Nachfrage nach haushaltsnahen Dienstleistungen
ist sowohl hinsichtlich der Anzahl nachfragender
Haushalte als auch des nachgefragten Zeit- und
Beschäftigungsumfanges steigend. Beide Unter-
nehmen bieten ihre Leistungen vornehmlich den
bereits erwähnten zwei KundInnengruppen an,
die entweder über ein niedriges Einkommen ver-
fügen (häufig ältere Menschen, alleinerziehende
Frauen) und auf einen fast kostenlosen Bezug
(z.B. Kostenübernahme aus den Sozialversiche-
rungssystemen) angewiesen sind, oder die über
ein ausreichendes bis sehr gutes individuelles
bzw. familiäres Einkommen verfügen und bereit
sind, einen höheren als den Schwarzarbeitsmarkt-
preis zu zahlen. Allerdings sind auch sie, das zei-
gen erste Erfahrungen, nicht in der Lage oder
nicht bereit einen Preis zu zahlen, der alle be-
triebswirtschaftlich anfallenden Kosten einer
Dienstleistungsagentur abdeckt.
Für BERLIN-SERVICE gilt, daß beide KundIn-
nengruppen Anspruch auf identische qualitäts-
orientierte und professionelle Leistungen haben.
Die Dienstleistungsagenturen müssen also haus-
haltsnahe Leistungen zur Zufriedenheit der Kund-
Innen mit zufriedenen MitarbeiterInnen erbringen
und auf diese Weise das gesellschaftliche Image
von „Hausarbeit als Erwerbsarbeit” steigern.
Die unterschiedlichen Förderungsstrukturen der
Agenturen (auf Organisationsebene und hinsicht-
lich der MitarbeiterInnen) bewirken in der Praxis
Differenzierungen zum Beispiel bei der Personal-
einstellung und bei der (berufsbegleitenden)
Qualifizierung. Daraus resultiert u.a. eine hin-
sichtlich Alter, beruflicher Ausbildung und Erfah-
rung, Motivation, Dauer des jeweiligen Beschäfti-
gungsverhältnisses usw. differenzierte Beleg-
schaftsstruktur.
Beide Agenturen sind auch weiterhin auf För-
derung der Bundesanstalt für Arbeit und aus dem
Arbeitsmarktpolitischen Rahmenprogramm des
Landes Berlin angewiesen. Eine Kostendeckung
allein aus den Einnahmen auf dem freien „Dienst-
leistungsmarkt” ist derzeit nicht möglich. Beide
Agenturen verweisen zu Recht auf die Benachtei-
ligungen durch das deutsche Jahressteuergesetz
1997, das eine steuerliche Abschreibung aus-
schließlich nur für solche hauswirtschaftlichen
Dienstleistungen vorsieht, die im Rahmen eines
direkten Arbeitsverhältnisses zwischen privaten
ArbeitgeberInnen (Privathaushalt) und Arbeitneh-
merInnen erbracht werden. Hauswirtschaftliche
Dienstleistungen, die ein Privathaushalt per Ver-
trag mit einer Agentur durch dort sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigte MitarbeiterInnen er-
bringen läßt, sind steuerlich nicht anrechenbar. 
Die Erwartungen an das Arbeitsplatzpotential
eines entwickelten Dienstleistungsbereiches Haus-
haltsnahe Dienstleistungen sind hoch, seit die Eu-
ropäische Union 1993 in ihrem Weißbuch
„Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-
gung” diesen Bereich als einen der besonders för-
derungswürdigen „Wege ins 21. Jahrhundert “ er-
kannt hat. 
Für Deutschland ist dieser beschäftigungswirk-
same legale Dienstleistungssektor neu, daher
schwanken die Schätzungen über die Zahl mögli-
cher Arbeitsplätze erheblich. Da ist von 200.000
Arbeitsplätzen die Rede, von einer Million an an-
derer Stelle und manchmal kursieren noch weit
höhere Zahlen. Und da ist die Rede von tarif-
rechtlichen und finanzierungstechnischen Proble-
men und davon, daß diese Tätigkeiten professio-
nalisiert werden (und damit über Gebühr verteu-
ert?) müssen, ansonsten drohe dieser Bereich
nicht nur die hohen und höheren Einkommens-
schichten zu priviligieren, sondern auch der Frau-
enbewegung einen empfindlich Schlag zu verset-
zen. So trefflich und populistisch sich auch immer
pro- und contra-Positionen bei dem Thema Haus-
haltsnahe Dienstleistungen formulieren lassen, so
sachlich kompliziert, faktisch unausgelotet und
sowohl politisch als auch gesetzgeberisch umstrit-
ten ist es bisher. Was wir deshalb brauchen, sind
gesicherte Fakten und eine sachliche öffentliche
Diskussion.
In der Tat ist die Ausgangsfrage „....und wer
macht meine Arbeit, wer macht deine Arbeit?!”
gerade heute von besonderer Bedeutung. Wir
leben in einer Gesellschaft, in der immer mehr
Menschen auf haushaltsnahe Dienstleistungen
angewiesen sind. Zunehmend mehr ältere Men-
schen sind mit einer kompletten Haushaltsführung
überfordert. Frauen wollen zunehmend häufiger
außer Haus erwerbstätig und nicht mehr allein für
die Arbeit im Haushalt zuständig sein. Familien, in
denen beide Erwachsenen erwerbstätig sein wol-
len oder müssen, stehen unter einem hohen Zeit-
und Organisationsdruck. Und die rapide zuneh-
menden Single-Haushalte wollen oder können zu
einem erheblichen Anteil die Belastungen der
häuslichen Arbeit nicht mehr übernehmen.
Die bisher einfachste Lösung kennen wir alle:
Schwarzarbeit! Dieser Tendenz muß aus volkswirt-
schaftlichen, sozialversicherungsrechtlichen, frau-
enpolitischen und vor allem aus beschäftigungs-
politischen Gründen begegnet werden. Allerdings
landete man in der Diskussion bisher schnell bei
dem Schlagwort Dienstbotengesellschaft oder
Dienstleistungsgesellschaft!
Darunter verbergen sich in der Tat einige wich-
tige, tarifliche, auch ordnungspolitische Fragen-
komplexe: Wieviel personale Dienstleistungen
braucht das Land, verträgt das Land und welche
Arbeitsmarkteffekte sind zu erwarten? Welche po-
litische und finanzielle Unterstützung erhält dieser
Beschäftigungssektor? Wird er steuerlich begün-
stigt und wenn ja, wer profitiert davon? Sollte
man den Lohn subventionieren, um diese Arbeits-
plätze gegenüber der Schwarzarbeit konkurrenz-
fähig zu machen? Welche anderen staatlichen
und gesetzgeberischen „Markteinführungshilfen”
sind denkbar?
Diese und weitere Fragen müssen erörtert, Ant-
worten müssen gefunden werden. Dazu dienen
Fachtagungen wie die, die von der Service-Ge-
sellschaft zukunft im zentrum im Mai im Rahmen
der Europa-Woche in Berlin veranstaltet wurde.
Die Entwicklung eines Beschäftigungsbereiches
Haushaltsnahe Dienstleistungen ist schon seit
einer geraumen Zeit Gegenstand von Überlegun-
gen und Entwicklungen von zukunft im zentrum
gewesen. Die Bewerbung von zukunft im zentrum
um die Teilnahme an einem europäischen Mo-
dellprojekt, das von der Europäischen Kommis-
sion ausgeschrieben worden war, war somit fol-
gerichtig. Als Beratungs- und Serviceunternehmen
im Bereich Beschäftigung und Qualifizierung sind
wir deshalb froh, nun mit dem Projekt BERLIN
SERVICE im Auftrag der Europäischen Union und
der Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bil-
dung und Frauen einige Fragestellungen und Pro-
blemlösungen systematisch und in einem prakti-
schen Modellversuch angehen zu können.
Nach Überzeugung von zukunft im zentrum ist
es geboten, die von der Bundesregierung einge-
führte Form des „Haushaltsschecks“ zu revidieren.
Es muß dafür gesorgt werden, daß eine “Subven-
tionierung für erwerbsmäßige Hausarbeit” von
allen Teilen der Bevölkerung in Anspruch genom-
men werden kann und nicht nur - wie es jetzt der
Fall ist - von „Besserverdienenden“.
Die Inanspruchnahme von Dienstleistungen
über eine Agentur sollte sowohl für die Agentur
(z.B. Wegfall der Umsatzsteuer) wie auch für die
KäuferInnen der Dienstleistungen, die privaten
Haushalte, steuerlich absetzbar sein. Für die
ArbeitnehmerInnen wäre die Agenturlösung von
Vorteil, da sie trotz mehrerer Einsatzorte (Haushal-
te) nur einen Arbeitgeber hätten. Sie wären somit
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Gisela Sommer, Service-Gesellschaft zukunft im zentrum gGmbH
sozialversicherungspflichtig beschäftigt und wür-
den zugleich Beiträge für die Arbeitslosenversi-
cherung entrichten. Eine solche Regelung müßte
auch im Interesse der Bundesregierung liegen, da
gerade über die Beschäftigung in Agenturen mehr
dauerhafte, sozialversicherungspflichtige, tarifier-
te und qualifizierte Arbeitsverhältnisse eingerichtet
werden könnten.
Wichtig ist aber zuallererst, und hier liegt die
zentrale gesellschaftspolitische Bedeutung, daß
der „Arbeitsplatz Haushalt” als gesellschaftlich
akzeptierter Ort der Erwerbsarbeit anerkannt wird
und die dort erbrachten Leistungen ihren Ruf als
minderwertige Dienstleistungen verlieren. Ener-
gisch widersprechen muß man der offenbar
klammheimlich weiter existierenden Ansicht, daß
Versorgungsarbeit zu Hause kostenlos und durch
Frauen zu haben ist. Dagegen hat das Statistische
Bundesamt kürzlich empirisch nachgewiesen, daß
der Wert der Hausarbeit im Jahre 1992 - in den
Privathaushalten der alten Bundesländer - mit
monatlich DM 3.200 anzusetzen ist, berechnet
auf Nettolohnbasis! Dabei handelt es sich rech-
nerisch zudem um zusätzliche Einkommen, für die
keine Steuern und auch keine Sozialversiche-
rungsabgaben gezahlt werden.
Es ist nicht einzusehen, daß sich nur die Konsu-
mentInnen und VerbraucherInnen, bzw. die Kund-
Innen „Privathaushalte” zwischen den Alternativen
Eigenproduktion, „alltagsbezogene Schwarzar-
beit” und dem beschäftigungswirksamen Einkauf
von Dienstleistungen für den Nahbereich ent-
scheiden müssen. Auch die Politik muß sich end-
lich für eine aktive Förderung entscheiden und für
wirksame Beschäftigungsanreize in diesem Be-
reich sorgen.
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Die französische Politik im Bereich der haushaltsnahen Dienstleistungen
D. Havette und M. Okba, Ministerium für Arbeit und Soziales, Frankreich 
Die Problematik: 
Förderung des Beschäftigungswachstums
der französischen Wirtschaft
Es zeichnete sich in der Vergangenheit klar ab,
daß der industrielle Sektor der französischen Wirt-
schaft, wenn er seine Wettbewerbsfähigkeit erhal-
ten wollte, nicht in der Lage sein würde, Arbeits-
plätze in ausreichender Anzahl zu schaffen. Au-
ßerdem wächst die Zahl der erwerbsfähigen
Bevölkerung stetig, und das jährliche Wirtschafts-
wachstum von durchschnittlich 2%, das wir in
Frankreich seit nunmehr 20 Jahren erleben, hat
bisher nur wenig neue Arbeitsplätze mit sich ge-
bracht. Dies erklärt sich aus einem stetigen An-
stieg der Produktivität, auch im tertiären Bereich,
dem einzigen Sektor, der darüber hinaus Beschäf-
tigung „angekurbelt“ hat.
Die Zahl der Arbeitsplätze im tertiären Sektor ist
zwischen 1970 und 1995 um 5,9 Millionen ge-
wachsen, während sich die Beschäftigtenzahl im
industriellen Sektor um 1,7 Millionen verringert
hat. Internationale Vergleiche zeigen jedoch, daß
in Frankreich die Zahl der Beschäftigten im ter-
tiären Bereich seit 20 Jahren geringer steigt. Mit
einem Anteil von 66% belegen wir heute lediglich
einen der mittleren Plätze und liegen weiter hinter
Kanada und den Vereinigten Staaten (73% bzw.
75%) zurück, und wenn wir noch vor Deutschland
und Japan liegen, so liegt das an der großen Be-
deutung der Industrie in diesen Ländern und nicht
etwa an der Schwäche ihrer Dienstleistungen. 
Die größte Arbeitskraftreserve liegt folglich im
tertiären Sektor, wovon auch die Arbeiten und Zu-
sammenkünfte zeugen, die zu diesem Thema
durch das Ministerium für Arbeit, Beschäftigung
und berufliche Bildung initiiert wurden und die er-
geben haben, daß ein bedeutendes Arbeitsplatz-
potential im Bereich neuartiger Tätigkeiten liegt
(150.000 bis 300.000 Arbeitsplätze).
Diese Tätigkeiten sind die Antwort auf neu ent-
standene Bedürfnisse, die bisher meist nicht be-
rücksichtigt bzw. unzureichend befriedigt werden,
selbst wenn hier und da verschiedene Initiativen
ins Leben gerufen werden. Diese Bedürfnisse sind
vor allem das Ergebnis gewandelter familiärer
Strukturen, des Anstiegs der Berufstätigkeit von
Frauen, neuer Ansprüche einer immer älter wer-
denden Bevölkerung sowie der Notwendigkeit,
der Umwelt zugefügte Schäden zu beheben und
das durch zu schnelle Urbanisation verschlechter-
te Lebensumfeld der Menschen zu verbessern.
Die Tabelle (folgende Seite) zeigt das Arbeits-
und Beschäftigtenpotential, das nach unserer Ein-
schätzung in Frankreich besteht und das es zu ent-
wickeln gilt. In den verschiedenen Expertengrup-
pen wurden gleichzeitig die Grenzen der Entwick-
lung des Sektors klar aufgezeigt und die
Bedingungen für die Entwicklung solcher Beschäf-
tigungen definiert:
 Strukturierung des Dienstleistungsangebotes,
damit sich eine Dienstleistungsproduktion
durchsetzt, die auf die potentielle Nachfrage
in Qualität und Quantität vorbereitet ist, die
aber auch in der Lage ist, diese Nachfrage
zu befriedigen.
 Professionalisierung des Sektors, Schaffung
neuer Berufsbilder und neuer Ausbildungs-
gänge, etc..
 Solvabilisation der Nachfrage, denn der zu
zahlende Preis entspricht zwar den tatsächli-
chen Kosten, ist jedoch zu hoch, vor allem,
weil diese Beschäftigungen als gering qualifi-
ziert gelten.
Ausgehend davon wurde eine reelle mittel- bis
langfristige Strategie entworfen und umgesetzt.
Die Anstrengungen richteten sich zunächst auf die
Solvabilisation. Drei Arten von Hilfen werden ein-
gesetzt:
 Erlaß von Sozialabgaben für Arbeitgeber, die
älter als 70 Jahre sind (1987),
 dann Subventionen für die Betreuung von
Kindern (AGED, 1987, AFEAMA, 1990),
 schließlich als wirkungsvolles Mittel von all-
gemeiner Tragweite die Steuerermäßigung in
Höhe der Hälfte der für die Haushaltsdienst-
leistungen ausgegebenen Summen (1992).
Durch das Fünfjahresgesetz von 1993 wurden zur
Erleichterung der Verfahrensweise versuchsweise
Dienstleistungsschecks eingeführt. Hierbei werden
zwei Ziele angestrebt. Es sind dies die Heraus-
führung der bestehenden Beschäftigungsverhält-
nisse aus dem informellen Bereich und die Schaf-
fung zusätzlicher Beschäftigung.
Schließlich liefern uns das Gesetz vom Januar
1996 und seine Anwendungsbestimmungen die
Mittel für die weitere Entwicklung des Sektors:
 Erleichterung durch die Erweiterung des Sy-
stems der Dienstleistungsschecks über einen
Zeitraum von acht Stunden hinaus oder auf
vier aufeinanderfolgende Wochen.
 Strukturierung durch die Öffnung hin zu Un-
ternehmen des kommerziellen Sektors, wo-
durch einerseits das Angebot an Dienstlei-
stungen vergrößert wird, andererseits eine
neue Mobilisierung des Trägersektors bewirkt
wird, der bis jetzt der einzige in diesem Be-
schäftigungsbereich tätige ist.
 Professionalisierung durch die Verpflichtung
von einzelnen Arbeitgebern, zur beruflichen
Bildung ihrer Angestellten beizutragen, aber
auch und vor allem durch neue Zulassungs-
verfahren und durch die Schaffung des Zu-
lassungskriteriums „Qualität“ für die Arbeit
mit benachteiligten Zielgruppen.
 Solvabilisation durch die Schaffung eines
neuen privaten Hilfsinstruments, mit dem Be-
triebsräten oder Unternehmen ohne Betriebs-
räte die Möglichkeit offensteht, den Ange-
stellten eine Unterstützung zukommen zu las-
sen für die Bezahlung von Dienstleistungen,
die in ihrem Haushalt erbracht wurden.
Die Einführung des Dienstleistungsschecks hat
einen erneuten Aufschwung solcher Tätigkeiten
begünstigt, da verwaltungstechnische Auflagen
für Haushalte als Arbeitgeber sehr stark verein-
facht werden. Der Dienstleistungsscheck gilt
gleichzeitig als Gehaltsschein, Arbeitsvertrag und
Erklärung an die URSSAF. Er gestattet überdies die
pauschale Gewährung von bezahltem Urlaub
und die automatische Zahlung von Sozialabga-
ben. Er besteht aus zwei Teilen, einem üblichen
Bank- oder Postscheck und einem Sozialblatt mit
Angaben zum Angestellten und zur Art der Lei-
stung. Letzteres ist an das nationale Amt für
Dienstleistungsschecks (Centre national de traite-
ment du chèque emploi service) adressiert und
führt zur Ausstellung von drei Dokumenten:
 Für den Angestellten eine Bescheinigung über
den im entsprechenden Monat erhaltenen Lohn.
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Tabelle 
Die Aufteilung der jährlichen Ausgaben der Haushalte
Art der Haushalte, die angeben, Jährliche Umfang der von
Dienstleistung für eine Dienstleistung Gesamtausgaben Haushalten jährlich Entsprechung
zu zahlen der Haushalte bezahlten Stunden Vollzeitstellen
in Tsd. in % in Mrd. Francs in Mio. Stunden
Tägliche
Hilfen im Haushalt 1.800 8 20,6 500 250.000
Betreuung von
Kindern unter 11 Jah. 1.340 27 16,7 1.290 230.000
Hilfe bei
Pflegebedürftigkeit 870 40 8,0 440 220.000
Gesamt 4.010 15 45,3 2.230 700.000
 Für den Arbeitgeber eine Bescheinigung zur
Abbuchung der monatlichen Abgaben.
 Eine Steuerbescheinigung für den Arbeitge-
ber, mit der er die jährliche Steuerermäßi-
gung beanspruchen kann.
Der Dienstleistungsscheck ist in einem einjährigen
Versuchszeitraum bis zum Dezember 1995 gete-
stet worden. Nach Ablauf dieses Zeitraums wurde
er, wie es Artikel 5 des Fünfjahresgesetzes vor-
sieht, nach einer Parlamentsdebatte verlängert
und sein Umfang auf acht Stunden wöchentlich
ausgedehnt. Erste Bewertungsergebnisse deuten
darauf hin, daß er bei einer sehr breiten Öffent-
lichkeit sehr erfolgreich Anwendung findet, beina-
he 950.000 Scheckhefte sind an mehr als
350.000 Arbeitgeber, davon 55% neue, verteilt
worden.
Die Wirksamkeit dieser neuen Quelle der Sol-
vabilisation wird verstärkt durch die Einführung
eines neuen vereinfachenden Verfahrens des
Dienstleistungsgutscheins, der zukünftig im Be-
reich der Dienstleistungen für Privatpersonen die-
selbe Rolle spielen soll, die der Restaurantgut-
schein im Bereich der Gastronomie gespielt hat,
und dessen Erprobung seit dem 1. Januar dieses
Jahres auf das gesamte Territorium angewendet
wird. Das Ziel dieser Politik ist die Schaffung von
dauerhaften Arbeitsplätzen durch die Entwicklung
eines neuen gleichberechtigten Wirtschaftszwei-
ges, der künftig mit geringerer staatlicher Unter-
stützung bzw. sogar ohne staatliche Hilfe funktio-
nieren soll, in dem sich echte Berufsbilder und
Entwicklungsmöglichkeiten für die Angestellten
herausbilden und in dem qualitativ hochwertige
Dienstleistungen erbracht werden.
Es handelt sich also keinesfalls um einen Be-
schäftigungsbereich, der sich vorrangig der Ein-
gliederung von Menschen in Schwierigkeiten wid-
met. In der Tat würde die Definition dieses Sektors
als Mittel zur Integration genau jene Entwicklung
auf diesem Gebiet unmöglich machen, die ange-
strebt wird.
Die „nichtzahlenden“ Haushalte 
Etwa ein Drittel der französischen Haushalte neh-
men eine haushaltsnahe Dienstleistung in An-
spruch, aber nur 15% der Haushalte bezahlen
dafür. Es existieren somit bisher nicht befriedigte
Bedürfnisse, die ein nicht zu übersehendes Ar-
beitsplatzpotential bilden:
 1,4 Millionen Familien verzichten auf jegli-
che, selbst punktuell in Anspruch genomme-
ne haushaltsnahe Dienstleistung, obwohl
unter diesen Familien 500.000 Paare sind,
bei denen auch die Frauen berufstätig sind,
und 100.000 Familien mit alleinerziehenden
Eltern, die zur erwerbstätigen Bevölkerung
gehören.
 Ebenso erklären eine Million Familien, in de-
nen ein pflegebedürftiger Angehöriger lebt,
daß sie auf jegliche „bezahlte“ Hilfe von
außen verzichten.
 50% der Haushalte fordern eine Kinderbe-
treuung ohne Bezahlung an (vor allem wäh-
rend des Tages)
 2/3 der Haushalthilfen werden nicht bezahlt
(3 Millionen Haushalte)
Die Gründe für diesen Verzicht sind
 der finanzielle Zwang. 66% der Haushalte
erklären, nicht genügend Geld zu haben. Es
ist daher zu fragen, wie man den Bedarf die-
ser Haushalte solvabilisieren kann;
 die noch wichtigeren kulturellen Hindernisse.
11% der Haushalte betrachten solche Dienst-
leistungen als Luxus, 18% der Haushalte ha-
ben Schwierigkeiten, eine geeignet erschei-
nende Person zu finden und 12% empfinden
es als peinlich. 
Dennoch haben laut einer Umfrage eine Million
Personen Bedarf an häuslicher Hilfe. Davon
möchte die Hälfte auf haushaltsnahe Dienstlei-
stungen zurückgreifen, 19% auf Arbeiten zur Ver-
besserung ihres Lebensumfelds (Gartenarbeit)
und 9% auf Kinderbetreuung. 
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Dienstleistungen in privaten
Haushalten in Österreich - Eine Bestandsaufnahme 
Stephan Lengauer, Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds 
1. Die Idee
Die österreichische Diskussion um Dienstleistun-
gen im privaten Haushalt steht in zeitlichem als
auch „ideengeschichtlichem” Zusammenhang mit
dem EU-Betritt Österreichs. Das Weißbuch der
Europäischen Kommission von 1994 zu „Wachs-
tum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung. Her-
ausforderungen der Gegenwart und Wege ins
21. Jahrhundert“ beinhaltet als eine wesentliche
Passage die Feststellung, daß in den meisten
Staaten Kontinentaleuropas im Vergleich zum Re-
ferenzmodell USA im Dienstleistungsbereich sehr
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viel weniger Arbeitsplätze geschaffen wurden. Als
Ursachen hierfür wurden sowohl die Existenz von
„Mindestlöhnen (bzw. deren Höhe)” als auch „ar-
beitsrechtliche Überregulation” angeführt. Wäh-
rend in den im Weißbuch vorgeschlagenen Maß-
nahmen das Schwergewicht noch sehr deutlich
auf dem ersten Teil der Empfehlung „Deregula-
tion unter Beachtung der nationalen Arbeitsre-
gimes” liegt, verschob sich zumindest in den Staa-
ten mit hinreichend starken Arbeitnehmerinnen-
bewegungen in der Umsetzung, das heißt im
Versuch, die im Bereich Dienstleistungen vorhan-
denen Potentiale zur Bekämpfung von Arbeitslo-
sigkeit zu realisieren, das Gewicht hin zu den je-
weiligen Besonderheiten des Systems der
Arbeitsbeziehungen. Konkret heißt das, daß als
Mittel zur Erhöhung der Beschäftigtenzahl nicht so
sehr eine „Deregulierung” gesehen wurde, son-
dern vielmehr Formen „regulierter Deregu-
lierungen”. Es wurde von den Akteuren im politi-
schen System nach Settings gesucht, in denen
temporär, räumlich oder funktional begrenzt be-
stimmte Regulationsziele - nach Möglichkeit im
Konsens zwischen den Wirtschaftspartnern - er-
reicht werden können.
Interessenspolitisch sind dabei folgende Rah-
menbedingungen zu beachten. Von Seiten der Ar-
beitnehmerInnenvertreter gilt es, ein großes Seg-
ment an „MacJob”-ArbeiterInnen zu verhindern,
die zumindest indirekt über die sozialen Siche-
rungssysteme Lohndruck nach unten verursachen
können. Ein Problem besteht für Gewerkschaften
insbesondere in der Veränderung des Lohn- und
Produktivitätsniveaus der Volkswirtschaft für den
Fall einer umfassenden Expansion im Bereich
haushaltsnaher Dienstleistungen. Die Tätigkeiten
in diesem Bereich sind nicht zuletzt deshalb nicht
lohnarbeitsförmig, weil sie aus der normalen
Lohn-/Preisentwicklung herausfallen und am
Markt nicht bestehen können. Das heißt, diese
Tätigkeiten wären relativ zu ihren Substituten zu
teuer. Sofern die Preisstruktur des Substituts nicht
verändert werden kann, würde einzig eine massi-
ve Lohnreduktion zu einer Verbesserung der rela-
tiven Preise dieser Tätigkeiten und damit zur
(Massen-)Marktgängigkeit führen. Selbst wenn
die Lohnreduktion nur auf diesen Tätigkeits-
bereich beschränkt bliebe, ergäben sich soziale
Probleme bzw. Probleme hinsichtlich der Chan-
cengleichheit, da evident ist, welche Merkmale
die Personen, die in diesen Tätigkeitsbereichen
arbeiten, in der Mehrzahl tragen werden.
Als Vorteile sind anzuführen, daß auch relativ
schlecht bezahlte, aber immerhin den arbeits-,
sozial- und steuerrechtlichen Regulationen unter-
worfene Jobs gegenüber denen im Bereich des
Schwarzmarktes (bzw. in der Grauzone) aus Sicht
der ArbeitnehmerInnenvertretung vorzuziehen
sind. Dies gilt auch für Unternehmerverbände mit
umfassender Mitgliederdomäne. Ein Vorteil, der
Unternehmerverbände veranlassen kann, dieser
Idee aufgeschlossen gegenüber zu stehen, liegt in
der Möglichkeit der Markterschließung durch
staatliche (subventionierte) Aktivitäten.
In Österreich wurde die Idee, Arbeitsplätze im
Dienstleistungsbereich für private Haushalte zu
schaffen, von einer sozialdemokratischen Politike-
rin im Mai des Jahres 1996 öffentlichkeitswirksam
unter dem Begriff „HomeService” präsentiert,
nicht zuletzt als Maßnahme, um die sich deutlich
verschlechternde Arbeitsmarktlage in den Griff zu
bekommen. Auch der österreichische Arbeits-
markt-Service wurde in diesem Bereich aktiv,
wobei es vor allem darum geht, „Pools“ von Ar-
beitskräften zu bilden, die solche Tätigkeiten aus-
führen können. Die ersten Reaktionen auf diese
Vorschläge und Konzepte lassen sich in der skiz-
zierten Interessenambivalenz, insbesondere der
ArbeitnehmerInnenvertretung, interpretieren, wo-
bei aus dem Bereich der freiwilligen Verbände
stärker Skepsis angemeldet und vor allem auf die
Gefahren beim „subventionierten“ Einstieg in die-
sen Bereich niedriger Produktivität hingewiesen
wurde. Damit war „HomeService” zum Begriff ge-
worden und stand auf der arbeitsmarktpolitischen
Agenda.
2. Forschungs- und Umsetzungsaktivitäten
In diesem Abschnitt wird ein Überblick der lau-
fenden und abgeschlossenen Forschungsaktivitä-
ten sowie über laufende und geplante Program-
me bzw. Projekte in diesem Bereich zum Stichtag
1.7.97 gegeben1.
Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen2 - Studie
„Beschäftigungspolitik“:
Aus der zunehmenden Brisanz der Arbeitsmarktsi-
tuation ergab sich im Frühjahr 1996 die Notwen-
digkeit der Auseinandersetzung mit dem Thema
„Beschäftigungspolitik“. Neben den politischen
1 Ich danke insbesondere Fr. Mag. Berta Schreckendeder (AMS-Landesgeschäftsstelle Wien,); Fr. Mag. Claudia Galehr
(AMS-Österreich Bundesgeschäftsstelle, Wien) Hr. Mag. Helmut Dornmayr (IBE, Linz) und Hr. Mag. Christian Bartik
(Magistratsdirektion Koordiniationsbüro, Wien) für die wertvolle Unterstützung bei der Sammlung der Daten.
2 Der „Beirat” ist eine „Expertenrunde” im Rahmen der Sozialpartnerschaft. Die in seinen Studien gewonnenen
Erkenntnisse sind für den weiteren politischen Prozeß in Österreich bisher zumeist von hoher Bedeutung gewesen.
und wirtschaftlichen Faktoren wurde insbesonde-
re auf die Themen „neue Dienstleistungsjobs“ und
„aktive Arbeitsmarktpolitik“ eingegangen. Zu-
sammenfassend wird festgestellt, daß die Nach-
frage nach „persönlichen Dienstleistungen“ („so-
ziale“ sowie haushaltsbezogene Dienstleistungen)
erheblich steigen, allerdings infolge der spezifi-
schen Produktivitätsentwicklung in diesem Bereich
ein erheblicher Subventionsbedarf besteht, sofern
breitenwirksam Arbeitsplätze geschaffen werden
und die Stellen im Bereich der „offiziellen Er-
werbsarbeit“ entstehen sollen. Dabei wird ange-
regt, vermehrt Mittel aus der „passiven“ Arbeits-
marktpolitik (Existenzsicherung) für Zwecke der
Arbeitsmarktförderung einzusetzen. Da für Öster-
reich bis zum Frühjahr 1997 noch keine hinrei-
chenden Daten über Organisationsformen und
Auswirkungen vorhanden sind, empfiehlt der Bei-
rat, wissenschaftlich begleitete Pilotprojekte im re-
gionalen Rahmen durchzuführen. 
Arbeitsmarkt-Service Österreich - Studie „Dienst-
leistungen für private Haushalte“:
Die vom Arbeitsmarkt-Service Österreich im
Herbst 1996 beauftragte Studie „Dienstleistungen
für private Haushalte“3 soll bis Herbst 1997 ab-
geschlossen sein. Die vorliegenden Zwischener-
gebnisse deuten darauf hin, daß der Tätigkeits-
umfang der Leistungen - soll darunter mehr als
nur Reinigungstätigkeit verstanden werden - eine
aktive Definition durch die Anbieter erfordert. Bei
den Kunden scheint es hinsichtlich der Nachfrage
wesentliche Differenzen  zwischen den Altersko-
horten zu geben, an diese ließe sich angebotssei-
tig mit Produktdifferenzierung anschließen. Auf
der Seite der Leistungsersteller werden von den
Kunden durchaus auch „arbeitsmarktpolitische
Zielgruppen“ akzeptiert. In Hinblick auf das „Sub-
stituierungspotential“ von Schwarzarbeit weisen
die ersten Ergebnisse darauf hin, daß die Effekte
infolge der in diesem Bereich bei Schwarzarbeit
vorausgesetzten vertrauensbasierten Beziehungen
als sehr gering zu beurteilen sind.
HomeService im Bundesland Wien:
Im Herbst 1996 wurden in Wien wie bereits zuvor
auf Bundesebene verstärkt Überlegungen zum
Thema HomeService angestellt. Der Wiener Ar-
beitnehmerInnen-Förderungsfonds vergab einen
Auftrag an das „Institut für Zukunftspolitik” mit der
Aufgabe, ein Modell zu formulieren, das
 Tätigkeiten, insbesondere neue Tätigkeiten
im Bereich der haushaltsnahen oder perso-
nennahen Dienstleistungen in Form von sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigungsver-
hältnissen beinhaltet,
 zumindest budgetneutral ist,
 keine negativen externen Effekte aufweist,
 sozial nützlich oder zumindest unumstritten ist.
Die wesentlichen Ergebnisse sind also:
 Budgetneutralität kann bei gegebener Preis-
struktur und der fiskalischen Verteilung nur
bei wenigen hochpreisigen Tätigkeiten auf
Landes/kommunaler Ebene erzielt werden,
daher ist das erzielbare Beschäftigungsvolu-
men relativ gering.
 Eine Bereitschaft der ArbeitnehmerInnen, ins-
besondere bei Arbeitslosigkeit, temporär auf
die angesprochenen Tätigkeiten auszuwei-
chen, ist durchaus gegeben.
Weitere Untersuchungen:
Neben den genannten Studien, die sich ver-
gleichsweise umfassend mit dem Problem „Haus-
haltsnahe Dienstleistungen als Arbeitsplätze“ be-
fassen, wurden Befragungen hinsichtlich des
Nachfragepotentials und der Preiselastizität in
diesem Sektor vorgenommen. Zusammenfassend
läßt sich feststellen, daß die Preiselastizität bei
höheren Einkommen größer wird, generell die
Frage des marktgängigen Preises für „offizielle
HomeService“-Leistungen aber sehr eng an dem
jeweiligen Preis am Schwarzmarkt orientiert ist.
Wird der Preis in etwa in der Höhe des Schwarz-
marktpreises angesetzt, so ist bei bis zu 30% der
Haushalte zumindest mit gelegentlicher Nachfra-
ge nach kommerziell angebotenen „haushaltsna-
hen/persönlichen Dienstleistungen“ zu rechnen.
Projekte und Programme:
Neben einer Vielzahl von Projekten, die in Vorbe-
reitung sind (in den Bundesländern Vorarlberg,
Niederösterreich, Oberösterreich und Kärnten),
lassen sich konkret zwei Projekte in Oberöster-
reich nennen, die bereits in der Durchführungs-
phase sind, in Braunau (Volkshilfe OÖ) und
Vöcklabruck (OÖ-Hilfswerk). Diese konzeptionell
sehr ähnlichen Projekte haben bereits erste Be-
schäftigungsverhältnisse (auf Teilzeitbasis) be-
gründet. In Wien ist eine Projektvorbereitung an-
gelaufen (Sozial Global). Der Beginn des opera-
tiven Geschäfts ist für Herbst 1997 geplant.
Die genannten österreichischen Projekte sind
dadurch gekennzeichnet, daß
 Tätigkeiten in den Bereichen Haushalt (Reini-
gung, Kochen, Erledigungen), Betreuung/Be-
gleitung, Transport verrichtet werden,
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3 Durchgeführt vom Institut für Beruf- und Erwachsenenbildungsforschung an der Universität Linz
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 sie Pilotcharakter haben, daher zeitlich, regio-
nal und vom Volumen her klein sind,
 sie Subventionen mindestens auch aus Mitteln
des Arbeitsmarkt-Service erhalten,
 sie primär auf arbeitsmarktpolitische Zielgrup-
pen ausgerichtet sind,
 sie arbeitsmarktpolitische Zielsetzungen ver-
folgen, insbesondere sozialversicherungs-
pflichtige Vollzeitarbeitsverhältnisse schaffen
und einen Qualifizierungsanteil beinhalten,
 sie die Freiwilligkeit beim Zugang in die Be-
schäftigungsmaßnahme hervorheben und
 implizit auf eine Ausdehnung des formellen
Sektors in der Ökonomie orientiert sind.
3. Zusammenfassung und Ausblick
Der Bereich „Dienstleistungen im privaten Haus-
halt” wird derzeit in Österreich sehr intensiv auf
Arbeitsplatzpotentiale und hinsichtlich der Umset-
zung in Pilotprojekten und mit umfassenden For-
schungsaufträgen geprüft. Hinsichtlich der Orga-
nisation der Produktion der Leistungen kann von
einem deutlichen Schwerpunkt des „Träger als Be-
schäftiger”-Modells gesprochen werden. Bei den
Trägern sollen also transitorisch Arbeitsplätze für
arbeitsmarktpolitische Zielgruppen geschaffen
werden. Die Finanzierung erfolgt in aller Regel in
Form von Subvention an die Beschäftigerbetriebe. 
In der Mehrzahl der hier vorgestellten Program-
me wird ein Teil der Kosten, der ansonsten für die
„passive“ Sicherung der von Arbeitslosigkeit Be-
troffenen aufgewendet werden müßte, „aktiv“ zur
Schaffung von Arbeitsplätzen verwendet. Insofern
ist nicht mit einer umgehenden Verallgemeine-
rung des Modells zu rechnen, sondern mit einer
neuerlichen, intensiven Diskussionsphase, dann
allerdings auf einem deutlich höheren Informa-
tionsniveau. Eine bisher noch ungeklärte Frage in
der Diskussion ist die noch nicht analysierte Ver-
teilungswirkung einer Verallgemeinerung der
letztlich subventionsgestützten Systeme, wie sie
sich für Österreich als am wahrscheinlichsten rea-
lisierbar abzeichnen.
Während die bisher besprochenen Projekte alle
als gemeinnützig gelten, treten in letzter Zeit eini-
ge profitorientierte Anbieter auf, wobei sowohl re-
lativ große Unternehmen als auch Klein- bis
Kleinstunternehmen die Komponenten dieses
Dienstleistungsbereiches etwa in Form eines
Scheck-Systems anbieten. Um eine Regulierung
unter anderem auch dieses Bereichs bemüht sich
die Arbeitgeberseite derzeit besonders. Dies
äußert sich im Versuch, die Kollektivvertragsfähig-
keit für einen Verband nicht profitorientierter Trä-
ger zu erreichen,4 in dem 80% der potentiellen
Arbeitgeber organisiert sind. 
4 Konkret werden im BAGS derzeit 25 Arbeitgeber (Träger) aus den Bereichen Gesundheit und Soziales mit einem derzei-
tigen Beschäftigtenstand von 12.700 organisiert.
Hausarbeit als Erwerbsarbeit? Möglichkeiten und Grenzen
der Umwandlung von Hausarbeit in bezahlte Dienstleistungen 
Dr. Traute Meyer, Freie Universität Berlin 
Die Arbeitslosigkeit ist gegenwärtig das innenpo-
litische Problem Nummer eins. Auf der Suche
nach Möglichkeiten, Arbeitsplätze zu schaffen, ist
auch die Hausarbeit wieder in die Diskussion ge-
raten. Hier gibt es viel Arbeit - Arbeit, die bisher
allerdings unentgeltlich geleistet wird. Es liegt
deshalb nahe, daß der Staat Beschäftigung in
diesem Bereich anregt, indem durch Subventio-
nen der Preis häuslicher Dienstleistungen gesenkt
wird.
Dieser Ansatz wird auf politischer und wissen-
schaftlicher Ebene kontrovers diskutiert. Haupt-
streitpunkt der Debatte ist, ob auf diese Weise so-
ziale Ungleichheit vertieft oder abgeschwächt
wird, konkret: ob sich ein geschlossener Nied-
riglohnsektor etabliert, der auf Löhne in anderen
Bereichen drückt (z. B. Offe 1994, S. 801), oder
ob Beschäftigungschancen für Menschen eröffnet
werden, die sonst keine hätten (z.B. Drohsel
1996, S. 42; Scharpf 1993, S. 435).
Diese im Hinblick auf die gesellschaftlichen
Konsequenzen einer Ökonomisierung der Haus-
arbeit kontroversen Standpunkte gehen von der
gemeinsamen Annahme aus, daß der Haushalt
ein arbeitskraftintensiver Bereich ist und es des-
halb eine prinzipielle Bereitschaft privater Haus-
halte gibt, für häusliche Dienstleistungen zu be-
zahlen. Diese Bereitschaft wird bislang durch
äußere Umstände gebremst. Würde man den
Haushalten die Investitionsentscheidung durch
niedrigere Preise erleichtern, könnten Arbeitsplät-
ze geschaffen werden.
Diese Annahme soll im Folgenden im Zentrum
stehen. Ich werde die Frage untersuchen, wofür
private Haushalte in der Bundesrepublik bislang
Geld ausgegeben haben, um ihre Hausarbeit zu
erledigen; ich werde fragen, warum sie das tun
und ob sich dieses Verhalten durch niedrigere
Preise von Dienstleistungen beeinflussen läßt. Um
diese Fragen zu beantworten, habe ich zunächst
die Hausarbeit in verschiedene Tätigkeiten aufge-
teilt und das Nachfrageverhalten je nach Tätigkeit
einzeln untersucht. Diese Untersuchung zeigt, daß
Haushalte vorwiegend in Güter und Haushaltsge-
räte investieren und nur in geringem Umfang in
Dienstleistungen - sieht man vom grauen Markt
einmal ab. Eine weitere Ausnahme ist die Gastro-
nomie. Dennoch ist der Haushalt jetzt schon ein
arbeitsplatzssichernder Faktor, v.a. für Frauen.
Im zweiten Teil möchte ich Erklärungen für die
geringe Nachfrage aus der Dienstleistungs- und
Sozialstaatsforschung anführen. Diese wiederum
geben Aufschluß darüber, wie erfolgreich der
staatliche Versuch sein kann, die Preise dieser Lei-
stung zu senken. Ich habe dafür zwei unterschied-
liche Arten häuslicher Dienstleistungen herausge-
griffen, die Kinderbetreuung und das Putzen.
1. Was ist Hausarbeit?
Hausarbeit wie wir sie heute kennen, ist mit der
Industrialisierung entstanden. Diese führte zur
Auflösung familialer Wirtschaftsgemeinschaften,
der sogenannten „Ökonomie des ganzen Hau-
ses“ (Vgl. z.B. Achinger 1958, S. 23ff.; Bock/ Du-
den 1977). Es entwickelten sich zwei Sphären: die
Erwerbsarbeit und getrennt davon die Hausarbeit.
Beide sind trotzdem aufeinander angewiesen. 
Typisch für die Erwerbsarbeit ist, daß sie durch
Tauschakte und Kontrakte geregelt ist und für ein
Einkommen sorgt. Sie sorgt nicht oder nur unzu-
reichend für das leibliche Wohl und die langfristi-
ge Reproduktion von Familien - das Aufziehen
von Kindern könnte durch marktförmige Bezie-
hungen allein nicht geleistet werden. Beides ist
Aufgabe der Hausarbeit. Sie ist für den leiblichen
und emotionalen Unterhalt der Angehörigen des
Haushaltes zuständig. Sie ist durch Beziehungen
und Absprachen geregelt. Typisch für Hausarbeit
ist außerdem, daß sie Frauen zugewiesen worden
ist. Grund dafür sind überlieferte Arbeitsteilungen
und Hierarchien, kulturelle Symbole, also Vorstel-
lungen von männlich und weiblich, die Struktur
des Arbeitsmarktes und nicht zuletzt die Sozialpo-
litik (z.B. Cockburn 1988, S. 128ff, 170ff.;
Kreckel 1992, S. 212ff.).
Durch ihre direkte Bedürfnisorientierung ist
Hausarbeit flexibel und vielseitig. Im Folgenden
wird sie in zwei große Bereiche eingeteilt, in sach-
bezogene und in personenbezogene Tätigkeiten.
Die klassischen Bestandteile der sachbezogenen
Hausarbeit sind Kochen und Einkaufen, die Pfle-
ge der Kleidung, die Pflege der Wohnung. Diese
dienen zwar letztlich Personen, die Arbeit selbst
kann aber ohne die Kooperation dieser Personen
getan werden. Zu den personenbezogenen Tätig-
keiten zählt vor allem das Da-Sein für die Bedürf-
nisse der Kinder und Ehepartner.
In einer Gesellschaft ohne Subsistenzwirtschaft
sind Haushalte darauf angewiesen, Geld auszu-
geben, um die Hausarbeit erledigen zu können.
Für Dienstleistungen zu bezahlen ist dafür eine
Möglichkeit - eine andere ist Güter, d.h. Nah-
rungsmittel und Haushaltsgeräte zu kaufen, die
dann im Haushalt weiterverarbeitet, konsumiert
oder benutzt werden. Schaut man sich an, welche
dieser Möglichkeiten Haushalte in Deutschland in
Anspruch genommen haben, ist die Tendenz klar.
2. Die „Industrialisierung des Zuhauses“
Die Nachkriegszeit bis Mitte der 70er Jahre war
von enormem Wirtschaftswachstum und der steti-
gen Zunahme des Einkommens privater Haushal-
te gekennzeichnet. Von 1949 bis 1987 vervier-
fachte sich die Kaufkraft des durchschnittlichen
Bruttojahresverdienstes in der Bundesrepublik
(Schweitzer 1991, S. 42). Was die Hausarbeit an-
geht, ist dieses Einkommen vor allem für die „In-
dustrialisierung des Zuhauses“ ausgegeben wor-
den (Cowan 1983, S. 5). Die privaten Haushalte
investierten in Haushaltsgeräte und industriell ge-
fertigte Nahrungsmittel. Dies wird nun anhand
der Bestandteile der Hausarbeit nachvollzogen.
Im Hinblick auf die zur Ernährung notwendigen
Hausarbeiten sind drei Entwicklungen auffällig:
erstens die wachsende Ausstattung der Haushalte
mit Küchengeräten; zweitens der gestiegene Ab-
satz von industriell verarbeiteten Nahrungsmitteln
und drittens das Wachstum der Gastronomie.
Zu Beginn der sechziger Jahre gehörte zum
Küchenbestand lediglich ein Herd und für die
Hälfte der Haushalte ein Kühlschrank. 1993 be-
saßen demgegenüber bereits alle Haushalte ei-
nen Kühlschrank, drei Viertel eine Kühltruhe, ein
Drittel eine Spülmaschine. In den achtziger Jahren
kam der Mikrowellenherd als die zentrale techni-
sche Innovation dazu, er befindet sich heute
schon in einem Drittel aller Haushalte (Grafik 1).
Parallel zu dieser Technisierung der Küche wur-
den zunehmend industriell gefertigte statt frischer
Nahrungsmittel im Haushalt verarbeitet. Zwischen
1983 und 1993 stieg beispielsweise der Absatz
von Tiefkühlkost in der Bundesrepublik um 156%
(Süddeutsche Zeitung, 13. 10. 1993). Wichtigster
Faktor in dieser Wachstumsbranche sind Fertigge-
richte (Handelsblatt, 22. 6. 1991). Ihre Wachs-
tumschancen werden durch die Verbreitung des
Mikrowellenherds besonders begünstigt (Sassen
1988, S. 12ff.).
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Das gestiegene Haushaltseinkommen hat
außerdem dazu geführt, daß mehr Geld für Re-
staurants und Fast-Food ausgegeben wird. An-
fang der 60er Jahre waren durchschnittlich 9%
der Ausgaben privater Haushalte für Nahrungs-
und Genußmittel für den „Verzehr außer Haus“
bestimmt; Ende der 80er Jahre betrug der Anteil
bereits 23%. Er war in unterschiedlichen Einkom-
mensgruppen relativ konstant (Statistisches Bun-
desamt 1974b u. 1994b). Es gibt hier also einen
durch alle sozialen Schichten gehenden Trend.1
Auch die Reinigung von Kleidern wird heute in
der Regel im Haushalt mit Hilfe von Waschma-
schinen erledigt. Zu Beginn der sechziger Jahre
gab es davon in deutschen Haushalten wenige.
1962 besaßen 34% aller Haushalte ein eigenes
Gerät. Dieser Anteil stieg auf 89% 1993. Welcher
Anteil der Wäsche in Reinigungen gebracht wird,
ist leider nicht festzustellen. Das Beschäftigungsni-
veau im Reinigungssektor ist allerdings niedrig
(Tabelle 1/S.18).
Putzen ist die einzige der untersuchten Hausar-
beiten, die unbedingt ortsgebunden ist. Glaubt
man amtlichen Statistiken über sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte, werden private Woh-
nungen fast ausschließlich von ihren BewohnerIn-
nen gereinigt. Lediglich 23.000 sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigte Reinigungskräfte und
hauswirtschaftliche Angestellte gab es 1990 laut
Bundesanstalt für Arbeit in den alten Bundeslän-
dern in privaten Haushalten, das waren 0,1%
aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
(Tabelle 1). Diese Zahlen spiegeln die reale Si-
tuation nicht wieder - die Dunkelziffer liegt viel
höher. Schätzungen gehen von mindestens zwei
Millionen schwarz im Haushalt beschäftigter Men-
schen aus (Finger 1997, S. 14).
Die Kinderbetreuung in den ersten drei Lebens-
jahren ist vor allem in Westdeutschland Privatsa-
che geblieben. Bis zu Beginn der neunziger Jahre
waren zwei Drittel aller Mütter mit bis zu zwei
Jahre alten Kindern nicht erwerbstätig und für nur
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1 Diese Entwicklungen sind nicht auf Deutschland beschränkt. So erhöhte sich zum Beispiel in Großbritannien zwischen
1956 und 1961 der Absatz gefrorener Nahrung an Privathaushalte jährlich um durchschnittlich 36% (Clark 1984:
87ff). Amerikanische Privathaushalte gaben Mitte der achtziger Jahre zwei Drittel ihres Nahrungsmittelbudgets für
Fertiggerichte, Tiefkühlkost, Konserven, Suppen und andere industriell verarbeitete Nahrung aus. Der Anteil der
Ausgaben für Essen außer Haus stieg dort ebenfalls; besonders hoch war er in Haushalten mit erwerbstätigen Frauen,
die so versuchen, Zeit zu sparen (Darian/Klein 1989: 139 u. 147).
3% der unter 3-jährigen gab es öffentliche Kin-
derbetreuung (Joshi/Davies 1992, S. 565f.). Ab
dem Alter von drei Jahren gehen auch im Westen
mehr Kinder in Kindergärten, 1992 waren es 31%
der 3-4 Jahre alten und 70% der 4-5 Jahre alten
Kinder. Diese Kinderbetreuung findet aber bis auf
einen Anteil von 15% der 4-7 Jahre alten Kinder
nur an wenigen Stunden des Tages statt, was nicht
mit einer Vollzeiterwerbstätigkeit zu vereinbaren
ist (Wagner/Hank/ Tillmann 1995, S. 13).
In Ostdeutschland sah die Situation anders
aus. Zu Beginn der neunziger Jahre waren noch
67% der 1-3-jährigen in Kinderkrippen, aber die
Anpassung an das westdeutsche Modell ging
schnell: 1994 betrug der Anteil nur noch 32%.
Für die 4-7-jährigen ist die Situation besser ge-
blieben, 92% werden außerhäusig betreut, der
Vollzeitanteil der 4-7-jährigen Kinder liegt bei
90% (Wagner/Hank/Tillmann 1995, S. 13). Auch
in diesem Bereich wird es eine Dunkelziffer von
geringfügig Beschäftigten geben. Vermutlich ist
diese allerdings niedriger als die im Bereich der
Putzhilfen. Aus emotionalen Gründen ist diese
Kinderbetreuungsarbeit weniger gut zu delegie-
ren; die KundInnen sind viel anspruchsvoller, weil
ihnen das Wohl der Kinder am Herzen liegt. Zwei-
tens kostet die Betreuung von Kindern mehr Zeit
als Putzen, so daß den Haushalten selbst die Aus-
gaben für Schwarzarbeit zu hoch sein könnten.
Unter diesen Umständen bleiben Mütter häufig
lieber zu Hause, um ihre kleinen Kinder zu ver-
sorgen, oder sie vertrauen sie anderen Familien-
angehörigen an.
An diesen Angaben läßt sich erkennen: In deut-
schen Haushalten hat das Selbermachen Priorität.
Haushalte erhöhen durch ihre Konsumentschei-
dungen - für Haushaltsgeräte und für vorgefertig-
te Nahrungsmittel - die Produktivität der sachbe-
zogenen Hausarbeiten. Doch schon unter jetzigen
Bedingungen gibt es auch eine Gegentendenz zu
diesem Muster. Am Trend zum Essen außer Haus,
an der Nachfrage nach Kinderbetreuung für Kin-
der ab drei Jahren und an der Schwarzarbeit im
Bereich der Reinigungsdienste zeigt sich die Be-
reitschaft privater Haushalte, unbezahlte Hausar-
beit durch bezahlte Dienstleistungen zu ersetzen. 
3. Beschäftigungseffekte der 
Dienstleistungsnachfrage
Die durch Hausarbeit verursachte Nachfrage
nach außerhäuslichen Dienstleistungen ist stärker
geworden. Das Beschäftigungswachstum war am
stärksten in dem Bereich der Kinderbetreuung
und der Gastronomie, beides gehört zu den we-
nigen Bereichen des Arbeitsmarktes, in denen
nach wie vor neue Arbeitsplätze entstehen. Die
Zahl der Beschäftigten in der Gastronomie stieg
zwischen 1961 und 1987 um 47%; die in der
Kinderbetreuung um 204%; mit der deutschen
Vereinigung dann verdoppelte sie sich und steigt
seitdem weiter. 
Auch die Beschäftigten in Wäschereien und
Reinigungen nahmen in den letzten Jahrzehnten
zu (Tabellen 1 und 2); die Zahl der Arbeitsplätze
ist dennoch verhältnismäßig klein, zu Beginn der
neunziger Jahre waren rund 5% aller Beschäftig-
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Tabelle 1
BRD - Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in häuslichen und haushaltsnahen Dienstleistungen von
Gesamtbeschäftigten
in Prozent Wachstumsrate
Insgesamt Frauen Gesamt Frauen
1977 1990 1977 1977-90 1977-90
Beschäftigte in Wäscherei und Reinigung 0,7 0,9 1,3 41,0 35,2
Personenbezogene häusliche 
Dienstleistungen (Gesundheitsdienst u. 
sozialpflegerische Berufe) 0,0 0,0 0,1 19,9 16,1
sachbezogene häusliche Dienstleistungen
(hauswirtschaftliche und Reinigungsberufe) 0,2 0,1 0,5 -36,9 -37,2
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte  (%):
insgesamt 100,0 100,0 100,0 12,5 22,5
Quelle: unveröffentlichte Daten der Bundesanstalt für Arbeit 
ten und rund 8% aller beschäftigten Frauen in
diesem Sektor tätig. Demgegenüber ist die Nach-
frage privater Haushalte nach sozialversiche-
rungspflichtigen hauswirtschaftlichen Reinigungs-
und Pflegediensten gleich Null, lediglich 0,3%
aller weiblichen sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten waren 1990 bei privaten Haushalten
beschäftigt. Hausarbeit ist zwar in einem gewissen
Umfang besonders für Frauen Garant für bezahl-
te sozialversicherungspflichtige Beschäftigung,
wobei der expandierende Dienstleistungssektor
eine wichtige Rolle spielt. Haushaltsinterne
Dienstleistungen aber haben, als gesicherte Be-
schäftigungsverhältnisse, bisher keine Bedeutung.
Man könnte nun vermuten, daß wegen der
Technisierung und der teilweisen Auslagerung der
Hausarbeit weniger Arbeit im Haushalt anfällt.
Damit ließe sich die schwache Nachfrage nach
Dienstleistungen erklären. Laut Zeitbudgetstudien
hat jedoch die Arbeitsbelastung durch Hausarbeit
nicht abgenommen.2 Es liegt deshalb nahe, daß
mit verbesserten Mitteln das Wohlstandsniveau
der Haushalte gesteigert wurde: mit dem gleichen
Aufwand wird heute mehr erreicht. Die Erwartun-
gen sind damit ebenfalls gestiegen.
Wenn die Arbeitsbelastung allerdings nicht ab-
genommen hat, bleibt die Frage offen, warum
Haushalte nicht stärker in Dienstleistungen inve-
19
Tabelle 2
BRD - Beschäftigte in der Gastronomie und KindergärtnerInnen (in Tausend)
Wachstumsrate
Insgesamt Frauen Männer insgesamt
1961 1987 1987 1987 1961-87
Gaststättengewerbe und Kantinen 466,3 688,3 379,4 306,9 47
KindergärtnerInnen 49 149 144 5 204
Beschäftigte insgesamt 20696,4 21915,8 8213,9 13701,9 6
(alle Wirtschaftszweige)
von Beschäftigten insgesamt (%):
Gaststättengewerbe / Kantinen 2,3 3,1 4,6 2,2
KindergärtnerInnen 0,2 0,7 1,8 0
Quelle: Statistisches Bundesamt (1966, 1989, 1991)
KindergärtnerInnen in Gesamtdeutschland
Wachstumsrate
1991 1993 1995 1991-95
KindergärtnerInnen 365 408 410 12,3
Beschäftigte insgesamt 37445 36380 36048 -3,7
KindergärtnerInnen v. Beschäftigte insgesamt 1,0 1,1 1,1
Kindergärtnerinnen 353 384 384 8,8
Weibliche Beschäftigte insges. 15570 15084 15109 -3,0
Kindergärtnerinnen von
weiblichen Beschäftigten insgesamt 2,3 2,5 2,5
Quelle: Statistisches Bundesamt (1994, 1995, 1996)
2 Nach einer repräsentativen Befragung im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
sind Frauen durchschnittlich 35 Stunden lang in der Woche mit Hausarbeit und ehrenamtlichen Tätigkeiten beschäftigt,
Männer 19 Stunden lang (Bundesministerium für Familie Hg. 1996, S. 6).
stiert haben, die zu sozialversicherungspflichtiger
Beschäftigung führt. Mögliche Ursachen dafür
sollen nun beleuchtet werden.
4. Erklärungsansätze für die 
geringe Dienstleistungsnachfrage 
Die Sicht der Dienstleistungstheorie:
In den 50er Jahren gab es sehr optimistische An-
nahmen über die Entwicklung der Dienstleistungs-
beschäftigung. Der Ökonom Jean Fourastié sagte
voraus, daß Dienstleistungsbeschäftigung Arbeits-
platzverluste in der Agrarwirtschaft und in der In-
dustrie auffangen würde und Massenarbeitslosig-
keit so vermieden werden könnte. Ursache dafür
sei das steigende Einkommen der Privathaushalte,
die von der steigenden industriellen Produktivität
profitieren würden. Dieses Geld würden sie in zu-
nehmendem Maße in Dienstleistungen investie-
ren. Da Arbeitskraftintensität und geringe Ratio-
nalisierungsmöglichkeiten charakteristisch für
Dienstleistungen sind, wäre dieser Sektor in der
Lage, die anderswo überflüssigen Beschäftigten
aufzunehmen (Fourastié 1954, 133ff.).
Allerdings wuchs der Dienstleistungssektor de
facto weniger stark als von Fourastié angenom-
men. Die Privathaushalte hatten zwar mehr Geld,
sie tendierten aber zur „Selbstbedienungsökono-
mie“. Vor die Frage gestellt, ob man lieber etwas
selber machen oder jemand anderes dafür be-
zahlen wollte, entschieden sich viele Haushalte für
ersteres, sparten das Geld oder verwirklichten
damit andere Pläne (Gershuny 1981, S. 86ff.;
Williams 1988, S. 64). Dieser Trend trifft offen-
sichtlich auch für bundesdeutsche Haushalte zu.
Für die arbeitsmarktpolitische Debatte ergibt
sich aus dieser Einsicht, daß die Entscheidung, für
häusliche Dienstleistungen Geld auszugeben,
gründlich gegen andere Alternativen abgewogen
wird. Die Neigung, in Dienstleistungen zu inve-
stieren, ist insbesondere dann niedrig, wenn sich
durch technologische Innovationen die Bedingun-
gen für die „Selbstbedienungsökonomie“ auch im
Haushalt verbessert haben.
Die deutsche Version 
der „Selbstbedienungsökonomie“:
Die These über den Trend zur Selbstbedienungs-
ökonomie bezieht sich allgemein auf Industrie-
staaten. Überträgt man sie auf die deutschen Be-
dingungen, trifft sie mit besonderer Schärfe zu.
Der Politikwissenschaftler Fritz Scharpf hat darauf
hingewiesen, daß die Dienstleistungsentwicklung
eines Landes von drei Faktoren abhängt: 1. Wie
weit liegen die Löhne auseinander? 2. Wie hoch
sind Sozialabgaben und Steuern? 3. Wie steht der
Staat zum öffentlichen Dienstleistungssektor? 
Bei geringer Lohndifferenzierung und hohen
Abgaben kann es keine starke private Nachfrage
nach personen- oder konsumbezogenen Dienst-
leistungen geben. Sie sind zu teuer. In diesem Fall
muß der Staat einspringen und Beschäftigung in
den sozialen Diensten öffentlich finanzieren. Tut er
das nicht, bleibt dieser Sektor klein. Genau das
war in der Bundesrepublik lange Zeit der Fall
(Scharpf 1986).
Die deutsche Industrie gehörte in den siebziger
und achtziger Jahren zu den international wettbe-
werbsfähigsten Industrien. Der Erfolg gilt als das
Ergebnis koordinierter Beziehungen zwischen
Staat, Kapital und Arbeit; das „deutsche Modell“
wurde bekannt durch seine Stabilität. Sie wurde
gesichert, weil alle Beteiligten langfristig Pla-
nungsmöglichkeiten und ein hohes Maß an so-
zialer Sicherheit hatten sowie überwiegend in ma-
teriellem Wohlstand leben konnten (Streeck
1995). Das zentralisierte System der Tarifverhand-
lungen sorgte für eine relativ homogene Lohnent-
wicklung in allen Bereichen des Arbeitsmarktes
(a.a.O., S. 5ff.).
Dieser Zusammenhang ist günstig für die Be-
schäftigten - er führt aber zu einem relativ hohen
Anteil Nicht-Beschäftigter, vor allem von Frauen.
Das Wachstum von Arbeitsplätzen in wenig pro-
duktiven Sektoren - dazu gehören Kinderbetreu-
ung, Pflege und andere häusliche Dienstleistun-
gen - wird gebremst. Die Leistung ist für die pri-
vaten Haushalte zu teuer. Dieser Sektor kann
unter diesen Bedingungen nur existieren, wenn
der Staat die Kosten übernimmt. Das geschah in
der Bundesrepublik nicht. In der Sozialstaatsfor-
schung gibt es dafür Erklärungen.
Der Sozialstaat als Hindernis 
für die Dienstleistungsentwicklung:
Der deutsche Sozialstaat gilt als Typus des „star-
ken Brotverdienerstaates“ (z.B. Ostner 1995; Eu-
ropean Commission 1996). Eine Vielzahl sozial-
politischer Regelungen basiert auf der Annahme,
daß Menschen in Kleinfamilien auf traditionelle
Weise zusammenleben: Der Vater verdient das
Geld, die Mutter ordnet die Erwerbstätigkeit den
Bedürfnissen der Kinder unter. Sie bleibt in jedem
Fall in den ersten Jahren zu Hause, materielle
Sorgen braucht sie nicht zu haben, auch wenn sie
nach der Kinderpause keinen vollwertigen Ar-
beitsplatz mehr findet, da sie mit ihrem Mann zu-
sammen alt werden wird. Diese sozialpolitische
Tradition geht zurück auf den starken Einfluß der
katholischen Kirche in der Formierungsphase des
Sozialstaates (Kaufmann 1988). Sie war über
lange Zeit sehr beständig - der Reformdruck war
nicht stark genug.
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Zu den sozialpolitischen Anreizen, die im Sinne
des „Brotverdienermodells“ wirken, zählen vor
allem das Ehegattensplitting, das die Ehe mit nur
einem Einkommen durch hohe Steuerermäßigun-
gen belohnt und so den Anreiz zur eigenen Er-
werbstätigkeit der Ehefrau schwächt (Gustafs-
son/Bruyn-Hundt 1991, S. 52). Ein weiterer An-
reiz für Frauen mit Kindern, ihre Erwerbstätigkeit
länger zu unterbrechen, sind Erziehungsgeld und
Elternurlaub. Seit 1993 gibt es einen dreijährigen
geschützten Elternurlaub und 600 DM Erzie-
hungsgeld für zwei Jahre (Ondrich/Spieß/Yang
1995, S. 5). Komplementär dazu existiert für die
Altersgruppe der 1-3-jährigen in Westdeutsch-
land, wie schon erwähnt, keine Kinderbetreuung,
und für ältere Kinder findet sie im Wesentlichen
auf Teilzeitbasis statt. Daran ändert sich bei der
Einschulung nichts, das deutsche Schulsystem ist
ein Halbtagssystem - vorausgesetzt wird, daß
Mütter für ihre Kinder zu Hause jederzeit zur Ver-
fügung stehen können.
5. Fazit
Das Milieu für Hausarbeit als sozialversicherungs-
pflichtige Erwerbsarbeit ist in der Bundesrepublik
Deutschland ungünstig. Zum einen überlegen
sich die Menschen genau, unabhängig von den
Bedingungen des Landes in dem sie leben, ob sie
eine Aufgabe nicht lieber selbst erledigen, bevor
sie jemanden für diese Dienstleistung bezahlen.
Eine positive Entscheidung fällt noch schwerer,
wenn die Preise hoch sind wie es in der Bundes-
republik der Fall ist. Sie wird weiter erschwert,
wenn arbeitsmarkt- und sozialpolitische Bedin-
gungen für einen Teil der Haushaltsmitglieder
starke Anreize geschaffen haben, zu Hause zu
bleiben. Dies reduziert erstens das Haushalts-
einkommen, zweitens aber ist auch jemand qua
Rolle für bestimmte Arbeiten zuständig, die dann
nicht ausgelagert werden müssen. Hinzu kommt,
daß die Zeiten kontinuierlich steigender Kaufkraft
vorbei sind.
Dieses Milieu trägt zu einer relativ niedrigen Er-
werbsbeteiligung von Frauen in der Bundesrepu-
blik bei. Eine Subventionierung von Dienstlei-
stungsbeschäftigung zielt darauf ab, daran etwas
zu verändern. Sie würde sich in erster Linie positiv
auf die Beschäftigung von Frauen auswirken. Es
stellt sich allerdings die Frage, ob solche Maß-
nahmen stark genug sind, die genannten Barrie-
ren zu überwinden.
An welchem Punkt wäre unter diesen Bedin-
gungen der Bedarf der Haushalte nach Dienstlei-
stungen am ehesten in Beschäftigung umzuset-
zen? Vom Spektrum der hier diskutierten Hausar-
beiten wären die größten Erfolge bei der Kin-
derbetreuung zu erwarten (s. auch Wenke 1991,
S. 97). Schon unter jetzigen Bedingungen wird
das öffentliche Angebot dort angenommen, wo es
eines gibt: mehr als 70% der Kinder zwischen vier
und sechs Jahren sind im Kindergarten. Dies wun-
dert nicht. Dafür sprechen zum einen psychologi-
sche Gründe, die Eltern wollen ihre Kinder nicht
isoliert, sondern in Kontakt mit anderen Kindern
aufwachsen lassen. 
Wichtig sind auch emanzipative Interessen der
Frauen: finanzielle Eigenständigkeit spielt für sie
eine immer größere Rolle. Die Bedeutung eines
Arbeitsplatzes wächst, zumal in Zeiten allgemei-
ner Unsicherheit. Aber um erwerbstätig zu sein,
müssen die Frauen meist ihre Kinder betreuen las-
sen. Deshalb wächst auch die Bereitschaft, für
Kinderbetreuung zu bezahlen - unabhängig von
Bildungsstand und Einkommen. Doch die Preise
auf dem privaten Markt sind zu hoch und das be-
stehende öffentliche Angebot ist zu gering. Des-
halb würden weitere Subventionen in diesen Be-
reich sicher zu mehr Beschäftigung führen.
Die Situation der häuslichen Reinigungs- und
Putzdienstleistungen ist demgegenüber problema-
tischer. Sie konkurrieren erstens gegen die Nied-
riglöhne der informellen Ökonomie. Dieser Be-
reich läßt sich nur reduzieren, wenn der Staat die
für die Sozialversicherung nötigen Zusatzkosten
trägt. Zum zweiten sind häusliche sachbezogene
Dienstleistungen Tätigkeiten, die sich eher ver-
schieben, aufteilen und rationalisieren lassen als
personenbezogene Tätigkeiten. Sie lassen sich -
anders als Kinderbetreuung oder Pflege - theore-
tisch mit Erwerbsarbeit vereinbaren. Dadurch sind
sie weniger notwendig und eher für Haushalte mit
mittleren und höheren Einkommen interessant.
Um Beschäftigung auszuweiten, scheinen deshalb
staatliche Subventionen im Bereich der Kinderbe-
treuung erfolgversprechender als im Bereich der
sachbezogenen häuslichen Dienstleistungen.
Dies ist kein Argument gegen Dienstleistungs-
schecks und -pools. Auch wenn sie nur einen Teil
der Nachfrage aus dem informellen Sektor her-
ausholen können, haben sie die individuelle so-
ziale Absicherung der Beschäftigten verbessert.
Außerdem bieten sie einem anderen Kreis von Be-
schäftigten Absicherungsmöglichkeiten: Älteren,
nicht Ausgebildeten, Frauen mit langen Erwerbs-
pausen. Es spricht nichts dafür, daß Arbeitsmarkt-
und Sozialpolitik hier eingleisig fahren sollten.
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In den Diskussionen um die gesellschaftliche Be-
wertung der Arbeiten im Haushalt wurde in den
letzten Jahren von politischer, wissenschaftlicher
und öffentlicher Seite gefordert, diese unbezahl-
ten Arbeiten in die Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen (VGR) einzubeziehen. Im Gegensatz
zu der bezahlten Erwerbsarbeit blieben die über-
wiegend von Frauen erbrachten unbezahlten Lei-
stungen in der Wirtschaftsberichterstattung bisher
unsichtbar. Das Statistische Bundesamt hat des-
halb für die Erfassung und Bewertung der unbe-
zahlten Arbeit ein an den Methoden der VGR ori-
entiertes „Satellitensystem Haushaltsproduktion“
konzipiert. Wesentliche empirische Grundlage bil-
det dabei eine 1991/92 bei 7.200 Haushalten in
den alten und neuen Bundesländern durchge-
führte Zeitbudgeterhebung, in der die befragten
Personen ab 12 Jahren ihre Zeitverwendung an
zwei aufeinanderfolgenden Tagen erfaßt haben.
Die Ergebnisse für den Wert der Haushaltspro-
duktion beschränken sich auf das frühere Bun-
desgebiet, da für die neuen Bundesländer und
Berlin-Ost die benötigten Ausgangsdaten zur mo-
netären Bewertung nicht vorliegen.
Zur Operationalisierung der unbezahlten Ar-
beit im Haushalt (Haushaltsproduktion) wird inter-
national üblicherweise das Dritt-Personen-Kriteri-
um verwandt. Danach gehören zur Haushaltspro-
duktion alle Aktivitäten, die auch von Dritten
gegen Bezahlung übernommen werden können
(Substitution). Bezogen auf die in der Zeitbudget-
erhebung erfaßten Aktivitäten sind dies hauswirt-
schaftliche und handwerkliche Tätigkeiten, die
Pflege und Betreuung von Kindern und Pflegebe-
dürftigen, ehrenamtliche Tätigkeiten und die
Fahrdienste für Erwerbstätige. Durchschnittlich
betrug der Umfang der unbezahlten Leistungen
1991/92 für alle Personen ab 12 Jahren sowohl
im früheren Bundesgebiet wie auch in den neuen
Ländern knapp 4 Stunden täglich, wobei Frauen
mit etwa 5 Stunden fast doppelt soviel unbezahl-
te Arbeit leisteten wie Männer mit 2¾ bzw. 3
Stunden. Wieviel Zeit für einzelne Tätigkeiten
benötigt wurde, zeigt die folgende Übersicht 1.
AG I Der ökonomische Wert der Hausarbeit: 
Eigenproduktion und Fremdproduktion
ReferentInnen: Norbert Schwarz (Statistisches Bundesamt, Wiesbaden)
Prof. Dr. Notburga Ott (Universität Bielefeld, Fakultät für Wirtschaftswissenschaften)
Moderation: Stefan Knauer (BBJ Servis gGmbH Potsdam)
Intro: Landläufig gilt: Vom notwendigen Kauf von Produktionsmitteln und der Ausstattung des Arbeitsplatzes Haushalt
abgesehen kostet Hausarbeit nichts, und die meist von Frauen erbrachte Arbeitsleistung erbringt keine materiellen
Erträge. So populär diese Ansicht ist, so falsch ist sie. Die damit verbundene mangelnde Anerkennung dieser unbe-
zahlten Arbeitsleistungen wird noch dadurch unterstützt, daß sie im Gegensatz zur bezahlten Erwerbsarbeit in den
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen nicht ausgewiesen werden. Unsichtbar gemacht wird auf diese Weise der
Beitrag für die nationale Wirtschaftsleistung.
Über ein „Satellitensystem Haushaltsproduktion" berichtet Norbert Schwarz vom Statistischen Bundesamt, mit dem in
einer 1991/1992 durchgeführten empirischen Studie die unbezahlten Arbeiten erfaßt und geldmäßig bewertet wur-
den. So wurden z.B. 1992 in Deutschland 95,5 Milliarden Stunden an unbezahlter Arbeit geleistet - das sind 59%
mehr als die bezahlte Arbeit; die unbezahlte Arbeit im früheren Bundesgebiet hat einen makroökonomischen Wert von
1.125 Milliarden DM und liegt damit lediglich 9% unter den gesamten Bruttolöhnen und -gehältern der westdeut-
schen Volkswirtschaft. Das entspricht einem durchschnittlichen „zusätzlichen Haushaltseinkommen“ von DM 3.200, für
das keine Steuern und auch keine Sozialversicherungsabgaben gezahlt werden.
Frau Prof. Dr. Notburga Ott geht der Frage nach, inwieweit „Hausarbeit" unter traditionellen Arbeitsbedingungen noch
eine sinnvolle ökonomische Produktionsweise darstellt und welche Aufgaben der Politik als rahmensetzende Instanz
unseres Steuer- und Sozialversicherungssystems zukommt. Die mit dem Jahressteuergesetz 1997 verbundenen
Steuervergünstigungen und der „Haushaltsscheck" zielen zwar auf die Schaffung sozialversicherungspflichtiger
Arbeitsplätze im haushalts- und personennahen Dienstleistungssektor. Frau Ott belegt jedoch, daß die derzeitigen
Anreizeffekte zur Realisierung der Ziele Schaffung von Arbeitsplätzen und Legalisierung von Schwarzarbeit nicht aus-
reichen.
DiskutantInnen der Arbeitsgruppe fordern, auch die mikroökonomische Ebene von Hausarbeit als individuelle Bezie-
hungsarbeit wissenschaftlich zu untersuchen und zu bewerten und in die Untersuchungen die Modelle und Realitäten
der kulturellen und gesellschaftlichen Geschlechterrollen einzubeziehen. Gefordert wird auch eine am Bedarf orien-
tierte Subventionierung von Hausarbeit und nicht eine, die ausschließlich „Besserverdienende“ berücksichtigt. Um
reguläre tarifliche und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung in diesem Sektor zu fördern, seien Maßnahmen zur
Subventionierung von Niedriglöhnen und von Arbeitzeitmodellen mit geringer Wochenstundenzahl dem aktuellen
Steuermodell vorzuziehen.
Der Wert der Haushaltsproduktion 
Norbert Schwarz, Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
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Übersicht 1
Durchschnittliche tägliche Zeitverwendung für unbezahlte Arbeit von Personen ab 12 Jahren
Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin-Ost
Aktivität Ins- weib- männ- Ins- weib- männ-
gesamt lich lich gesamt lich lich
(Stunden:Minuten)
Hauswirtschaftliche Tätigkeiten 3:00 4:09 1:44 3:04 4:02 1:55
darunter:
Mahlzeitenzubereitung, Tisch- 
decken, Geschirreinigung 0:56 1:26 0:24 0:59 1:26 0:27
Wäschepflege 0:22 0:40 0:03 0:22 0:38 0:03
Wohnungsreinigung 0:32 0:49 0:14 0:30 0:42 0:16
Pflanzen- und Tierpflege 0:24 0:23 0:24 0:28 0:26 0:30
Einkäufe 0:18 0:23 0:14 0:16 0:19 0:13
Behördengänge, Organisation 0:12 0:12 0:12 0:12 0:13 0:11
Wegezeiten 0:13 0:15 0:11 0:16 0:18 0:13
Handwerkliche Tätigkeiten 0:20 0:08 0:33 0:25 0:10 0:43
darunter:
Fahrzeugreparatur, -pflege 0:03 0:01 0:06 0:05 (0:01) 0:09
Herstellung und Reparatur von Gebrauchsgütern 0:05 (0:02) 0:07 (0:03) (0:01) (0:05)
Bauen, Renovieren 0:05 (0:02) 0:09 (0:07) (0:03) (0:12)
Pflege und Betreuung von Personen 0:26 0:37 0:15 0:29 0:38 0:18
Kinderbetreuung 0:19 0:27 0:10 0:21 0:29 0:13
Betreuung von Pflegebedürftigen 0:03 0:04 (0:02) (0:03) (0:04) (0:01)
Fahrdienste / Wegezeiten 0:04 0:05 0:03 0:04 0:05 0:04
Ehrenamt / Soziale Hilfeleistungen 0:10 0:08 0:12 (0:03) (0:02) (0:04)
Unbezahlte Arbeit insgesamt 3:56 5:02 2:44 4:01 4:52 3:00
Eine Gegenüberstellung der im Jahr 1992 gelei-
steten unbezahlten Arbeit mit der Erwerbsarbeit
zeigt, daß der Umfang der unbezahlten Arbeit in
Deutschland mit 95,5 Mrd. Stunden um 59%
über der Erwerbsarbeit (60 Mrd. Stunden) lag.
Dabei sind die Wegezeiten für die Erwerbsarbeit
und die übrigen erwerbsgebundenen Zeiten, die
mit 10 Mrd. Stunden eine Größenordnung von
etwa 17% der Erwerbsarbeitszeiten ausmachten,
nicht berücksichtigt. Im früheren Bundesgebiet
war die unbezahlte Arbeit (76,5 Mrd. Stunden)
sogar 61% höher als die Erwerbsarbeit (47,5
Mrd. Stunden).
Die Berechnung des Wertes der unbezahlten
Arbeit für das Jahr 1992 erfolgt durch die Multi-
plikation des Jahresarbeitsvolumens mit geeigne-
ten Stundenlohnsätzen. Für die Ermittlung der
Stundenlohnsätze sind eine Reihe von konzeptio-
nellen Fragen zu klären. Für die inputorientierte
Bewertung werden in der Literatur zwei Ansätze
unterschieden: die Bewertung mit Marktlohnsät-
zen und die Opportunitätskostenmethode. Beim
Opportunitätskostenansatz handelt es sich um
einen Ansatz zur Verhaltenserklärung auf der
Haushalts- bzw. Personenebene. Es wird gefragt,
welches Einkommen ein Haushaltsmitglied erzie-
len könnte, wenn es anstelle der unbezahlten
Hausarbeit einer bezahlten Erwerbsarbeit nach-
gehen würde. Dieser Ansatz führt auf der Makro-
ebene im Satellitensystem zu beträchtlichen kon-
zeptionellen und statistischen Problemen. Gleiche
Tätigkeiten werden hierbei mit unterschiedlichen
Lohnsätzen bewertet, je nachdem wieviel eine Per-
son bei der bezahlten Erwerbsarbeit verdienen
könnte. Bei der Bewertung mit Marktlohnsätzen
wird eine Verlagerung auf bezahlte Arbeitskräfte
unterstellt. Es wird gefragt, wieviel diese verdienen
bzw. wieviel die Beschäftigung von Personen ko-
sten würde, die die Hausarbeit zu verrichten hät-
ten. Dabei läßt sich die Generalistenmethode, die
die Anstellung einer bzw. eines vollverantwortli-
chen, verschiedene Tätigkeiten ausführenden
Hausangestellten unterstellt, von der Spezialisten-
methode unterscheiden. Bei der Spezialistenme-
thode werden einzelne Tätigkeiten mit entspre-
chenden Marktlohnsätzen für Spezialisten im
Marktbereich, die ähnliche Tätigkeiten ausüben
(z.B. Küchenangestellte, Handwerker/innen, Er-
zieher/innen), bewertet.
Aus makroökonomischer Sicht ist für die Be-
rechnung von Stundenlöhnen eine Ausrichtung an
den Konzepten der VGR geboten. Eine Bewertung
sollte daher mit Marktlohnsätzen erfolgen. So-
wohl der Generalisten- als auch der Spezialisten-
ansatz sind für die makroökonomische Bewertung
im Satellitensystem grundsätzlich geeignet. Für
den Generalistenansatz spricht, daß er das haus-
wirtschaftliche Produktivitätsumfeld für viele Akti-
vitätsbereiche besser widerspiegeln dürfte als der
Spezialistenansatz. So übernimmt beispielsweise
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ein Generalist - am besten geeignet erscheint das
Berufsbild einer Hauswirtschafterin - alle im Haus-
halt anfallenden Tätigkeiten. Allerdings wird auch
eine sehr selbständige Hauswirtschafterin oft nicht
der Vielseitigkeit der unbezahlten Arbeit gerecht.
Hierfür erscheint der Spezialistenansatz besser ge-
eignet. Daher hat das Statistische Bundesamt die
unbezahlte Arbeit sowohl mit dem Generalisten-
als auch mit dem Spezialistenansatz bewertet.
Zudem wurde eine Bewertung mit dem durch-
schnittlichen Lohn aller Arbeitnehmer vorgenom-
men. Für die Bewertung mit Durchschnittslöhnen
erscheint zwar die Charakterisierung als „Oppor-
tunitätskosten“ eher zweifelhaft, aber sie ist eine
interessante Information mit Blick auf die Kritik,
daß durch die Bewertung mit Marktlöhnen die ge-
ringe Entlohnung von Frauen am Arbeitsmarkt
letztlich auf die Haushaltsproduktion übertragen
wird. Für die Öffentlichkeitsarbeit wurde der Ge-
neralistenansatz in den Mittelpunkt gestellt. Auf
die beiden anderen Bewertungsansätze wird an
dieser Stelle nicht eingegangen (siehe hierzu
Schäfer, D., Schwarz, N., 1994).
Neben der Auswahl des Bewertungsansatzes
muß geklärt werden, welches Stundenlohnkon-
zept der Bewertung zugrunde gelegt werden soll.
Dabei zeigte sich, daß die Auswahl des Stunden-
lohnkonzeptes quantitativ bedeutsamer ist als die
Auswahl des Bewertungsansatzes. Am Stunden-
lohn einer Hauswirtschafterin (Generalistenan-
satz) wird dies deutlich. Zuerst stellt sich die
Frage, ob Effektiv- oder Tariflöhne bei der Bewer-
tung zugrunde gelegt werden sollen. Aus ma-
kroökonomischer Sicht sollen die Lohnsätze die
tatsächlichen Marktverhältnisse abbilden. Aus-
gangspunkt der Berechnung sollten daher die ef-
fektiven Jahreseinkommen sein, die auch unre-
gelmäßige Lohnbestandteile (Urlaubsgeld, Weih-
nachtsgeld, Gratifikationen, etc.) einschließen.
Die in der Regel tieferen Tariflöhne können als
eine Lohnuntergrenze interpretiert werden. Ent-
scheidend für die Höhe der Stundenlöhne ist fer-
ner, ob bei den effektiven Jahreseinkommen Brut-
to- oder Nettolöhne herangezogen werden. Um
die mögliche Bewertungsspanne unterschiedli-
cher Stundenlohnkonzepte aufzuzeigen, sind zwei
Ansätze denkbar. Zum einen könnte, ausgehend
vom Substitutionsgedanken, gefragt werden, was
die Anstellung einer bezahlten Hauswirtschafterin
den Haushalt tatsächlich kosten würde. Aus die-
ser Perspektive müßte der Jahresbruttolohn auch
die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung
einschließen, um die „Kosten einer Hauswirt-
schafterin“ voll zu erfassen. Da bei Krankheit, an
Urlaubstagen oder an Feiertagen die Hausarbeit
auch anfällt, wäre zu diesen Zeiten für den Haus-
halt die Anstellung einer Ersatzkraft notwendig.
Um die Kosten einer Hauswirtschafterin pro Stun-
de zu ermitteln, werden die Jahreskosten durch
die durchschnittliche tatsächlich geleistete Ar-
beitszeit von Hauswirtschafterinnen dividiert. Für
1992 ergab sich so ein Stundenlohn von 25 DM
(vergl. Übers. 2). Steuern und Sozialbeiträge wer-
den im Rahmen der Haushaltsproduktion nicht
gezahlt und es entstehen im allgemeinen keine
Ansprüche gegenüber den Sozialversicherungen.
Eine Bewertung mit Bruttolohnsätzen unterstellt je-
doch Steuern und Sozialbeiträge. Um nicht auch
noch zusätzlich unterstellte Transfers ausweisen zu
müssen, erscheint auf Makroebene eine Bewer-
tung zu Nettolöhnen angemessener. Ansprüche
auf Urlaub, bezahlte Krankheits- und Feiertage
entstehen durch die Haushaltsproduktion auch
nicht. Der Nettostundenlohn einer Hauswirtschaf-
terin wird dann berechnet, indem das Nettojahre-
seinkommen durch die Zahl der in dem Jahr be-
zahlten Arbeitsstunden dividiert wird. Mit nur
11,70 DM ergab sich so für 1992 eine Unter-
Übersicht 2
Nettostundenlöhne und Lohnkosten einer Hauswirtschafterin
in DM je Stunde 1992
Nettolohn ohne Bezahlung für Ausfallzeiten 11,70
+ Bezahlung für Ausfallzeiten (Urlaubs-, Krankheits-,Feiertage) 3,00
________________________________________________________________
= Nettolohn einschließlich Bezahlung für Ausfallzeiten 14,70
+ Lohnsteuer, Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung 5,10
+ Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung 3,10
+ Zusätzliche Bezahlung für Ausfallzeiten1) 2,10
________________________________________________________________
= Lohnkosten einer Hauswirtschafterin 25,00
1) Hierunter fällt die Bezahlung der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung sowie die Lohnsteuer für bezahlte Ausfallzeiten.
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grenze der Bewertung der unbezahlten Arbeit. Die
Obergrenze der Bewertung liegt mit 25 DM um
mehr als das Doppelte höher als die Untergrenze. 
In den VGR werden Stundenlöhne durch die
Division tatsächlich geleisteter Arbeitszeiten er-
rechnet. Für einen Vergleich der Haushaltspro-
duktion mit dem Bruttoinlandsprodukt bedeutet
dies, daß bei der Berechnung des - aus makro-
ökonomischer Sicht bevorzugten - effektiven Net-
tostundenlohns einer Hauswirtschafterin das ef-
fektive Nettojahreseinkommen durch die in dem
Jahr tatsächlich geleistete Arbeitszeit von Haus-
wirtschafterinnen dividiert werden sollte. Mit DM
14,70 je tatsächlich geleisteter Arbeitsstunde liegt
der Nettostundenlohn einer Hauswirtschafterin
25% über dem Nettostundenlohn je bezahlter
jährlicher Arbeitsstunde, aber 41% unter dem
Stundenlohn bei der Bewertung mit den Kosten
einer Hauswirtschafterin, die Steuern sowie
Sozialversicherungsbeiträge von Arbeitnehmern
und Arbeitgebern umfassen. Der Wert der unbe-
zahlten Arbeit wird folglich entscheidend vom
Stundenlohnkonzept beeinflußt.
In Anlehnung an die VGR sind neben der un-
bezahlten Arbeit weitere Komponenten einzube-
ziehen, um den Gesamtwert der Leistungen im
Haushalt zu berechnen. So helfen in manchen
Haushalten auch bezahlte Arbeitskräfte mit.
Außerdem kaufen die Haushalte z.B. für die Zu-
bereitung von Mahlzeiten Zutaten ein und nutzen
dauerhafte Gebrauchsgüter wie  Kühlschrank,
Herd oder das Auto zum Einkaufen. Auch muß
die Wohnung, in diesem Fall die Küche, entspre-
chend ausgestattet sein, was Kosten für Möbel
und anteilige Mietkosten verursacht. Die Darstel-
lung des gesamten Produktionsprozesses und der
Leistungen bei der Haushaltsproduktion erfordert
daher, daß die Angaben zur unbezahlten Arbeit
mit den übrigen Komponenten der Produktion
verknüpft werden. Die  Übersicht 3 zeigt, wie sich
der Wert der im Rahmen der Haushaltsproduktion
erzeugten Waren und Dienstleistungen für das
Jahr 1992 im Gebiet der früheren Bundesrepu-
blik aufteilt. Die unbezahlte Arbeit im Haushalt ist
dabei mit dem Nettostundenlohn einer Hauswirt-
schafterin je tatsächlich geleisteter Arbeitsstunde
bewertet. Mit einem Anteil von 67% am Produkti-
onswert der Haushaltsproduktion stellt die bewer-
tete Arbeitszeit den weitaus größten Posten dar. 
Für den Vergleich mit dem Bruttoinlandspro-
dukt ist die Bruttowertschöpfung im Rahmen der
Haushaltsproduktion (1.279 Mrd. DM) die geeig-
nete Größe. In der früheren Bundesrepublik lag
das Bruttoinlandsprodukt 1992 bei 2.794
Mrd. DM. Berücksichtigt man, daß darin 118
Mrd. DM an Eigenleistungen der privaten Haus-
halte enthalten sind, so ergibt sich für 1992 im
früheren Bundesgebiet eine Gesamtleistung -
Bruttoinlandsprodukt und Bruttowertschöpfung
der Haushalte - von 3.955 Mrd. DM. Die gesam-
te Wirtschaftsleistung im früheren Bundesgebiet
wäre damit um 41% höher als das ausgewiesene
Bruttoinlandsprodukt.
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Übersicht 3
Wert der Haushaltsproduktion 1992 - Früheres Bundesgebiet
Komponenten der Haushaltsproduktion Mrd. DM
Bewertete Arbeitszeit 1 125
+ Löhne für Hausangestellte 3
+ Unterstellte Einkommen aus der Wohnungsnutzung 65
= Nettowertschöpfung 1 193
+ Produktionssteuern abzüglich Subventionen 6
+ Abschreibungen auf dauerhafte Gebrauchsgüter und eigen-
genutztes Wohnungsvermögen 80
= Bruttowertschöpfung 1 279
+ Vorleistungen 396
= Produktionswert 1 675
1 Dieses Ziel erscheint zunächst intuitiv einsichtig, da Schwarzarbeitsverhältnisse einerseits Steuer- und Sozialabgaben-
ausfälle und andererseits eine mangelnde soziale Absicherung der Beschäftigten bedeuten. Allerdings kann man bei
einer Legalisierung von Schwarzarbeitsverhältnissen, die durch Steuervergünstigungen erreicht wird, kaum mit vermehr-
ten Einnahmen des Fiskus und der Sozialversicherungen rechnen. Modellrechnungen des IFO-Instituts im Vorfeld der
gesetzlichen Änderungen zeigen auf, daß die Maßnahmen erhebliche Netto-Kosten für den Staatshaushalt darstellen
(vgl. Munz 1996). Aber auch das Interesse der Beschäftigten am Sozialversicherungsschutz dürfte vergleichsweise gering
sein, da es sich hier überwiegend um anderweitig abgesicherte Personen handeln dürfte: Familienmitversicherte und
Personen mit Zweitbeschäftigung. Trotzdem darf das Ziel der Legalisierung von Schwarzarbeitsverhältnissen nicht gering
geschätzt werden, da ein Rechtsstaat allein aus Gründen der Glaubwürdigkeit keine breite Verletzung der
Rechtsvorschriften dulden darf.
2 Während der Freizeitaspekt z.B. für vollerwerbstätige Eltern von Bedeutung sein könnte, mag der Qualitätsaspekt z.B.
für ältere Personen wichtig sein, die aus gesundheitlichen Gründen Hausarbeiten nur noch unzureichend ausführen
können.
3 Vgl. zu einem Überblick Galler/Ott (1992)
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Seit Anfang dieses Jahres gibt es neue Regelun-
gen für die Beschäftigung von Haushaltshilfen:
den Haushaltsscheck und neue Steuervergünsti-
gungen. Die Bundesregierung will mit diesen
Maßnahmen „für die Arbeitgeber deutliche Anrei-
ze zur Schaffung ordnungsgemäßer sozialversi-
cherungspflichtiger hauswirtschaftlicher Beschäf-
tigungsverhältnisse“ setzen (vgl. Jahressteuerge-
setz 1997). Intendiertes Ziel ist somit ein Beitrag
zur Bekämpfung des Arbeitslosigkeitsproblems
durch Schaffung neuer Arbeitsplätze im haus-
halts- und personennahen Dienstleistungsbereich. 
Nun muß man davon ausgehen, daß es sich
hierbei überwiegend nicht um neu entstehende
Aktivitäten handelt, sondern daß diese bislang
von den Haushaltsmitgliedern selbst, von Per-
sonen im persönlichen Netzwerk oder durch ille-
gal Beschäftigte geleistet werden. Soweit es sich
um Schwarzarbeitsverhältnisse handelt, ist der
Versuch ihrer Überführung in den formalen Sektor
sicher ein begrüßenswerter Ansatz1, neue Arbeits-
plätze werden dadurch allerdings nicht geschaf-
fen, und das Arbeitslosigkeitsproblem wird nur in-
soweit entschärft, als es durch Schwarzarbeit sta-
tistisch verzerrt ist. Aber auch soweit die
Tätigkeiten von Haushaltsmitgliedern oder nahe-
stehenden Personen durchgeführt werden, muß
man fragen, ob durch die Maßnahmen nicht nur
eine reine Verschiebung dieser Arbeiten auf an-
dere Personen erfolgt, was u.U. keinen Arbeits-
markteffekt hat, da nun diese bislang im Haushalt
tätigen Personen „arbeitslos“ werden und ihre Ar-
beitskraft ebenfalls auf dem formalen Sektor an-
bieten.
Die Verlagerung von Tätigkeiten aus den priva-
ten Haushalten auf den Markt ist daher gesamt-
wirtschaftlich und gesamtgesellschaftlich nur
dann sinnvoll, wenn dadurch zusätzliche
Wohlfahrtseffekte entstehen. Dies ist der Fall,
wenn die Haushalte die Leistungen lieber am
Markt nachfragen, um entweder mehr Freizeit
oder eine bessere Qualität der Leistung zu erlan-
gen2, oder wenn durch den Markt die Leistungen
effizienter, d.h. mit geringerem Ressourceneinsatz
erbracht werden können. Und sofern der Staat
keinen Zwang anwendet, wird eine Verlagerung
von Haushaltstätigkeiten auf den Markt auch nur
unter diesen Bedingungen gelingen, da nur dann
die Haushalte bereit sind, die Dienstleistungen
am Markt nachzufragen.
Im folgenden soll daher die Entscheidung über
die Nachfrage nach haushaltsnahen Dienstlei-
stungen untersucht werden. Dazu werden zu-
nächst an einem einfachen Entscheidungsmodell
die Bedingungen für die haushaltsinterne Erledi-
gung von Hausarbeiten oder die Nachfrage nach
Dienstleistungen am Markt untersucht. Anschlie-
ßend wird der Frage nachgegangen, wie die wirt-
schaftliche Entwicklung diese Entscheidung beein-
flußt hat und welche Veränderungen sich daraus
im Verhalten ergeben haben. Zum Schluß soll die
Frage diskutiert werden, wie die steuerlichen Re-
gelungen in Deutschland diese Entscheidung be-
einflussen.
Hausarbeit und Marktarbeit 
aus Sicht der neuen Haushaltsökonomik 
Als geeigneter Analyserahmen für diese Fragestel-
lungen bietet sich die sog. „Neue Haushaltsöko-
nomik“ an.3 Diese betrachtet den Haushalt in
Analogie zum Unternehmen als Produktionsbe-
trieb, in dem Güter und Dienstleistungen für den
Konsum der Haushaltsmitglieder produziert wer-
den. Als Hausarbeit wird dann die Arbeitsleistung
Eigenproduktion versus Dienstleistung im Haushalt
Zum ökonomischen Wert der Hausarbeit 
Prof. Dr. Notburga Ott, Universität Bielefeld
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Marktarbeit Hausarbeit
Arbeit = 
Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen
 Output transferierbar
direkter, bilateraler Art der Transaktion langfristige Austauschbeziehung:
Austausch von Leistung Austausch von vielen
und Gegenleistung verschiedenen Gütern
gering Transaktionskosten hoch
große anonyme relevante Märkte kleine, auf „Reziprozität“
Güter- und Faktormärkte basierende Gruppen
der Haushaltsmitglieder bezeichnet, die neben
den Marktgütern in diese Haushaltsproduktion
eingeht. Der Arbeitsbegriff wird auch hier in Ana-
logie zur Marktarbeit bestimmt, indem unter „Ar-
beit“ jene Tätigkeiten verstanden werden, die als
Input in einen Produktionsprozeß eingehen, des-
sen Output interpersonell transferierbar ist. D.h.
es werden nur solche Aktivitäten betrachtet, die
nicht von einer ganz bestimmten Person durchge-
führt werden müssen.4 Tätigkeiten, die eine Per-
son nur selbst durchführen kann, wie z.B. Schla-
fen, Sport treiben etc. werden als Freizeit bezeich-
net, ebenso partnerschaftliche Aktivitäten, die
überwiegend als „gemeinsamer Freizeitkonsum“
angesehen werden können.5,6 Arbeit ist dagegen
eine Leistung, die in einem Austauschprozeß in
Erwartung einer Gegenleistung angeboten wird.7
Die Unterschiede zwischen Markt- und Hausar-
beit sind in dieser Sichtweise nicht prinzipieller
Natur, sondern liegen vor allem in der Art der
Transaktion. Unter Markttransaktionen werden
üblicherweise direkte, bilaterale Tauschaktivitäten
verstanden, bei denen Geld als Tauschmittel ein-
gesetzt wird, d.h. die Gegenleistung wird meist
monetär abgegolten. Im Haushalt handelt es sich
dagegen um den Austausch einer Vielzahl sehr
verschiedenartiger Güter in einer auf lange Frist
angelegten Austauschbeziehung, die zumindest in
größeren Haushalten i.d.R. auch nicht bilateral
ist.8 Der Grund für die unterschiedliche Ausge-
staltung der Austauschbeziehung liegt in den mit
der jeweiligen Transaktion verbundenen Kosten.
Diese fallen je nach zu tauschender Leistung sehr
unterschiedlich aus. Stark standardisierte Güter
und Leistungen, inbesondere wenn sie erst nach
ihrer Fertigstellung am Markt angeboten werden,
verursachen nur geringe Transaktionskosten, im
wesentlichen Informationskosten beim Kunden
hinsichtlich der Eigenschaften des Produktes.
Güter, bei deren Produktion bereits die spezi-
fischen Bedürfnisse und Neigungen des Konsu-
menten berücksichtigt werden, wie z.B. Mahlzei-
ten oder die Wohnungseinrichtung, erfordern da-
gegen hohe Informationskosten und häufig auch
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4 Eine solche Abgrenzung ist gerade im vorliegenden Kontext sinnvoll, da nur solche Tätigkeiten überhaupt auf den 
Markt verlagert werden können. Diese Abgrenzung entspricht im Prinzip auch dem sog. „Drittpersonenkriterium“, das
aus der amtlichen Statistik zur Abschätzung der Wertschöpfung in privaten Haushalten bekannt ist (vgl. z.B.
Schäfer/Schwarz 1994 oder 1996).
5 Auf andere Aspekte sozialer Beziehungen, die oft auch als „Beziehungsarbeit“ bezeichnet werden, wird später noch ein-
gegangen.
6 Tätigkeiten, die von haushaltsfremden Personen aus dem sozialen Netzwerk ohne Entgelt durchgeführt werden, werden
dagegen vereinfachend der „Hausarbeit“ zugerechnet. Die Unterschiede in den Austauschbeziehungen von Haushalten
und Netzwerken sind in dem hier betrachteten Zusammenhang nicht von wesentlicher Bedeutung (siehe FN 8).
7 Im Extremfall findet der Austausch nicht mit anderen Personen oder Wirtschaftssubjekten statt, und die Gegenleistung ist
der Konsum des selbst produzierten Gutes. Wesentlich für die Kennzeichnung einer Tätigkeit als „Arbeit“ ist die prinzi-
pielle Transferierbarkeit des Arbeitsergebnisses an andere Personen.
8 Dies gilt auch für soziale Netzwerke, weshalb diese hier wie Haushalte betrachtet werden können.
spezifisches Humankapital bei der Produktion.9
Kontrollkosten entstehen i. allg. dann, wenn Lei-
stungen nicht exakt spezifiziert werden können
und wenn Leistung und Gegenleistung zeitlich
auseinanderfallen, da dann der später zu leisten-
de Teil Anreize hat, die Gegenleistung nicht mehr
zu erbringen. Dies ist vor allem dort ein Problem,
wo die Vorleistung notwendige Voraussetzung zur
Erbringung der Gegenleistung ist, wie bei allen
Formen von Investitionen in das Humankapital
anderer Personen.10 Investitionen in langlebige
Güter, die für den gemeinsamen Gebrauch be-
stimmt sind,11 sowie Investitionen in spezifisches
Humankapital, das nur zur Produktion perso-
nenspezifischer Güter verwendet werden kann,
sind nur dann rentabel, wenn eine hinreichend
lange Gebrauchs- bzw. Ertragszeit erwartet wer-
den kann. 
Langfristige Austauschbeziehungen sind nun
bei allen Transaktionen mit hohen Transaktions-
kosten von Vorteil: für spezifische Investitionen
sind sie geradezu eine Voraussetzung; Informati-
ons- und Kontrollkosten können erheblich ge-
senkt werden, wenn vielfache und wiederholte
Transaktionen zwischen denselben Tauschpart-
nern stattfinden. Diese Transaktionen finden
daher meist in kleinen, auf Reziprozität basieren-
den Gruppen statt, wie sie insbesondere ein Fa-
milienhaushalt darstellt. Die effiziente Produktion
standardisierbarer Güter mit geringen Transakti-
onskosten erfordert dagegen die Existenz großer,
anonymer Güter- und Faktormärkte, die eine
stark arbeitsteilige Produktionweise ermöglichen.
Die theoretischen Reinformen dieser beiden in-
stitutionellen Arrangements - Spotmärkte auf der
einen Seite, auf unbegrenzte Dauer angelegte
kleine Institutionen auf der anderen - sind in der
Realität kaum zu finden. Sie stellen vielmehr die
theoretischen Grenzen des Kontinuums der realen
Tauschmärkte dar. So sind z.B. auch Unterneh-
men auf längeren Bestand angelegte Institutio-
nen, die längerfristige Lieferbeziehungen einge-
hen und u.a. langfristige Arbeitskontrakte schlie-
ßen. Im Vergleich zum Familienhaushalt sind die
Austauschbeziehungen jedoch weniger vielfältig
und i. allg. auch leichter aufkündbar. Im Spek-
trum der möglichen Arbeitsbeziehungen steht so-
mit Hausarbeit an dem einen Ende dem der Tage-
löhner am anderen Ende entgegen. Damit ist jede
Hausarbeit im Prinzip marktgängig, d.h. sie kann
auch auf großen, anonymen Märkten angeboten
werden; inwieweit sie nachgefragt wird ist aber
eine Frage des Preises, da die Transaktionskosten
mitentgolten werden müssen.12
Das Entscheidungsproblem des Haushalts
Um nun der Frage nachzugehen, wie in einem
solchen Modellkontext die Entscheidung zwischen
Hausarbeit, d.h. Eigenproduktion durch Haus-
haltsmitglieder, oder dem Kauf des Marktsubsti-
tuts ausfällt, muß noch das Verhaltensmodell des
Haushalts beschrieben werden. Hier wird von
dem neoklassischen Mikromodell des nutzenma-
ximierenden Verhaltens ausgegangen. Betrachtet
werden also nur jene Verhaltensweisen, denen
eine kalkulatorische Entscheidung über knappe
Ressourcen, oder weicher ausgedrückt, die Aus-
wahl zwischen verschiedenen Handlungsalternati-
ven mit dem Ziel der Wohlfahrtssteigerung zu-
grunde liegt.13
Die knappe Ressource, die dem Haushalt bzw.
den Haushaltsmitgliedern zur Verfügung steht, ist
Zeit, die entweder für Marktarbeit, Hausarbeit
oder als Freizeit verwendet werden kann. Das Ent-
scheidungsproblem des Haushalts ist die Auftei-
lung der zur Verfügung stehenden Zeit auf diese
drei Verwendungsarten. Dieses Entscheidungs-
problem besteht nun aus zwei Auswahlproble-
men, die jedoch simultan gelöst werden müssen.
Zum einen muß entschieden werden, welche
nutzenstiftenden Aktivitäten durchgeführt werden
sollen. Geht man davon aus, daß Nutzen entwe-
der aus konsumierbaren Gütern und Dienstlei-
stungen oder direkt aus Freizeitaktivitäten gewon-
nen wird, so muß festgelegt werden, wieviel Zeit
für den Erwerb oder die Produktion von Gütern
und wieviel Zeit für Freizeit verwendet wird. Das
erste Auswahlproblem,das sich stellt, besteht
damit in der Bestimmung der optimalen Güter-
Freizeit-Kombination.
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9 Zum einen muß die Information über die Neigungen der Transaktionspartner erst gesammelt werden und zum anderen
müssen die entsprechenden Kenntnisse zur Befriedigung dieser Bedürfnisse erworben werden, wie z.B. besondere
Kochkenntnisse.
10 Dazu zählen sowohl die Erziehung von Kindern, die Unterstützung z.B. des Partners bei der Ausbildung, die Wieder-
herstellung der Arbeitskraft durch Versorgung im Kranheitsfall, wie auch die Leistungen zur täglichen Regeneration.
11 Zu denken wäre hier z.B. an gemeinsames Wohneigentum.
12 In diesem Sinne kann auch „Beziehungsarbeit“ unter die Transaktionskosten subsummiert werden als Ressourcen, die
zur Schaffung und Aufrechterhaltung der Austauschbeziehung eingesetzt werden. Vergleichbare Kosten fallen auch in
einem Unternehmen an, das Investitonen für ein gutes Betriebklima (z.B. firmeneigene Freizeitstätten) tätigt.
13 Zur Begrenztheit des Ansatzes bei Austauschbeziehungen, bei denen auch affekive Aspekte von Bedeutung sind, vgl.
Ott (1993 und 1997b).
Desweiteren stehen zur Güterproduktion zwei
unterschiedliche Produktionstechnologien zur
Verfügung: die Güter können entweder selbst im
Haushalt produziert oder am Markt mittels Ein-
kommen erworben werden. Der Produktionsfaktor
Arbeitszeit kann bei beiden Technologien einge-
setzt werden. Das zweite Auswahlproblem besteht
somit in der Wahl der optimalen Produktionstech-
nologie, d.h. in der optimalen Aufteilung der
nicht für Freizeit verwendeten Zeit für Haus- und
Marktarbeit. Diese optimale Haus-/Markt-
arbeitskombination kann je nach Umfang der für
Arbeit verwendeten Zeit unterschiedlich sein, wes-
halb die beiden Auswahlprobleme gemeinsam
gelöst werden müssen. Es handelt sich also um
ein simultanes Optimierungsproblem.14
Unter den üblichen neoklassischen Annahmen
bzgl. der Nutzenfunktion15 führt dieses Optimie-
rungskalkül zu folgenden Ergebnissen:
 Je teurer Güter sind, d.h. je mehr Ressour-
cen bei ihrer Produktion verbraucht werden,
desto mehr Freizeit wird nachgefragt. Statt
viel Zeit zur Produktion oder zum Erwerb von
wenigen Gütern aufzuwenden, wird dann
mehr Zeit zugunsten direkt nutzenstiftender
Freizeitaktivitäten verwendet.
 Je teurer (im Ressourcenverbrauch) Hausar-
beit ist, desto mehr Ressourcen werden im
marktmäßigen Produktionsprozeß eingesetzt.
Die Vorteilhaftigkeit der Haushaltsproduktion
hängt somit von den sog. Opportunitätsko-
sten16 ab. Sind diese gering, weil die alterna-
tive Verwendung der Zeit zur Erwerbsarbeit
nur ein geringes Einkommen erbringt, wird
die Haushaltsproduktion oft den Wert der mit
diesem Einkommen erwerbbaren Güter über-
steigen.
Auswirkungen der 
wirtschaftlichen Entwicklung
Betrachtet man vor dem Hintergrund dieser Er-
gebnisse die wirtschaftliche Entwicklung der Ver-
gangenheit, so lassen sich eine Reihe von Verän-
derungen der Haushaltsproduktion erklären.17
Bezüglich der Güter-Freizeit-Auswahl läßt sich
feststellen, daß die Güter in Relation zur Freizeit
im Zeitablauf billiger geworden sind, d.h. daß für
die gleiche Menge Güter nur noch ein geringerer
Einsatz von menschlicher Arbeitszeit notwendig
ist. Dies ist Folge der vermehrten arbeitsteiligen,
marktmäßigen Produktion und des technischen
Fortschrittes, die einerseits zu sinkenden Güter-
preisen und andererseits zu steigenden Löhnen
geführt haben. Aber auch im Haushalt ist auf
Grund des technischen Fortschritts die Produktivi-
tät gestiegen, und es lassen sich mit Hilfe von
Haushaltsgeräten die gleichen Güter und Dienste
mit geringerem Zeiteinsatz produzieren. Diese re-
lative Verteuerung des Gutes „Freizeit“ im Ver-
gleich zu anderen Gütern führt tendentiell zu 
einer Substitution von Freizeit durch Güter.
Schlagworte wie „Konsumgesellschaft“ oder „Ge-
sellschaft des Zeitmangels“ kennzeichnen diese
Entwicklung treffend.18
Desweiteren ist auch marktmäßige Güterpro-
duktion im Vergleich zur Haushaltsproduktion bil-
liger geworden: die Entwicklung großer Märkte
erlaubt es, die Vorteile einer stärkeren Arbeitstei-
lung und Spezialisierung sowie Größenvorteile,
sog. „economies of scale“, zu nutzen. Standardi-
sierbare Güter, für die es prinzipiell viele Nach-
frager gibt, können daher über Märkte kosten-
günstiger hergestellt werden als im privaten Haus-
halt, in dem die Anzahl der Abnehmer klein und
eine Spezialisierung auf eine einzelne Tätigkeit
nicht möglich ist.19 Entsprechend lassen sich für
verschiedene Gütergruppen in der Vergangenheit
Phasen der Entwicklung und Verbreitung von
Marktsubstituten zu den Haushaltsprodukten be-
obachten. Betrachtet man z.B. die Preisentwick-
lung von Fertiggerichten bzw. vorbehandelten Le-
bensmitteln, so sieht man, daß der Preisanstieg
dieser Güter im Zeitablauf geringer war als der
allgemeine Preisanstieg und insbesondere gerin-
ger als die Lohnentwicklung (vgl. Abbildung 1 fol-
gende Seite). Eine Substitution von Hausarbeit
durch Marktarbeit mit dem Ziel der Einkommens-
erzielung ist damit gerade bzgl. dieser Güter be-
sonders vorteilhaft. Auch hinsichtlich der Eigen-
produktion von Textilien läßt sich ein solcher Effekt
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14 Die formale Lösung dieses Optimierungsproblms ist z.B. bei Seel (1991: Kap. 3.2.2) zu finden.
15 Es handelt sich dabei um die Annahmen der Nichtsättigung, des positiven Grenznutzens und der abnehmenden Grenz-
rate der Substitution (vgl. zur Diskussion dieser Annahmen z.B. Seel 1991: Kap. 2.3).
16 Unter Opportunitätskosten versteht man den maximalen Ertrag, den man bei alternativer Verwendung der Ressourcen
erzielen könnte, auf den aber bei der gewählten Verwendung verzichtet werden muß.
17 Die Auswirkungen der wirtschaftlichen Entwicklung auf die familialen Beziehungen werden bei Ott (1997a) diskutiert.
18 Auch der Begriff „Freizeitgesellschaft“ meint nicht Freizeit in dem hier definierten Sinn - nämlich Verwendung der Zeit für
sich selbst -, sondern Konsum von marktvermittelten Freizeitaktivitäten.
19 Da die Haushaltsproduktion die Herstellung aller Güter umfaßt, die nicht als Marktgüter erworben werden, besteht
Hausarbeit typischerweise aus sehr verschiedenen Tätigkeiten; die gleichzeitig vergleichsweise sehr kleine Anzahl der
Haushaltsmitglieder erlaubt dann keine Spezialisierung auf nur ganz wenige Aktivitäten.
zeigen. Die Preise von fertiger Konfektionsware
sind langsamer gestiegen als die der Vorprodukte
für die Haushaltsproduktion (Meterware, Kurzwa-
ren und Bänder, vgl. Abbildung 2), woraus sich
schließen läßt, daß Eigenproduktion zunehmend
unrentabel wird. Letztlich ergibt sich aus dieser
Veränderung der relativen Preise zwischen Haus-
arbeit und Marktsubstitut eine starke Tendenz zur
Substitution von Haushaltsproduktion durch
Marktgüter.
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Abbildung 1: Preisentwicklung bei Nahrungsmitteln
Wesentlich für diese Entwicklung waren in der
Vergangenheit vor allem sinkende Transportko-
sten, was die Erschließung hinreichend großer
Märkte ermöglichte, und technischer Fortschritt,
von dem einzelne Gütergruppen in ganz unter-
schiedlicher Weise betroffen waren. So waren für
die Entwicklung des Marktes für Fertiggerichte
verbesserte Konservierungs- und Lagerungsmög-
lichkeiten notwendige Voraussetzung. Neuerdings
sind es vor allem die neuen Informations- und
Telekommunikationsmittel, durch die die Vorteile
marktwirtschaftlicher Produktion für weitere Gü-
tergruppen, insbesondere auch im Dienstlei-
stungsbereich,20 realisiert werden können, da
durch sie Transaktionskosten erheblich gesenkt
werden können. Insbesondere werden diese neu-
en Techniken dann auch die industrielle Produk-
tion von weniger standardisierten oder standardi-
sierbaren Gütern ermöglichen. So lassen sich be-
reits heute individuelle Kundenwünsche durch
computergesteuerte Produktionsverfahren berück-
sichtigen, was z.B. in der Automobilbranche mitt-
lerweile zum Standard gehört und in der Beklei-
dungsindustrie langsam Verbreitung findet. Für
die Zukunft ist jedoch zu erwarten, daß hier die
Entwicklung neuer Märkte erst noch am Anfang
steht.21 Die Tendenz zur Substitution von Haus-
haltsproduktion durch Marktgüter wird daher
wahrscheinlich auch in Zukunft noch anhalten.
Damit stellt sich die Frage, welche Tätigkeiten
überhaupt noch im Privathaushalt verbleiben.
Generell kann man davon ausgehen, daß zum
einen eine Reduzierung der Haushaltsproduktion
auf die restlichen Güter mit hohen Transaktions-
kosten und zum anderen ein Wandel hin zu einer
kapitalintensiven Haushaltstechnologie mit hoch-
wertigen Marktvorprodukten stattfindet. Die
Haushaltsproduktion, bei der sich auch trotz
neuer Technologien die Transaktionskosten nur in
geringem Umfang reduzieren lassen, ist im we-
sentlichen immaterieller Art. Insbesondere fällt
hierunter der weite Bereich der Humankapitalbil-
dung und -erhaltung und insbesondere die Kin-
dererziehung (vgl. FN 10). Darüber hinaus sind
diese Aktivitäten sehr häufig mit affektiven Kom-
ponenten verknüpft, so daß eine Reduzierung des
Zeitinputs bei der reinen „Produktion“ nur unwe-
sentlich zu einer Zeitersparnis führen würde, da
dann mehr Zeit für gemeinsamen „Freizeitkon-
sum“ verwendet werden würde. Auf der anderen
Seite verbleiben im Privathaushalt die Tätigkeiten,
die die Marktgüter „konsumreif“ machen.22 Das
zunehmend differenzierte Güterangebot sowie
komfortable Haushaltsgeräte erleichtern diese
Resttätigkeiten in einem erheblichen Umfang, so
daß hierzu keine spezifischen Kenntnisse mehr
nötig sind und sie zum Teil schon konsumtiven
Charakter haben:23 Hausarbeit bzw. Do-it-your-
self-Tätigkeiten reduzieren sich damit in vielen Be-
reichen auf die individuelle Endmontage von in-
dustriell gefertigten Zwischenprodukten.24
Das Potential für eine Verlagerung von Haus-
haltstätigkeiten in einen haushaltsnahen Dienst-
leistungssektor erscheint damit vergleichsweise
gering. Überwiegend konnten in der Vergangen-
heit Haushaltstätigkeiten durch Kauf industriell
gefertigter Güter und weniger durch marktvermit-
telte Dienstleistungen ersetzt werden, ein Trend,
der wohl auch in Zukunft anhalten wird.25 Die
verbleibenden Tätigkeiten haben dagegen einen
großen Anteil sehr individueller Aspekte, die von
Haushaltsbediensteten nur dann effizient berück-
sichtigt werden können, wenn sie sich hinreichend
lange im Haushalt aufhalten, d.h. wenn sie quasi
Vollzeit-Hausangestellte sind oder wenn sie nur
einzelne dieser Tätigkeiten ausführen (z.B. aus-
schließlich Kinderbetreuung). 
Für die Substitution durch kurzzeitige und
geringfügige Beschäftigungsverhältnisse bleiben
damit nur jene Tätigkeiten, bei denen die indivi-
duellen Aspekte vergleichsweise gering sind, die
aber vor allem deswegen im Privathaushalt ver-
blieben sind, weil sie vor Ort durchgeführt werden
müssen26 und daher auch bei marktmäßiger
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20 Als Beispiel seien medizinische Behandlungen per Internet genannt. Erst bei Vorhandensein eines großen Nachfrage-
marktes rentiert sich die Spezialisierung auf z.B. sehr selten benötigte Operationsverfahren. Da im Falle dringender
Operationen ein physischer Transport häufig zu langsam ist, kann sich ein entsprechender Markt erst mittels der neuen
Medien entwickeln.
21 Z.B. ist ein auf den individuellen Geschmack abgestimmter, abwechslungsreicher Plan für ins Haus gelieferte Mahlzeiten
denkbar, den der Kunde auch noch kurzfristig beeinflussen kann.
22 Kleidung muß gewaschen, gebügelt oder zumindest zur Reinigung gebracht werden, und auch Fertiggerichte müssen
zumindest noch erwärmt werden. 
23 Sofern z.B. das Verfeinern und endgültige Zubereiten von Fertiggerichten oder vorbereiteten Lebensmittel mit Freude an
dieser Tätigkeit verbunden sind, haben diese „Kochkünste“ durchaus Freizeitcharakter.
24 Vgl. zur ausführlichen Diskussion der Veränderung der Haushaltsproduktion Galler/Ott 1993, Kap. 5.
25 Zu denken ist hier an verstärkte Hauslieferung von Mahlzeiten, Wäsche u.ä.. Zudem dürfte die Vision der
Haushaltsroboter in absehbarer Zukunft Realität werden.
26 Zu denken ist hier vor allem an Aufräum- und Putztätigkeiten oder Pflegeleistungen.
Produktion kaum Größen- oder Spezialisierungs-
vorteile anfallen. Haushalte werden diese Tätig-
keiten jedoch nur dann als Dienstleistung nach-
fragen, wenn dadurch aus individueller Sicht ein
Wohlfahrtsgewinn entsteht, weil entweder die
eingesparte Zeit am Arbeitsmarkt ein höheres Ein-
kommen erbringt als die Dienstleistung kostet
oder die gewonnene Freizeit individuell höher
bewertet wird. Sofern die marktmäßige Produk-
tion keine oder nur geringe Produktivitätsvorteile
aufweist, kann dieser Wohlfahrtsgewinn letztlich
nur dann entstehen, wenn die Haushalte bislang
ineffizient produzieren, d.h. ihre Ressourcen nicht
optimal einsetzen. Hier gilt es nun zu fragen, ob
die neuen Regelungen geeignet sind, derartige
Ineffizienzen abzubauen.
Wirkung steuerlicher Regelungen
Dazu gilt es zunächst zu untersuchen, inwiefern
überhaupt steuerliche Regelungen die Entschei-
dung der Zeitverwendung des Haushalts beein-
flussen. Geht man entsprechend dem oben be-
schriebenen Entscheidungsmodell davon aus,
daß der Haushalt seine Zeit dort einsetzt, wo der
höchste Ertrag erzielt wird, so hat die Besteuerung
einen wesentlichen Einfluß, da sie den Ertrag der
eingesetzten Zeit in asymmetrischer Weise verän-
dert: Marktaktivitäten unterliegen der Besteue-
rung, die Wertschöpfung im Haushalt wie auch
der Nutzen der Freizeit bleiben unversteuert.
Durch die Besteuerung wird also ausschließlich
der Ertrag von Marktarbeit geschmälert, was eine
Preisverzerrung zugunsten der Haushaltsproduk-
tion und der Freizeit darstellt. Marktgüter werden
dadurch im Vergleich zu Haushaltsgütern27 relativ
teurer, da nicht der gesamte Bruttoertrag der
Marktarbeit in nutzenstiftende Güter umgesetzt
werden kann. Diese Preisverzerrung bewirkt letzt-
lich einen fehlgeleiteten Ressourceneinsatz, d.h.
die Haushalte setzen ihre Ressourcen nicht bei ih-
rer produktivsten Verwendung ein, da der Ertrag
des Haushalts aus Marktarbeit geringer ist als de-
ren Wertschöpfung. Haushalte haben somit einen
Anreiz, auch dann Zeit für Hausarbeit einzuset-
zen, wenn diese weniger produktiv ist als Markt-
arbeit, da das Haushaltsprodukt zu 100% dem ei-
genen Konsum zugute kommt, das Marktprodukt
jedoch nicht. Erst wenn Marktarbeit deutlich pro-
duktiver ist als Hausarbeit, um auch diesen steu-
erbedingten Verlust auszugleichen, findet eine
Substitution zugunsten der Marktarbeit statt. Das
Steuersystem setzt somit deutliche Anreize für eine
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ineffeziente
Haushaltsproduktion.28
Verstärkt wird dieser Effekt noch durch das Ehe-
gattensplitting und die beitragsfreie Mitversiche-
rung von nichterwerbstätigen Ehepartnern in der
Sozialversicherung. Sie stellen quasi eine Subven-
tion der Haushaltsproduktion dar, da diese nicht
nur unbesteuert bleibt, sondern der Ehepartner
sogar eine Steuervergünstigung erhält, die auf-
grund der Progression umso höher ausfällt, je we-
niger die Person, die die Hausarbeit erledigt,
auch noch am Markt tätig ist.29 
Das Steuersystem produziert somit starke
Preisverzerrungen zwischen Haushaltsgütern und
Marktsubstituten zugunsten der Haushalts-
produktion. Trotzdem hat in der Vergangenheit
eine starke Substitution von Hausarbeit durch
Marktgüter stattgefunden. In diesen Bereichen ist
der Produktivitätsvorteil der marktlichen Produkti-
on offensichtlich groß genug. Ein Dienstleistungs-
bereich für haushaltsnahe Tätigkeiten hat sich,
zumindest auf dem formalen Markt, nicht heraus-
gebildet, was zu geringe Produktivitätsunter-
schiede vermuten läßt. Die gleichzeitige Existenz
eines Schwarzarbeitsmarktes, auf dem es diese
steuerbedingte Preisverzerrung nicht gibt, spricht
jedoch dafür, daß gleichwohl solche Produkti-
vitätsunterschiede zumindest in geringem Umfang
bestehen, aufgrund derer die Entwicklung eines
haushaltsnahen Dienstleistungssektors durchaus
erfolgreich sein könnte, sofern es gelingt, die
Preisverzerrungen abzubauen.
Prinzipiell weisen die neuen Regelungen in die
richtige Richtung. Bei Beschäftigung einer sozial-
versicherungspflichtigen Haushaltshilfe kann der
Arbeitgeber bis zu DM 18.000 von der Steuer ab-
setzen. Der Kauf dieser Dienstleistung bleibt für
ihn somit steuerfrei, da er sein Einkommen, das er
für diesen Kauf verwendet, nicht versteuern muß,
d.h. daß ihm das Ergebnis der eingesetzten Ar-
beitszeit somit voll zugute kommt wie bei Eigen-
produktion. Der Haushaltsscheck, der vor allem
eine vereinfachte Abrechnung der Sozialversiche-
rungsbeiträge ermöglicht, reduziert zudem die
Transaktionskosten, die mit dem Beschäftigungs-
verhältnis verbunden sind. Ob diese Maßnahmen
33
27 Sie werden auch im Vergleich zur Freizeit relativ teurer, was tendentiell auch einen Anreiz zu mehr Freizeit schafft. Da
aber weder Hausarbeit noch Freizeit besteuert werden, ist die Anreizwirkung bei beiden die gleiche, so daß im folgen-
den Freizeit nicht mehr explizit erwähnt wird.
28 Eine ausführliche Diskussion der Probleme und Anreizwirkungen der Nichtbesteuerung von Haushaltsproduktion ist bei
Zameck (1988) zu finden.
29 Die Effekte des Ehegattensplitting sind z.B. beschrieben bei Schwan (1996).
jedoch ausreichen, um eine vermehrte Nachfrage
nach haushaltsnahen Dienstleistungen am offizi-
ellen Sektor anzuregen, hängt davon ab, ob da-
mit die Preisverzerrungen tatsächlich beseitigt
werden. Da diese aufgrund der Progression und
des Ehegattensplittings vom Familienstand und
der Arbeitsaufteilung der Ehepartner abhängt, soll
dies im folgenden an verschiedenen Modellfällen
untersucht werden.
Betrachten wir zunächst die bisherigen Preisver-
zerrungen, die durch die steuerliche Begünsti-
gung der Hausarbeit gegenüber der Marktarbeit
verursacht werden. Referenzstandard ist eine
nichtverzerrende Besteuerung der gesamten Zeit-
verwendung des Haushalts unabhängig von der
Art der Tätigkeit, die folgendermaßen operationa-
lisiert wird: es wird eine hypothetische Vollzeiter-
werbstätigkeit unterstellt, die nach dem gegen-
wärtigen System, aber ohne Ehegattensplitting
besteuert wird.30 Als Maß für die Begünstigung
der Hausarbeit wird dann die Differenz zur
tatsächlichen Steuerschuld berechnet. Übersicht 2
zeigt die so berechnete Begünstigung von Ehe-
paaren für unterschiedliche Einkommenskombi-
nationen31 auf, bei denen die Frau nicht erwerb-
stätig ist, wobei der Frau ein hypothetisches
Arbeitseinkommen unterstellt wurde. Weist man
die Begünstigung als Anteil an diesem Einkom-
men der Frau aus (Spalte 3), so sieht man, daß
die Begünstigung in allen Fällen mehr als 50%
ausmacht. Die steuerbedingte Preisverzerrung ist
in diesen Fällen32 enorm, da die Preise für Haus-
haltsgüter in Relation zu Marktgütern mehr als
halbiert werden.
Um realistischerweise eine vermehrte Nachfra-
ge nach haushaltsnahen Dienstleistungen erwar-
ten zu können, müßten diese Preisverzerrungen
durch die neuen Regelungen ausgeglichen wer-
den. In Übersicht 3 (nächste Seite) sind nun für
die gleichen Einkommenskombinationen von
34
Übersicht 2: Steuerliche Begünstigung der Hausarbeit
Einkommen der Ehepartner Begünstigung bei Nicht- als Anteil am
bei Erwerbstätigkeit beider (Mann/Frau) erwerbstätigkeit der Frau*) Vollzeiteinkommen der Frau
DM   55.000 /  39.000 40.311
-20.109
20.202 51,8%
DM   79.800 /  53.000 56.069
-27.147
28.922 54,6%
DM 150.000 /  80.000 101.714
-53.988
48.726 60,9%
DM 250.000 /120.000 178.460
-100.838
77.622 64,7%
*) Zeile 1: Summe der Steuern und Abgaben, die bei einer Vollzeiterwerbstätigkeit der Frau in einem
Steuersystem ohne Splitting zu entrichten wären
Zeile 2: Steuern und Abgaben bei Nichterwerbstätigkeit der Frau nach dem gegenwärtigen System
30 Mit dieser Operationalisierung wird der Referenzstandard tendentiell unterschätzt. Es wird nämlich unterstellt, daß eine
Person, die ihre Arbeitskraft ausschließlich am Arbeitsmarkt anbietet, die „richtige“ Steuer zahlt. Personen, die aber nur
einen Teil ihrer Zeit am Markt anbieten, sind offensichtlich in den Nicht-Marktaktivitäten produktiver und erreichen dort
eine höhere Wertschöpfung, weshalb eigentlich auch die Steuer höher sein müßte. Dies führt dazu, daß die im folgen-
den ausgewiesene Begünstigung der Hausarbeit noch tendentiell unterschätzt ist.
31 Die ersten beiden Kombinationen sind die durchschnittlichen Einkommen von Industriearbeitern und
Industriearbeiterinnen sowie von männlichen und weiblichen Angestellten.
32 Ist die Frau ebenfalls beschäftigt und nur „Teilhausfrau“, oder handelt es sich nicht um ein Ehepaar, so fällt die
Begünstigung niedriger aus.
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Übersicht 3:  Effektive Kosten hauswirtschaftlicher Beschäftigungsverhältnisse
Frau nicht erwerbstätig Frau vollzeit erwerbstätig
Brutto-Einkommen der Substitution Substution durch Substitution Substitution durch
Ehepartner bei Vollzeit- durch Freizeit Marktarbeit durch Freizeit Marktarbeit
Erwerbstätigkeit 
DM   55.000 /  39.000
Bruttokosten 18.000 18.000 18.000 18.000
-  zus. Einkommen 0 - 18.000 0 - 18.000
-  Steuerlastdifferenz -   5.004 +  3.825 -  5.612 +  3.825
effektive Kosten 12.996 3.825 12.388 3.825
+ Freizeitverzicht + Freizeitverzicht
DM   79.800 /  53.000 18.000 18.000 18.000 18.000
0 - 18.000 0 - 18.000
-  5.391 +  3.825 -  6.363 +  3.825
12.609 3.825 11.437 3.825
+ Freizeitverzicht + Freizeitverzicht
DM 150.000 /  80.000 18.000 18.000 18.000 18.000
0 - 18.000 0 - 18.000
-  6.834 +  3.825 -  9.021 +  3.565
11.166 3.825 8.979 3.565
+ Freizeitverzicht + Freizeitverzicht
DM 250.000 /120.000 18.000 18.000 18.000 18.000
0 - 18.000 0 - 18.000
-  9.491 +  3.825 -10.540           0
8.509 3.825 7.460 0
+ Freizeitverzicht + Freizeitverzicht
Ehepaaren die effektiven Kosten der Beschäf-
tigung einer Haushaltshilfe ausgewiesen, wie sie
sich durch die steuerlichen Begünstigungen erge-
ben. Dabei wurde eine Beschäftigung in einem
Umfang unterstellt, die beim Arbeitgeber Ausga-
ben (Lohn plus Lohnnebenkosten) in Höhe des
maximalen Absetzbetrages in Höhe von DM
18.000 verursacht. Zudem wurden zwei unter-
schiedliche Anpassungsreaktionen bei der eige-
nen Zeitverwendung betrachtet, indem zum einen
eine Substitution der bisherigen Hausarbeit durch
zusätzliche Freizeit (oder auch andere Haushalts-
tätigkeiten), d.h. keine Veränderung der Erwerbs-
arbeitszeit angenommen wird, und zum anderen
eine Ausweitung der Erwerbsarbeit in einem Um-
fang unterstellt wird, die die Bruttokosten der
Haushaltshilfe gerade kompensiert. Diese Be-
rechnungen wurden sowohl für eine Nichter-
werbstätigkeit der Frau als auch für deren Vollzeit-
erwerbstätigkeit durchgeführt. 
Im Falle der Substitution durch Freizeit führen
die Sonderabzüge für Haushaltshilfen zu einer
zusätzlichen Steuerentlastung, die die Inan-
spruchnahme der Dienstleistung verbilligt. Die
effektiven Kosten können damit als Preis für die
zusätzliche Freizeit angesehen werden. Die
Dienstleistung wird somit nur dann nachgefragt
werden, wenn der individuell zugemessene Wert
der zusätzlichen Freizeit diese Kosten übersteigt.
Da die Steuervergünstigungen je nach Haushalts-
konstellation unterschiedlich ausfallen und die ef-
fektiven Kosten der Haushaltshilfe mit steigendem
Haushaltseinkommen sinken, ist eine derartige
Substitution eher in Haushalten mit hohem Ein-
kommen zu erwarten. 
Bei einer Ausweitung der Erwerbsarbeit mit
einem zusätzlichen Bruttoverdienst von DM
18.000 ergibt sich keine weitere Steuerreduzie-
rung, da ja das zu versteuernde Einkommen ge-
stiegen ist. Die reine Einkommenssteuer bleibt
identisch, da ja der zusätzliche Bruttoverdienst als
Sonderausgabe voll abgesetzt werden kann. Es
ergeben sich aber Belastungen im Umfang der
zusätzlichen Sozialabgaben, die als prozentuale
Abgaben in allen Haushalten gleich sind, außer
das Einkommen liegt über der Beitragsbemes-
sungsgrenze, so daß keine zusätzlichen Sozialab-
gaben anfallen.33 Da diesen zusätzlichen Sozial-
abgaben nur ein geringer Gegenwert in verbes-
serten Ansprüchen entgegensteht,34 stellen sie die
effektiven Kosten der Haushaltshilfe dar. Aller-
dings fallen hier auch noch Opportunitätskosten
in Form des  Verzichts auf die zusätzliche Freizeit
an. Eine Nachfrage nach Dienstleistungen ist
demnach nur dann zu erwarten, wenn die substi-
tuierte Marktarbeit entsprechend produktiver als
eigene Hausarbeit ist, so daß diese Kosten kom-
pensiert werden. Sofern die gesamte frei werden-
de Zeit am Markt eingesetzt wird, muß demnach
ein Einkommen erwirtschaftet werden, das die
DM 18.000 plus die zusätzlichen Sozialabgaben
(also in den meisten Fällen mindestens DM
21.825) übersteigt. Der Bruttostundenlohn der
Frau muß daher deutlich (mehr als 20%) über
dem der Haushaltshilfe liegen. 
Insgesamt läßt sich feststellen, daß der Anreiz
zur Substitution von eigener Hausarbeit durch
haushaltsnahe Dienstleistungen eher gering ist
und vor allem in den oberen Einkommensschich-
ten besteht. In diesen wurden auch bereits in der
Vergangenheit solche Dienste nachgefragt,35
allerdings vermutlich überwiegend über den
Schwarzmarkt. Ein gewisses Potential für die
Nachfrage nach haushaltsnahen Dienstleistungen
besteht demnach. Ob es sich jedoch als Nachfra-
ge auf dem formalen Arbeitsmarkt manifestiert,
hängt davon ab, ob die Regelungen geeignet
sind, den Anreiz zu Schwarzarbeit zu beseitigen.
Dazu gilt es, die Anreizstruktur des Arbeitneh-
mers zu betrachten. Geht man davon aus, daß
Arbeitsanbieter, die zu Schwarzarbeit bereit sind,
kein oder nur ein geringes Interesse an einem
Sozialversicherungsschutz haben, weil sie ander-
weitig abgesichert sind, z.B. über die Familienmit-
versicherung, als Student oder über eine Haupt-
beschäftigung, so ist dieser Arbeitnehmer nur an
seinem Nettogehalt interessiert plus einer Risiko-
prämie im Falle der Schwarzarbeit. Wie sich das
„legale“ Nettogehalt nach den neuen Regelun-
gen berechnet, ist in Übersicht 4 (folgende Seite)
dargestellt, wobei wiederum von einer Beschäfti-
gung in Höhe des maximal steuerlich absetzbaren
Betrags von DM 18.000 (Arbeitgeberbruttozah-
lungen) ausgegangen wird. Nun hängt das Net-
togehalt zum einen von der Steuerklasse des Be-
schäftigten und zum anderen von der konkreten
Ausgestaltung des Beschäftigungsverhältnisses
ab. Handelt es sich nämlich um ein Beschäfti-
gungsverhältnis von monatlich bis zu DM 1.500,
kann der Haushaltsscheck verwendet werden, so-
fern der Beschäftigte sozialversicherungspflichtig
ist.36 In diesem Fall werden die Sozialabgaben
vollständig vom Arbeitgeber übernommen, wo-
durch die Steuer- und Abgabenbelastung sinkt,
da die Bemessungsgrundlage das Arbeitnehmer-
bruttogehalt ist.
Das so berechnete Arbeitnehmernettogehalt
stellt nun den Break-Even-Point für den Übergang
zur Schwarzarbeit dar. Sind bei legaler Beschäfti-
gung die effektiven Kosten des Arbeitgebers
größer als das Arbeitnehmernetto, so können
beide durch Schwarzarbeit gewinnen: der Arbeit-
geber kann dem Arbeitnehmer schwarz ein höhe-
res Entgelt anbieten und trotzdem seine effektiven
Kosten senken. Vergleicht man die effektiven Ko-
sten des Arbeitgebers aus Übersicht 3 mit den
Nettoverdiensten legaler Haushaltsbeschäftigter,
so sieht man, daß zumindest in den Fällen, in
denen der Haushalt seine eigene Erwerbstätigkeit
nicht ausweitet, im allgemeinen kein Anreiz zu
einer legalen Beschäftigung besteht. 
Dies gilt auch für eine weitere Personengruppe
potentieller Nachfrager: ältere Personen, die ver-
schiedene Tätigkeiten im Haushalt aufgrund ge-
sundheitlicher Beeinträchtigungen nicht mehr
oder nur eingeschränkt bewältigen können. Da
diese Personen meist schon aus dem Arbeitsleben
ausgeschieden sind, kommen ihnen die Steuerer-
leichterungen kaum zugute. Zudem ist eine Sub-
stitution durch mehr Erwerbsarbeit nicht möglich.
36
33 Das gleiche gilt auch für den Fall einer nicht versicherungspflichtigen Beschäftigung der Frau.
34 Lediglich bei der Arbeitslosen- und der Rentenversicherung entstehen geringfügig höhere Ansprüche. Sofern die Frau
erst eine Erwerbstätigkeit aufnimmt, entstehen zwar eigene Ansprüche, die aber keine bessere Absicherung als die
abgeleiteten Ansprüche der Familienmitversicherung gewährleisten. Lediglich in der Rentenversicherung mögen die
Versicherungszeiten von Bedeutung sein. 
35 Analysen mit dem sozio-ökonomischen Panel zeigen, daß in Haushalten mit einem monatlichen Haushaltseinkommen
von mehr als DM 5 000 zu über 17% regelmäßig Haushaltshilfen in Anspruch genommen werden, während es im
Durchschnitt aller Haushalte nur etwas mehr als 8% sind (vgl. Munz 1996).
36 Handelt es sich um die geringfügige Beschäftigung einer Person, die mehreren geringfügigen Beschäftigungen nach-
geht, so ist diese durch die Kumulation ebenfalls sozialversicherungspflichtig, und der Arbeitgeber beteiligt sich über
den Haushaltsscheck anteilig an den Sozialabgaben und kommt somit in den Genuß der Steuervergünstigung.
Allerdings trägt der Arbeitgeber dabei das Risiko, daß der Arbeitnehmer durch Aufgabe einer anderen geringfügigen
Beschäftigung aus der Sozialversicherungspflicht herausfällt und er dadurch die Möglichkeit der Steuervergünstigung
verliert.
Die effektiven Kosten einer Haushaltshilfe liegen
für sie je nach Einkommen zwischen DM 18.000
und DM 8.460 und damit fast immer über der
Grenze, an der Schwarzarbeit attraktiv wird. 
Fazit
Im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung fand
und findet eine permanente Verlagerung der
Haushaltsproduktion auf den Markt statt. Dieser
Prozeß ist allerdings gekennzeichnet durch eine
überwiegende Substitution von Haushaltstätigkei-
ten durch industriell gefertigte Marktgüter und
weniger durch die Nachfrage nach marktvermit-
telten Dienstleistungen. Es gibt Anzeichen dafür,
daß diese Tendenz auch in Zukunft anhalten wird.
Die Tätigkeiten, die in den privaten Haushalten
verbleiben, sind dagegen stark personenbezogen
und können nur in geringem Umfang an Dritte
vergeben werden. Das Potential für haushaltsna-
he Dienstleistungen (Beschäftigung in Privathaus-
halten) ist daher vergleichsweise gering. Aber
selbst dieses geringe Potential tritt z.Z. kaum als
Nachfrager auf den formalen Märkten auf. Das
Steuersystem bewirkt Preisverzerrungen zwischen
Haushalts- und Marktgütern, die Anreize für eine
Eigenproduktion im Haushalt setzen, die aus ge-
samtwirtschaftlicher Sicht ineffizient ist. Die neuen
Regelungen, Haushaltsscheck und steuerliche
Sonderabzüge bei Beschäftigungen im privaten
Haushalt, weisen zwar prinzipiell in die richtige
Richtung, da die Preisverzerrungen tendentiell
rückgängig gemacht werden. Sie fallen jedoch
meist zu gering aus, so daß der Anreizeffekt fak-
tisch wirkungslos bleibt und die intendierten Ziele,
nämlich Schaffung neuer Arbeitsplätze und
Legalisierung von Schwarzarbeit, weit verfehlt
werden dürften.
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Übersicht 4:  Nettogehalt eines Beschäftigten im privaten Haushalt
Steuerklasse des Beschäftigten V I VI V
verheiratet unverheiratet Nebenerwerb verheiratet
Arbeitgeberbruttozahlungen 18.000 18.000 18.000
= 121,25% Arbeitnehmerbruttogehalt
bei Verwendung des Haushaltsschecks: 18.000
= 142,50% Arbeitnehmerbruttogehalt
Arbeitnehmerbruttogehalt 14.845 14.845 14.845 12.632
Steuern 3.312 719 3.832 2.741
Solidaritätszuschlag 248 - 287 206
Sozialabgaben 3.155 3.155 3.155 -
Arbeitnehmernettogehalt 8.130 10.971 7.571 9.685
1. Steigende Nachfrage nach
Haushaltsdienstleistungen
Der gesellschaftliche Wandel läßt die Nachfrage
nach bezahlten Haushaltsdienstleistungen stei-
gen. Mit den Veränderungen der Familienstruktu-
ren, mit der Erwerbstätigkeit einer steigenden
Zahl von Frauen und mit dem Altern der Bevölke-
rung stoßen immer mehr Haushalte auf Schwie-
rigkeiten, ihre Hausarbeit zu erledigen. 36 Millio-
nen deutscher Haushalte, insbesondere die 7,5
Millionen mit Kindern unter 14 Jahren und die
2,4 Millionen mit hochbetagten Senioren, müssen
sich jeden Tag die Frage stellen, wie sie ihre
Hausarbeit bzw. die Betreuung ihrer Kinder, der
Alten und der kranken und behinderten Personen
gewährleisten können. Es ist also ein steigender
Bedarf an Arbeitsplätzen im Bereich der privaten
Haushalte zu verzeichnen. Die SPD hat darauf im
Deutschen Bundestag mit einem umfassenden
Antrag eine politische Antwort formuliert.
2. Derzeitige Regelung unzureichend
Die von der Bundesregierung durchgesetzte Re-
gelung, für jede im Haushalt beschäftigte sozial-
versicherungspflichtige Person einen Steuerfreibe-
trag von 18.000,- DM pro Jahr zu gewähren, er-
möglicht allenfalls teilweise eine Abschaffung der
Schwarzarbeit, die diesen Sektor besonders be-
trifft (34.000 sozialversicherungspflichtige Haus-
haltskräfte sind laut Statistik beschäftigt, aber die
illegalen Arbeitsverhältnisse werden auf 125.000
bis 1,1 Millionen geschätzt). Diese Lösung ist
aber ungerecht und arbeitsmarktpolitisch wenig
effektiv. Denn nur Haushalte mit hohem Einkom-
men können sich - trotz Steuervergünstigung -
überhaupt eine Haushaltshilfe leisten, die mehr
als 610,- DM im Westen bzw. 520,- DM im Osten
verdient und sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt ist. Als Sonderproblem zeigt sich noch, daß
eine Absicherung bei Arbeitslosigkeit nicht zwin-
gend ist. Außerdem wirkt der Steuerfreibetrag
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AG 2 Beschäftigungspolitische Aspekte 
haushaltsnaher Dienstleistungen 
ReferentInnen: Thomas Krüger (MdB, Berlin); Elisabeth Bülow (Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg), George
Ubachs (MAECON, Niederlande), Dr. Ursula Westphal-Georgi (Senatsverwaltung für Arbeit,
Berufliche Bildung und Frauen, Berlin)
Moderation: Mechthild Rawert (BERLIN-SERVICE) 
Intro: Der Wandel von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft geht einher mit einem Abbau insb. gewerblicher
Arbeitsplätze und dem Verlust von Berufsbildern. Neue Arbeitsplätze - häufig mit geänderten Arbeitsbedingungen -
werden im Sektor konsumorientierter Dienstleistungen erwartet. Für Berlin werden ca. 20.000 potentielle Arbeitsplätze
im haushaltsnahen Sektor geschätzt -die tatsächliche Zielerreichung ist aber von vielfältigen Rahmenbedingungen
abhängig. Das „Arbeitsmarktpolitische Rahmenprogramm (ARP)” des Landes Berlin umfaßt zahlreiche
Förderinstrumente in den Bereichen Qualifizierung, Beratung, Beschäftigungshilfen und Lohnkostenzuschüsse. BERLIN-
SERVICE unterstützt die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit des in den Anfängen stehenden haushaltsnahen
Wirtschafts-und Dienstleistungssektors durch begleitende und ergänzende Maßnahmen.
Elisabeth Bülow, Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg, verweist auf einige ab dem 1.4.1997 geltende Bestimmungen
des Arbeitsförderungs-Reformgesetzes, die möglicherweise auch eine beschäftigungsfördernde Wirkung für
Privathaushalte haben. Thomas Krüger, MdB, erläutert einen von der SPD-Bundestagsfraktion vorgelegten Antrag.
Danach sollen zulassungspflichtige Dienstleistungsagenturen zur Professionalisierung des Sektors beitragen und ein-
kommensschwächere Haushalte über ein Gutscheinmodell an der Bedarfsbefriedigung partizipieren können. George
Ubachs, Niederlande, erklärt die Struktur der Dienstleistungsagentur „Domestic Service” und die angestrebte
Kooperation mit gewerblichen Unternehmen. Dr. Ursula Westphal-Georgi, Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche
Bildung und Frauen, legt die Zielstellungen des Berliner Modellprogramms „Dienstleistungen in den Privathaushalten”
dar und plädiert dafür, Lohnkostenzuschüsse an Beschäftigungsagenturen zu zahlen. Sie seien geeignete
Subventionsfonds, um Niedriglohnbereiche wie die haushaltsnahen Dienstleistungen gesellschaftlich aufzuwerten und
beschäftigungswirksam zu gestalten. 
In der Arbeitsgruppe wurden die Veränderungen im Arbeitsförderungs-Reformgesetz als Verschlechterung aufgrund der
mangelnden Qualifizierung und damit Professionalisierung ebenso kritisiert wie die augenblicklichen
Steuerregelungen. Kritisch betrachtet wurde die mangelnde Transparenz auf dem Anbietermarkt im Hinblick auf
Trägerstrukturen als auch hinsichtlich der Qualitätssicherung. Eine marktfähige Preiserzielung ist für haushaltsnahe
Dienstleistungen anbietende Arbeitsförderbetriebe selten. Begründet wird das auch mit der Beschäftigtenstruktur, die
sich aus den „arbeitsmarktpolitischen Zielgruppen” zusammensetzt. Die aktuellen, auf Kurzfristigkeit angelegten
Förderungen verhindern längerfristige, z.B. berufspolitische Zielstellungen, die Voraussetzung für den Übergang auf
den sog. Ersten Arbeitsmarkt sind. Gefordert werden gerechtere Steuerregularien bzw. die Subventionierung von
(Niedriglohn-)Arbeitsplätzen und Sicherstellung qualitativ hochwertiger Dienstleistungen durch entsprechende
Qualifizierungen, der Abbau prekärer und die Sicherstellung der Tarifierung von sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnissen.
Agenturlösung bevorzugt - eine parlamentarische Initiative
Thomas Krüger, MdB, Berlin
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progressiv, d.h. mit steigendem Einkommen steigt
auch die Wirkung des Steuerfreibetrages. Schließ-
lich kommt noch hinzu, daß bei vielen Haushal-
ten (z.B. mit ein oder zwei Personen) gar kein Be-
darf für eine umfangreiche Beschäftigung besteht.
Die Nachfrage konzentriert sich vielmehr auf Be-
schäftigungen von 3-5 Stunden pro Woche.
3. SPD-Antrag stellt Dienstleistungs-
agenturen in den Mittelpunkt
Dienstleistungsagenturen können und sollen den
Bedarf an Haushaltsdienstleistungen bündeln, so
daß auch aus kurzzeitiger Nachfrage sozialversi-
cherungspflichtige Arbeitsplätze entstehen kön-
nen. Agenturen können auch Nachfragen von 
3-5 Stunden pro Woche oder Hilfe in besonderen
Situationen (z.B. infolge von Krankheit) abdecken.
Sie stellen auch dann ihre Dienstleistung sicher,
wenn eine bestimmte Haushaltshilfe wegen Ur-
laub oder Krankheit ausfällt. Dazu kommt die
Möglichkeit, unterschiedliche Arbeiten durch un-
terschiedliche Personen ausführen zu lassen. Ins-
gesamt ist eine bessere Abstimmung zwischen An-
gebot und Nachfrage möglich.
Aus Sicht der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer besteht vor allem der Vorteil, daß sie nicht
von einem Haushalt abhängig, sondern über die
Agentur arbeits- und sozialrechtlich besser abge-
sichert sind und auch bessere Qualifizierungs-
möglichkeiten bestehen.
Die Meinung der Expertinnen und Experten vor
dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung am
16. April 1997 hatte ein eindeutiges Ergebnis:
Dienstleistungsagenturen sind unverzichtbar,
wenn man die Chancen für zusätzliche Arbeits-
plätze bei Haushaltsdienstleistungen wirklich aus-
schöpfen will.
4. Antrag strebt Ausgleich zwischen sozial-
und arbeitsmarktpolitischen Zielen an
Die Förderung der Beschäftigung in privaten
Haushalten durch Dienstleistungsgutscheine und
Dienstleistungsagenturen ist sozial gerecht, weil
diejenigen, die am meisten eine Haushaltshilfe
brauchen (die Leute, die ein Kind bzw. Kinder
unter 14 Jahren oder Hochbetagte im Haushalt
haben), bis zu einer bestimmten Grenze einen
Förderbetrag von 40% ihrer Aufwendungen be-
kommen. Die Höhe der Förderung hängt zudem
nicht vom Einkommen ab. Der Mindestförderbe-
trag soll 1.200,- DM/Jahr betragen, für jedes
weitere Kind (bzw. Hochbetagten) soll es 600,-
DM zusätzliche Förderung geben.
Die Haushalte können mit ihren Gutscheinen
40% der Agenturrechnung bezahlen. Angenom-
men, die Agentur stellt pro Arbeitsstunde 25,- DM
in Rechnung, dann würde der Gutschein 10,- DM
ausmachen, so daß als eigene Kosten für den
Haushalt 15,- DM/Stunde übrig bleiben. Dieser
Betrag entspricht in etwa den bisherigen Kosten
auf dem schwarzen bzw. grauen Arbeitsmarkt. Die
Grundförderung von 1.200,- DM entspricht dann
120 Stunden im Jahr, also etwa 2½ Stunden pro
Woche, wenn man die übliche Urlaubspause ein-
rechnet. Bei einer Familie mit drei Kindern wären
es entsprechend ca. 5 Stunden/Woche. Von die-
ser (begrenzten) Förderung profitieren dann auch
Haushalte mit mittleren Einkommen, zumal sie die
Gutscheine unmittelbar einlösen können und
nicht auf die nachträgliche Steuererstattung war-
ten müssen. Außerdem sind grundsätzlich auch
Haushalte eingeschlossen, die, wie z.B. Rentner
und Rentnerinnen, gar keine Steuern zahlen.
5. Förderung von Dienstleistungsagenturen
und Dienstleistungsgutscheinen als Beitrag
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
Wenn die Gutscheine voll ausgenutzt würden, be-
trüge das Beschäftigungspotential gut 700.000
Vollzeitarbeitsplätze. Natürlich wird eine solche
Zahl nicht sofort erreicht werden, zumal auch die
Dienstleistungsagenturen erst aufgebaut werden
müssen. Gegenüber der derzeitigen steuerlichen
Regelung ist der SPD-Antrag aber ein großer
Schritt nach vorne. Fachleute weisen allerdings zu
Recht darauf hin, daß der Beschäftigungseffekt
bei Verzicht auf die einschränkenden Förderkrite-
rien noch größer wäre und alle Haushalte eine
Grundförderung erhalten würden. Die SPD wird
diese Argumente wohlwollend prüfen, weil im
Moment arbeitsmarktpolitische Argumente im
Vordergrund stehen sollen.
Schließlich noch eine Anmerkung zu den Ko-
sten: Soweit durch die Förderung Schwarzarbeit
legalisiert wird, entstehen zwar zusätzliche Ein-
nahmen, die aber die Kosten nicht voll aufwie-
gen. Wenn aber 25% der zusätzlichen Arbeits-
plätze mit vorher Arbeitslosen besetzt würden,
wäre die Förderung für den Staat kostenneutral.
Das ist ein realistisches Ziel, wie die Expertinnen
und Experten auf der Anhörung bestätigt haben.
6. Die weitere Fragestellung
Die Fachtagung „Hausarbeit als Erwerbsarbeit“
hat eine ganz klare Fragestellung herauskristalli-
siert: Wie bekommt man die gesellschaftliche Rol-
lendiskussion in der Geschlechterfrage, die Lega-
lisierung von Schwarz-Arbeitsverhältnissen und
das notwendige organisatorische Know-How in
eine Deckungslinie? Sind die Widersprüche zwi-
schen den verschiedenen gesellschaftlichen Pro-
blemstellungen überhaupt zu versöhnen und an-
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gesichts der zunehmenden Not auf dem Arbeits-
markt Kompromisse möglich? 
Über die Notwendigkeit der Einrichtung von
Dienstleistungsagenturen, vor allem wenn zusätz-
lich Arbeitsplätze bei Haushaltsdienstleistungen
entstehen sollen, besteht in der Fachwelt breite
Übereinstimmung. Dienstleistungsagenturen sol-
len und können den Bedarf an Haushaltsdienst-
leistungen bündeln, so daß auch aus kurzfristiger
Nachfrage sozialversicherungspflichtige Arbeits-
plätze entstehen können.
Mit der Agenturlösung kann gewährleistet wer-
den, daß sich reguläre Beschäftigungsstrukturen
bilden, in denen professionelle Arbeitgeber aktiv
sind. Nur auf diese Weise kann sichergestellt wer-
den, daß Langzeitarbeitslosen neue Integrations-
chancen geboten werden und daß Weiterbil-
dungs- und Qualifizierungschancen in diesem
Bereich erschlossen und realisiert werden.
Im Antrag der SPD wird auf diese Vorteile von
Dienstleistungsagenturen hingewiesen. Die Vor-
teile der neuen Arbeitsverhältnisse sowohl für Ar-
beitnehmerInnen als auch für private Haushalte
sind unbestritten. Neben der sozialen und arbeits-
rechtlichen Absicherung wird den Arbeitnehmer-
Innen die Einhaltung der tariflichen Vereinbarun-
gen garantiert. Von besonderer Bedeutung für die
MitarbeiterInnen der Agenturen ist jedoch die ge-
sellschaftliche Anerkennung, die diese regulären
Beschäftigungsverhältnisse mit sich bringen.
Die Agentur gewährleistet, daß alle Arbeiten
zuverlässig und kontinuierlich ausgeführt werden.
Das garantiert neben einer besseren Qualität der
Arbeit auch einen geringeren Organisationsauf-
wand für die Haushalte im Krankheits- oder Ur-
laubsfall. 
Nach ersten Einschätzungen der an den Mo-
dellprojekten beteiligten Agenturen hat sich ge-
zeigt, daß bereits die derzeitige Preisgestaltung
des Services für viele potentielle Kunden zu hoch
ist. Das Auslaufen der derzeitigen Förderungen
für die MitarbeiterInnen wird zur Kostendeckung
eine Preiserhöhung zur Folge haben müssen. Es
erscheint sinnvoll, den „Kunden“ die haushaltsna-
hen Dienstleistungen durch öffentliche Mittel, z.B.
durch Dienstleistungsgutscheine, erschwinglich zu
machen. Eine teilweise Kostenerstattung unter be-
stimmten Voraussetzungen hätte zur Folge, daß
unter Umständen auch einkommensschwächere
Haushalte solche Dienstleistungen in Anspruch
nehmen können. Die Zielsetzung besteht darüber
hinaus in der Schaffung möglichst vieler zusätzli-
cher sozialversicherungspflichtiger Arbeitsplätze
bei Dienstleistungsagenturen.
Dem schwierigen Spannungsverhältnis der ak-
tiven Gestaltung auf der Angebots- als auch auf
der Nachfrageseite ist politisch Rechnung zu tra-
gen. Eine sozialpolitisch motivierte Eingrenzung
der Kundschaft erweist sich aus arbeitsmarktpoli-
tischer Sicht heraus als wenig sinnvoll. Grundsätz-
lich gilt daher auch für meine Fraktion, daß wir
den Aspekt steuerlicher Abschreibung unter be-
stimmten Voraussetzungen nicht völlig aus den
Augen verlieren sollten. 
Domestic Services 
George Ubachs, MAECON a.g., Niederlande
MAECON ist eine öffentliche Organisation, die
für die Verbesserung der Situation auf dem Ar-
beitsmarkt in der Doppelregion Süd-Limburg ver-
antwortlich ist. Hauptziele im Auftrag der beteilig-
ten Verwaltungen sind die Entwicklung, Kontrolle
sowie Unterstützung bei der Realisierung arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen nach unternehmeri-
schen Kriterien, die Schaffung von Arbeitsplätzen
und/oder die Wiedereingliederung von (Langzeit-)
Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt. Um diese Ziel-
stellungen zu verwirklichen, werden europäische,
nationale und regionale Finanzierungsinstrumen-
te soweit wie möglich kombiniert. 
In Übereinstimmung mit diesen Maßgaben ist 
MAECON als Management-Stelle für das ERDF-
Programm bemüht, Projekte der Wirtschaftsent-
wicklung mit Aktivitäten im Rahmen des ESF-Pro-
gramms zu kombinieren. Es findet eine enge Ko-
operation mit kommunalen und auch gewerbli-
chen Maßnahmen statt.
Die Region Südost-Limburg kann im Hinblick
auf wirtschaftliche und soziale Aspekte im Zusam-
menhang mit der Beschäftigungssituation (beson-
ders für Frauen) und dem Wirtschaftswachstum
als unterentwickelt bezeichnet werden. Die Schaf-
fung von regulären Arbeitsplätzen im Bereich
haushaltsnaher Dienstleistungen und damit der
Abbau der regionalen (Langzeit-)Arbeitslosigkeit
sowie die Gewährleistung eines qualitativ hoch-
wertigen Angebots durch ein Konsortium koope-
rierender Partner sind somit ein wichtiger Faktor
für die regionale Entwicklung.
Ausgangsbedingungen 
In der Region Süd-Limburg sind Frauen auf dem
Arbeitsmarkt stark untervertreten; historisch ist
Süd-Limburg eine Bergbauregion, die sich nun in
einer strukturellen Krise befindet. Der Sozialstaat
ist überfordert. Einer steigenden Zahl von Dop-
pelverdienern steht die zunehmende Überalte-
rung der Bevölkerung gegenüber. Als regionale
Spezifik kommt eine große Zahl von behinderten
und erkrankten ehemaligen Bergarbeitern hinzu.
Die wegbrechenden Finanzmittel des Staates wer-
den der zunehmenden Nachfrage nach bestehen-
den und neuen Dienstleistungen nicht gerecht.
Dies betrifft traditionell die persönliche Betreuung
und die Behinderten- und Altenpflege sowie neu
die Kinderbetreuung und direkte haushaltsnahe
Dienstleistungen.
In den letzten Jahren hat der Bedarf enorm zu-
genommen. Dies ist u.a. zurückzuführen auf
 eine steigende Zahl von Single-Haushalten,
 die steigende Anzahl von Haushalten mit
zwei Einkommen und
 die höhere Lebenserwartung der Bevölkerung.
Diese Zunahme impliziert einen Bedarf an neuen
Arbeitskräften im Bereich von häuslicher Pflege
und haushaltsnahen Dienstleistungen und eröff-
net somit ein Potential an festen Arbeitsplätzen.
Zur Realisierung dieses Potentials wurde ein Kon-
sortium geschaffen, dem Partner aus unterschied-
lichen Bereichen angehören (siehe Grafik nächste
Seite): 
 Sozialpartner
 nichtstaatliche Organisationen
 lokale und regionale Verwaltungen
 internationale Partner
Am Konsortium nehmen auch Unternehmen der
privaten Dienstleistungswirtschaft teil. 
Die Zielgruppe
Bei dem Projekt liegt das Hauptaugenmerk auf
wenig ausgebildeten Frauen, von denen ange-
nommen wird, daß sie (wieder) in den Arbeits-
markt eintreten wollen und mit Schwierigkeiten
bei der Suche nach annehmbarer Arbeit konfron-
tiert sind. Diese Schwierigkeiten können folgen-
dermaßen systematisiert werden:
 Keine oder wenig Erfahrung in bezahlten Ar-
beitsverhältnissen,
 fehlendes Selbstbewußtsein und Vertrauen in
die eigenen Fähigkeiten,
 keine oder wenig Vorstellungen von den ei-
genen Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt,
 beschränkte Kenntnisse über die Angebote
auf dem regionalen Arbeitsmarkt,
 fehlende Bedingungen für die Teilnahme am
Arbeitsmarkt (Kitas, außerschulische Betreu-
ung und häusliche Pflege).
Projektdesign
Zentrale Stelle des Pilotprojektes ist ein Arbeits-
zentrum, in dem Frauen im Rahmen des Projektes
Haushaltsdienstleistungen oder aber bei einem
potentiellen Arbeitgeber nach den Bedingungen
der Melkert-2-Bestimmungen angeleitet werden.
Ein wichtiges Element ist dabei die Schaffung von
Voraussetzungen, welche die bisherigen Hinder-
nisse für Frauen bei der Arbeitsaufnahme ausräu-
men (wie Kitaplätze und außerschulische Betreu-
ung). 
Realisierung und Durchführung
Bei den sozialen Dienststellen der Verwaltung
werden Informationsstellen eingerichtet, um mög-
liche Kandidatinnen über das Projekt zu informie-
ren und bei der Kontaktaufnahme die Barrieren
für Antragstellerinnen von Sozialhilfe niedrig zu
halten. Frauen, die keine Sozialhilfe erhalten,
werden aus dem Aktenbestand des regionalen Ar-
beitsamtes ausgewählt. Weiterhin werden Infor-
mationsveranstaltungen durchgeführt. Danach
werden Interviews mit einzelnen Kandidatinnen
geführt, um ihre Fähigkeiten, Möglichkeiten und
Grenzen herauszufinden.
Orientierungs- und Qualifizierungsphase
Die Kandidatinnen nehmen an einem 8-wöchigen
Programm (24 Wochenstunden) teil und beschäf-
tigen sich dabei mit den drei Themen
 Selbstentwicklung: Kennenlernen der eigenen
Möglichkeiten und Auswahl der gewünschten
Fortsetzungskurse;
 Kennenlernen des Arbeitsmarktes: Erfor-
schung des regionalen Arbeitsmarktes;
 Entscheidung über einen individuellen Aus-
bildungsplan: Planung der Aktivitäten, die in
der nächsten Zeit in Vorbereitung auf eine
Arbeitsstelle unternommen werden müssen.
Die Anstellung wird auf Grundlage der Melkert-2-
Bestimmungen erfolgen. Insbesondere das Pro-
gramm Haushaltsdienstleistungen bietet gute Per-
spektiven bei der Schaffung von regulären Ar-
beitsplätzen. Darüber hinaus kann man sich auf
den Bereich KMU und den Sicherheitsbereich
stützen.
Die Vermittlung wird im Verantwortungsbereich
von MAECON liegen. In den meisten Fällen wird
es sich dabei um Anstellungen für ein Jahr mit der
Perspektive auf eine Festanstellung handeln. In ei-
nigen Fällen kann es eine direkte Festanstellung
geben.
In der Entwicklungsphase des Projektes wird
folgenden Schwerpunkten besondere Bedeutung
beigemessen: 
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1. Marktbereich und Produkte:
 Wer sind unsere KundInnen?
 Was können und wollen diese potentiellen
KundInnen für unsere Dienstleistungen be-
zahlen?
 Welche Bedürfnisse lassen sich hinsichtlich
eines Produktkatalogs feststellen?
2. Wirtschaftliche Aspekte:
 Wie kann das Projekt kostendeckend operie-
ren?
 Welche Tarife müssen bzw. können angewen-
det werden?
 Wie unterscheiden sich diese Tarife von den
in der gegenwärtigen Situation auf dem
Schwarzmarkt üblichen Tarifen?
Bei der Projektdurchführung sind wir auf folgende
Problembereiche gestoßen: 
 Ein kostendeckendes Unternehmen wird
ohne eine Subventionierung der Arbeit nicht
aufbaubar sein. 
 Die einzelnen Kooperationspartner haben
unterschiedliche Interessen (Schaffung von
Arbeitsplätzen, Gewinn im privaten Bereich,
Sicherung der Arbeitsplätze für einzelne Un-
ternehmen usw.). 
 Notwendig ist die Erweiterung des Angebots
der beteiligten Partner.
 Das über einen Tarif abgesicherte Entgelt
muß mindestens den üblichen Preisen auf
dem Schwarz- bzw. Grauarbeitsmarkt ent-
sprechen.
Projekt
Domestic Services
Projektorganisation
Subventionierung
Voraussetzungen
Arbeitgeber der
MitarbeiterInnen
Auswahl / Zuweisungen
Bildung und Arbeitserfahrung
LICOM Groen
Gartenpflege
HAGO Nederland
Betrieb für
Gebäudereinigung
MAECON a.g
Gesellschaft für 
Arbeit und Wirtschaft
Entwicklung des Projektes zu
einem kostendeckendem
Betrieb
Zusammenarbeit mit
MitarbeiterInnen von
Partnereinrichtungen
Einsatz von subventionierten
Arbeitskräften
BBB de Brug
Wartung und
Renovierung
Loslösung von MAECON
Selbstständige
Betriebsführung
Umwandlung der geförderten
Arbeitsplätze in reguläre
Arbeitsstellen
Stichting Humanitas
Kinderbetreuung,
Kinderkrippe
Stichting G.W.P.
Gemeentelijke
Werkgelegenheids
Projecten
Projektmanagement
Die Diskussion um die Erbringung von Dienstlei-
stungen für und in privaten Haushalten ist in den
letzten Jahren ein breites Thema der gesell-
schaftspolitischen Diskussion geworden. Dies hat
sich auch auf dieser Tagung gezeigt, wo sich die
Vielfältigkeit der Ansätze und die Wider-
sprüchlichkeit in der Einschätzung dieses Sektors
in den Beiträgen und den oft sehr kontroversen
Diskussionen niederschlugen. Ich konzentriere
mich hier auf einige Aspekte, die für die Diskus-
sion in der Vorbereitung und Durchführung der
Modellvorhaben in Berlin von zentraler Bedeu-
tung waren und sind.
Ausgangspunkt unserer Überlegungen war die
Erfahrung, daß un- und angelernte Frauen aus
der Elektro- und Metallindustrie in großem Um-
fang unwiederbringlich ihren Arbeitsplatz verlie-
ren, weil viele Betriebe in diesen Industriezweigen
in den letzten Jahren mit dem Abbau der Berlin-
förderung entweder in Konkurs gegangen sind
oder aus Berlin abwanderten. Es war eines unse-
rer Ziele, für diese Frauen neue Beschäftigungs-
felder zu erschließen, in denen sie langfristig tätig
sein können. Wir haben hierbei auf der einen
Seite nach Beschäftigungsfeldern gesucht, wo die
Frauen an ihre beruflichen Erfahrungen und Qua-
lifikationen, andererseits aber auch an ihr Haus-
arbeitsvermögen und an die Erfahrungen in der
Familienarbeit anknüpfen können. Die Erbrin-
gung von Dienstleistungen für und in privaten
Haushalten haben wir als ein solches Feld eruiert.
Sehr intensiv haben wir dabei die Probleme dis-
kutiert, die entstehen können, wenn ein Tätigkeits-
feld an das Hausarbeitsvermögen von Frauen an-
Im Hinblick auf die anhaltende Arbeitslosigkeit ist
die Absicht zu begrüßen, haushaltsbezogene
Dienstleistungen in reguläre Arbeitsverhältnisse -
z.B. im Rahmen von Beschäftigungspools - zu
überführen und damit nicht nur neue Beschäfti-
gungspotentiale zu erschließen, sondern auch die
dort herrschende Schwarzarbeit und die geringfü-
gigen Beschäftigungen abzubauen.
Die Bereitschaft der Haushalte, sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitsplätze zur Verfügung zu
stellen, wird nicht unwesentlich von den Kosten für
die Arbeitskräfte abhängen. Förderlich kann hier
sicher auch die Subventionierung der Arbeitsplät-
ze durch Steuerermäßigungen und die Entlastung
von administrativen Pflichten (Haushaltsscheck-
verfahren) sein. Problematisch ist jedoch, daß die
steuerliche Entlastung nur für einkommensstarke
Haushalte attraktiv und der steuerlich zu berück-
sichtigende Höchstbetrag von 1.500 DM/Monat
als Arbeitsentgelt relativ gering angesetzt ist. An-
dererseits besteht aber gerade in einkommens-
schwächeren Haushalten (Ältere, Alleinerziehen-
de, Behinderte) ein Bedarf an Hilfe im Haushalt.
Auswirkungen der zum 1. April 1997 in Kraft
getretenen Änderungen des Arbeitsförde-
rungsgesetzes
Ziel des neu in das Arbeitsförderungsgesetz ein-
geführten Eingliederungsvertrages ist der Abbau
von Hemmschwellen bei der Eingliederung von
Langzeitarbeitslosen oder von Menschen mit Ver-
mittlungserschwernissen. In einem individuell fest-
zulegenden Zeitraum von zwei Wochen bis sechs
Monaten übernimmt das Arbeitsamt das finanziel-
le Risiko der Beschäftigung bei Ausfallzeiten durch
Urlaub, Krankheit, Mutterschutz etc.. Darüber
hinaus kann der Beschäftigungsbetrieb (der be-
schäftigende Privathaushalt) den Vertrag mit
dem/der Arbeitslosen, zu deren Einarbeitung er
sich verpflichtet, jederzeit und ohne Angaben von
Gründen beenden. Angesichts des besonders
sensiblen Arbeitsbereichs „Haushalt" kann dieses
neue Vermittlungsinstrument die Entscheidung für
die Einstellung Arbeitsloser durchaus erleichtern.
Als Entscheidungshilfe für die Aufnahme einer
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung
könnte sich möglicherweise der Wechsel von der
bisher geltenden Kurzzeitigkeitsgrenze in der Ar-
beitslosenversicherung auf die Geringfügigkeits-
grenze der Sozialversicherung (ArbeitnehmerIn-
nen, die mehr als geringfügig beschäftigt sind,
gelten künftig nicht mehr als arbeitslos) auswir-
ken. Ob Arbeitslose, die bisher eine Beschäfti-
gung im Haushalt als kurzzeitige Nebentätigkeit
ausgeübt haben, nach Auslaufen der Übergangs-
regelungen (31.12.1997) verstärkt sozialversi-
cherungspflichtige Tätigkeiten in diesem Bereich
aufnehmen, bleibt abzuwarten.
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Lohnkostenzuschüsse an Beschäftigungsagenturen als Subventionsfonds
Dr. Ursula Westphal-Georgi, Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen
Arbeitsmarktpolitische Instrumente auch für Privathaushalte 
Elisabeth Bülow, Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg
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knüpft. Wir haben die Kritik, damit u.U. die ge-
schlechtsspezifische Arbeitsteilung zu vertiefen
und Frauen wieder an den Herd zurückzubringen,
aufgenommen und uns damit auseinanderge-
setzt. Dennoch wollen wir die Chancen wahrneh-
men, die in den neuen Tätigkeitsfeldern liegen.
Gleichzeitig müssen wir aber auch der beschrie-
benen gesellschaftspolitischen Gefahr durch die
Form der Arbeitsorganisation begegnen. 
Aus diesem Grund haben wir uns für die Orga-
nisationsform einer Beschäftigungsagentur ent-
schieden. Gegenüber dem Privathaushalt als Ar-
beitgeber hat die Agentur u.a. für die beschäftig-
ten Frauen den Vorteil, daß sie mit Kolleginnen
zusammenarbeiten, sich abstimmen, sich weiter-
bilden und professionalisieren können und daß
sie über eine geordnete Krankheits- und Urlaubs-
vertretung verfügen.
Hierbei soll die Agentur zum einen sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse ga-
rantieren und zum anderen die betrieblichen Ar-
beitseinsätze bündeln, die auf den Einzelhaushalt
bezogen zumeist ja nur Teilzeittätigkeiten darstel-
len. Die Dienstleistungs- bzw. Werkverträge wer-
den mit den Haushalten abgeschlossen. Im Mit-
telpunkt dieser Verträge steht die Erfüllung einer
bestimmten Aufgabe, wobei die Agentur perso-
nelle Kontinuität garantiert. Insofern handelt es
sich bei der Tätigkeit der Agentur nicht um Ar-
beitnehmerüberlassung, sondern um das Bündeln
von Tätigkeiten zu „Paketen“, wie sie individuell
von den Haushalten nachgefragt werden. Die
Agentur soll aber auch Kombinationen von
Dienstleistungen nach den Bedürfnissen in den
privaten Haushalte so bündeln, daß höhere Stun-
densätze erzielt werden können und eine Profes-
sionalierung des Personals möglich wird.
Vor dem Hintergrund dieser grundsätzlichen Er-
wägungen haben wir uns in der Ausgestaltung
der Modellvorhaben und in der Diskussion um die
Ausgestaltung dieses Feldes von folgenden Ge-
sichtspunkten und Zielsetzungen leiten lassen:
 Volle soziale Sicherung der Arbeitsverhältnisse.
 Unabhängigkeit der ArbeitnehmerInnen im
arbeitsrechtlichen Sinne vom Einzelhaushalt
als Arbeitgeber.
 Für Einzelhaushalte Ersatz der Dienstleisten-
den bei Urlaub/Krankheit, so daß die Konti-
nuität der Dienstleistung gewährleistet ist.
 Qualität und Zuverlässigkeit der Dienstlei-
stung für den privaten Haushalt.
 Seriöse und vertrauenerweckende Rekrutie-
rung und Personalauswahl der Dienstleister.
 Erschließung und Entwicklung betriebswirt-
schaftlich tragfähiger Kombinationen von
haushaltsmäßigen Dienstleistungen.
 Klärung der Bedarfsstrukturen der (unter-
schiedlichen) Haushalte sowie der finanziel-
len Mittel, die ein Haushalt für diese Dienst-
leistungen bereit ist einzusetzen; hierzu sind
Analysen durchzuführen und eine enge Zu-
sammenarbeit mit der Forschung notwendig.
 Entwicklung von geeigneten Akquisitionsstra-
tegien.
 Integration von Zielgruppen des Arbeitsmark-
tes in diesen Sektor, also von Personen, die
in ihren Chancen besonders beeinträchtigt
sind.
 Klärung, ob und wie Haushalte mit unteren
und mittleren Einkommen für diese Dienstlei-
stungen erreicht werden können.
 Klärung, ob Steuerentlastung der Haushalte,
Subventionierung von besonders bedürftigen
Haushalten oder Lohnkostenzuschüsse für die
hier Beschäftigten der bessere Weg der Sub-
ventionierung sind. 
Die Modellvorhaben sollen auch prüfen, ob Exi-
stenzgründungen in diesem Dienstleistungssektor
rentabel sind, bzw. welche Voraussetzungen hier
in Bezug auf die Preisgestaltung, das Angebot
und die Nachfrage erfüllt sein müssen. Gerade
auch in der Frage um eine staatliche Subventio-
nierung sollten internationale Erfahrungen (Nie-
derlande) einbezogen werden.
Wir sehen die Frage der Subventionierung dif-
ferenziert. Wir hoffen, durch weitere Recherchen
und die Modellvorhaben Aussagen darüber zu er-
langen, wo und ob es Segmente in dem Dienstlei-
stungsbereich gibt, die durch geschickt gefächer-
te Kombination von einfachen und anspruchsvol-
len Dienstleistungen eine sich selbst tragende
Geschäftstätigkeit ermöglichen.
Generell zeigen die Vorhaben Dienstleistungs-
scheck, steuerliche Absetzbarkeit, Subventionie-
rung von sozial belasteten Haushalten, daß es
sich um einen Niedriglohnsektor handelt, der zu
seiner Entfaltung als sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung der Subventionierung bedarf.
Als von der Arbeitsmarktpolitik kommend, mit
dem Ziel Arbeitslose in diesen Dienstleistungssek-
tor zu integrieren, würden wir Subventionierungs-
konzepte vorziehen, die diese als Lohnkostenzu-
schüsse definieren. Diese Lohnkostenzuschüsse
sollten auf das Tätigkeitssegment der häuslichen
Dienstleistungen konzentriert sein, die sich im
Niedriglohnsektor befinden. Dieses muß mit der
Integration von Zielgruppen des Arbeitsmarktes
verbunden sein. Desweiteren ist die Vergabe des
Lohnkostenzuschusses an die Tätigkeit in einer
Agentur zu binden, damit die Arbeitskräfte adä-
quate Qualifizierungs- und Entwicklungsmöglich-
keiten haben und den privaten Haushalten ein
Qualitätsmanagement bei der Inanspruchnahme
der Dienstleistungen garantiert werden kann.
Zu einem ähnlichen Vorschlag wie die Senats-
verwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung und
Frauen kommt auch das Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit.
In seinem Wochenbericht vom 5.8.97 heißt es
u.a.: „Eine steuerlich unbedenkliche Alternative
wäre, statt des Arbeitgebers den Arbeitnehmer zu
subventionieren. Entsprechende Konzepte werden
unter dem Stichwort ‚negative Einkommenssteuer’
und ‚Bürgergeld’ bereits seit geraumer Zeit disku-
tiert. Entsprechende Vorschläge wurden vom Insti-
tut der Deutschen Wirtschaft in Zusammenhang
mit den kommunalen Agenturen entwickelt.“
Aus Berliner Sicht wäre es wünschenswert, Än-
derungen im AFRG vorzunehmen und ein ent-
sprechendes Lohnkostenzuschußprogramm gene-
rell zur Integration von Zielgruppen in Niedrig-
lohnsektoren aufzulegen. Wir halten diesen
Ansatz unter beschäftigungspolitischen Gesichts-
punkten und zur Entwicklung eines ausgewoge-
nen Verhältnisses von Angebot und Nachfrage im
Bereich der haushaltsnahen Dienstleistungen für
sinnvoll.
46
Die Picco Bella gGmbH
Das Vorhaben des Projektes Picco Bella ist die Be-
schäftigung und Qualifizierung von Frauen mit
geringer Formalqualifikation und von Migrantin-
nen in den Bereichen Gebäude- und Textilreini-
gung. Hierbei handelt es sich um ein Qualifika-
tions- und Arbeitsprofil, das den Anforderungen
für das Berufsbild einer Facharbeiterin in der Ge-
bäude- und Textilreinigung entspricht. Wesentli-
che Ausbildungselemente sind in der Gebäude-
reinigung die Unterhalts-, Glas-, Bauabschluß-
und Haushaltsreinigung; in der Textilreinigung
das Waschen, Mangeln und Bügeln. Unter fachli-
cher Anleitung werden die Frauen in die Reini-
gungstätigkeit eingeführt, sie erlernen Arbeitsin-
halte, Arbeitsmethodik und die Gestaltung des
Arbeitsprozesses.
Seit Ende 1996 haben 30 Migrantinnen, die
17 Nationen angehören, im Projekt Picco Bella
eine Qualifizierung und Beschäftigung in den Ar-
beitsbereichen der Gebäude- und Textilreinigung
aufgenommen. Die zweijährige Ausbildung zur
Fachmitarbeiterin in der Gebäude- und Textilrei-
nigung wird als Teilqualifikation überregional an-
erkannt und tariflich berücksichtigt. Die Frauen
erarbeiten sich den Zugang zum ersten Arbeits-
markt und erlangen damit eine Chance, sich von
der Sozialhilfe unabhängig zu machen. Die er-
worbene Qualifikation findet auch außerhalb
Deutschlands Anerkennung.
Arbeit
Von Anfang an kommen die Anforderungen und
Bedingungen der Arbeit dem realen Arbeitsmarkt
nahe. In der praktischen Arbeit werden authenti-
sche Reinigungsaufträge in verschiedenen Objek-
ten und in der Wäscherei der Picco Bella durch-
geführt. Für die Erstellung der Reinigungsleistung
in der Gebäudereinigung stehen industrielle Stan-
dardgeräte und -maschinen zur Verfügung. Das
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AG 3 Qualifikationsfeld Privathaushalt - 
MitarbeiterInnenorientierung und Professionalisierung 
ReferentInnen: Christiane Feldmann (Picco Bella gGmbH, Aachen); Ursula Kabisch (Gebäudereiniger-Innung,
Berlin); Hannelore Loll (Agentur Inhaus, Berlin); Petra Schwalbe (Gewerkschaft Nahrung, Genuß,
Gaststätten, NGG, Landesbezirk Berlin-Brandenburg); Dr. Czarina Wilpert (Technische Universität
Berlin ); Brigitte Wittkamp (Berufsverband hauswirtschaftlicher Fach- und Führungskräfte);
Moderation: Birgitt Wählisch (Wirkstoff e.V., Berlin) 
Intro: Der Beschäftigungssektor „Dienstleistungen für den Nahbereich" steht erst am Anfang einer berufspolitischen
Debatte, Aus- und Weiterbildungskonzepte differieren. Fördern die einen eine abschlußbezogene Qualifizierung, hal-
ten andere ein „training for the job" für ausreichend; fordern die einen die Orientierung am Berufsbild der/s Hauswirt-
schafterin/s, fordern andere die Orientierung am Berufsbild Gebäude- und Textilreinigung. Dritte wollen familien-,
sozialpflegerische und pädagogische Qualifikationen einbeziehen, vierte setzen auf eine stärkere KundIn-
nenorientierung.
Frau Kabisch fordert für die Gebäudereiniger-Innung wirtschaftliche und steuerliche Bedingungen, die einen fairen
Wettbewerb zwischen den Marktteilnehmern gewährleisten, wozu u.a. tarifliche Absicherung, Einsatz von geschultem
Personal und insbesondere Veränderungen im Jahressteuergesetz 1997 gehören. Privathaushalte sollen auch dann
steuerliche Förderung erhalten, wenn sie Dienstleistungen „einkaufen".
Die Agentur INHAUS ist eine öffentlich geförderte Agentur und will „Dienstleistungen für private Haushalte" zu
marktgängigen und kostendeckenden Preisen vermitteln. Für Frau Loll ist eine professionelle Erledigung differenzierter
KundInnenanforderungen nur über eine differenzierte Qualifizierung zu gewährleisten. 
Auch die Gewerkschaften sind an der Verbesserung der Arbeitssituationen in Privathaushalten interessiert, weil sich in
diesem Bereich niedrige Einkommen und unzureichender Sozialversicherungschutz zu überwiegend prekärer Beschäfti-
gung bündelt. Frau Schwalbe (NGG) will öffentlich geförderte Agenturen einem Zulassungsverfahren unterziehen.
Maßstäbe sind u.a. die Garantie von gesetzlichen Mindestarbeitsbedingungen und Orientierung am tariflichen
Mindestlohn.
Eine anerkannte Qualifizierung und die Teilhabe an sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungen für Frauen mit
geringer Formalqualifikation und für (Im-)Migrantinnen fordern Frau Feldmann, Picco Bella, und Frau Dr. Wilpert, TU
Berlin. Bei Picco Bella werden Frauen aus 17 Nationen für „Hausarbeit“ qualifiziert. Frau Wilpert klagt für den Aufbau
des neuen Dienstleistungssektors die stärkere Berücksichtigung der Lebensbedingungen von Immigrantinnen ein, die
häufig zwangsweise „alltagsbezogene Schwarzarbeit" leisten. Gefordert wird ein zielgruppenspezifischer Ausbau der
Aus- und Weiterbildung, damit ImmigrantInnen nicht von einer tarifierten, sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung
ausgegrenzt bleiben. 
Auf der Grundlage „Hauswirtschaft schafft Lebensqualität“ verlangt Frau Wittkamp, daß Aus- und Weiterbildungsmög-
lichkeiten geschaffen werden, die MitarbeiterInnen den Erwerb eines hauswirtschaftlichen Abschlusses ermöglichen.
Nur so sei auf gleichbleibend hohem Niveau eine auch qualitätsorientierte Professionalisierung erreichbar.
Qualifizierung, Arbeit und Kultur - Erfahrungen beim Aufbau 
eines gemeinnützigen Beschäftigungs- und Qualifizierungsprojektes 
Christiane Feldmann, Picco Bella gGmbH, Aachen
Reinigungsergebnis wird anhand eines Leistungs-
verzeichnisses und mit Hilfe festgelegter Kriterien
ausgewertet. Das Arbeitsverhältnis der Reinigerin-
nen ist tarifvertraglich geregelt.
Arbeit und Qualifizierung
Die Organisation des Lernprozesses in der Picco
Bella basiert auf der Erkenntnis, daß die Über-
nahme und erfolgreiche Anwendung von Lernin-
halten dann geschieht, wenn die Verbindung von
Theorie und Praxis als die Verknüpfung von Ori-
entierungswissen und Handlungsinteresse erfahr-
bar wird. Medialer Lernort ist die Arbeitsgruppe.
Ausgangspunkt für den Arbeitsgestaltungsprozeß
ist der Wissens- und Erfahrungsstand der Mitar-
beiterinnen. Vorhandene Kenntnisse, Fähigkeiten
und Fertigkeiten werden in die Arbeit eingebracht
und gemeinsam mit den Kolleginnen und Anleite-
rinnen korrigiert, modifiziert und erweitert. Fehler,
die sich hier notwendigerweise ergeben, sind le-
diglich Hinweise für die Anleiterinnen, ihr Wissen
und ihre Erfahrungen bereitzustellen. So entsteht
eine Entscheidungsstruktur, in der von der Pro-
blemstellung über die Planung bis hin zur Lösung
alle Vorschläge untersucht und die Konsequenzen
bei der Umsetzung erläutert und aufgezeigt wer-
den. Damit stellen alle Kolleginnen gemeinsam
einen Handlungsrahmen her, der es ihnen - viel-
leicht erstmalig - ermöglicht, das Ergebnis eige-
ner Fähigkeiten und Fertigkeiten zu erfahren und
deren Erweiterung selbstständig zu steuern.
Bei Picco Bella werden von den Frauen Quali-
fizierungshandbücher hergestellt: Ausgangspunkt
ist eine genaue Aufgabenbeschreibung für die
einzelnen Qualifikationsstufen. Es wird an die vor-
handenen Arbeitserfahrungen der Frauen für die
einzelnen Qualifikationsstufen angeknüpft, indem
sie ihre Kenntnisse über Tätigkeiten und verwen-
dete Geräte sowie ihre Erfahrungen mit bestimm-
ten Situationen einbringen. Die Aufarbeitung ge-
schieht auf eine vielfältige und phantasievolle
Weise. Die Frauen erleben, daß sich Lernen auch
anders vollziehen kann als sie es in der Schule er-
fahren haben. Der Umgang der Frauen mit ihren
Qualifizierungshandbüchern gibt den Anleiterin-
nen Aufschlüsse darüber, wie sie den Lernprozeß
aufzubauen und stets aufs Neue zu modifizieren
haben.
Arbeit, Qualifizierung und Ökologie
Im Projekt Picco Bella ist es selbstverständlich, das
belastende Eingreifen in die Umwelt zu erkennen,
umweltschonende Verfahren zu nutzen und nach
weniger aggressiven Möglichkeiten zu suchen,
indem neueste ökologische Erkenntnisse auf ihre
Praktikabilität überprüft werden. Die Qualifizie-
rung beinhaltet deshalb nicht nur die fachliche
Anleitung bei der Reinigungstätigkeit und das Er-
lernen von Arbeitsinhalten und Arbeitsmethodik,
sondern zugleich die Erarbeitung und Einbezie-
hung umwelt- und gesundheitsschonender Ar-
beitsweisen, die Auswahl und den Einsatz von Rei-
nigungsmitteln sowie Hygienekunde und den be-
wußten Umgang mit natürlichen Ressourcen.
Deutsch lernen
Arbeit und Qualifizierung verbinden sich für die
Migrantinnen im Projekt Picco Bella untrennbar
mit dem Erlernen der deutschen Sprache. Sie ist
Medium der Verständigung und zugleich Gegen-
stand des Sprachunterrichts. Für manche Frauen
bedeutet das Erlernen der deutsche Sprachen
auch, erstmals Lesen und Schreiben zu lernen. Für
alle aber stellt dieser Unterricht eine wichtige
Kommunikationssituation dar, in der sich Frauen
über ihre Arbeits- und Lebenserfahrungen ver-
ständigen. Das Handbuch beispielsweise, das je-
de Frau für sich als Qualifikationsmoment erfährt,
ist nicht nur ein funktionales Anleitungswerk, son-
dern ebenso eine Deutschfibel. Für Frauen mit
speziellen Lernproblemen werden Hilfestellungen
angeboten. Bei Lese- und Schreibschwächen die-
nen zusätzliche visuelle Hilfsmittel (Fotos, Zeich-
nungen, Skizzen) dem besseren Verständnis.
Die Themen der Alphabetisierung zeigen, daß
sie aus den notwendigen Arbeitsabläufen abge-
leitet wurden oder sich aufgrund von Verständi-
gungsschwierigkeiten am Arbeitsplatz ergaben
und deshalb in die Qualifizierung aufgenommen
wurden. Ziele des Deutschunterrichts sind
 Wochen- und Jahresstruktur verstehen,
 Wochentage, Monate, Jahreszeiten 
bezeichnen,
 Datum schreiben und lesen,
 die Uhr lesen,
 Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen lesen,
 Urlaubsanträge ausfüllen,
 persönliche Daten auf Formularen eintragen,
 Materialzettel anfertigen,
 den Plan eines Gebäudes lesen/verstehen,
 verschiedene Räume bezeichen,
 verschiedene Teile eines Raumes wie Wand,
Decke, Boden, Ecke, Fenster benennen,
 Arbeitsvorgänge erklären und Arbeitsabläufe
verstehen,
 Arbeitsaufträge beschreiben.
Kultur
Wenn Frauen aus 17 verschiedenen Nationen ge-
meinsam in den Reinigungsobjekten und in der
Picco Bella-Wäscherei vielfältige Aufgaben be-
wältigen müssen, ist die Verständigung der Frau-
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en untereinander eine notwendige Voraussetzung.
Nur allzu oft konnten wir erfahren, daß „sich ver-
ständigen“ mehr ist, als sich sprachlich auszudrü-
cken, also über genügend Deutschkenntnisse zu
verfügen. Aber auch kein noch so gut gemeinter
„Erfahrungsaustausch“ führt ohne weiteres zur
Verständigung. Im Qualifizierungsprojekt Picco
Bella ist dies für die beschäftigten ausländischen
und deutschen jungen Frauen geradezu eine Her-
ausforderung, denn die Qualifizierung wird als
eine persönliche fachbezogene, soziale und kul-
turelle Bildung verstanden.
Wichtiger Bestandteil ist deshalb die Gestal-
tung von Erzählrunden in den Räumen der Picco
Bella, wo sich junge und alte Aachener bei Kaffee
und Kuchen zusammenfinden, um über ihre Le-
benserfahrungen und ihren Alltag in der Stadt zu
erzählen. Dabei geht es nicht nur darum, die Er-
innerungen der Menschen lebendig zu erhalten,
sondern vor allem um die Auseinandersetzung mit
den unterschiedlichen Sichtweisen auf Vergange-
nes und Gegenwärtiges. Hier erarbeiten alte und
junge Menschen ein Stück Stadtteilgeschichte, es
entstehen Dokumentationen, Ausstellungen, Bro-
schüren und Videofilme. 
Wissenschaftliche Begleitung 
als Qualifizierung
Die begleitende Beratung richtet ihr Hauptaugen-
merk auf die Institution als Ganzes. Sie arbeitet
mit den Mitarbeitern aller Ebenen an der Entwick-
lung der Arbeitsbedingungen und an der Effekti-
vierung der Arbeitsprozesse. Sie setzt ihr Organi-
sations-, Fach- und Methodenwissen dazu ein,
Struktur und Dienstleistungen des Projektes den
veränderten gesellschaftlichen Anforderungen
und denen des Klientel anzupassen. Die Beratung
ist beteiligt an der Lösung von Konflikten, Kom-
munikationsproblemen und an der Gestaltung
des Umgangs untereinander. Sie ist die kontinu-
ierliche, praxisbegleitende Untersuchungstätigkeit
auf der Grundlage einer gemeinsamen Analyse
mit dem Ziel, die gewonnenen Erkenntnisse als
Handlungsinnovation in den Prozeß einzugeben.
Wissenschaftliche Begleitung ist innovative Or-
ganisationsberatung, indem sie sich daran betei-
ligt, neue Konzeptionen und Strukturen zu imple-
mentieren. Sie entwickelt die Innovationen teilwei-
se selbst oder arbeitet sie zumindest so um, daß
sie im Projekt eine Chance auf Realisierung ha-
ben. Wissenschaftliche Beratung ist praxisbeglei-
tende Auswertung und hat die Aufgabe, die kon-
zeptionell begründeten Aufgabenbereiche des
Qualifizierungsprojektes Picco Bella auf ihre Um-
setzung hin zu überprüfen.
Eine effiziente Möglichkeit einer begleitenden
Auswertung bietet die Prozeßanalyse, bei der die
vorformulierten Ziele und Methoden, mit denen
die Ziele verwirklicht werden, sowie die Bewer-
tungs- und Auswertungsstruktur schon in der Kon-
zeption festgelegt sind. Die begleitende Auswer-
tung, soll sie aussagekräftige Hinweise über die
konzipierten Ziele und Vorstellungen, Verlauf und
Verwirklichung liefern, wird das Projekt als eine
reaktive Datenquelle oder als einen Datenliefe-
ranten behandeln und somit auch keine im nach-
hinein und unabhängig vom Projekt entwickelten
Bewertungskriterien aufstellen.
Als Prozeßbegleiter weckt die wissenschaftliche
Beratung individuelle Ressourcen und ermutigt
Mitarbeiterinnen, Ideen zur Umstrukturierung der
Institution beizutragen. Sie hilft beim Aufbau von
alternativen Strukturen sowie bei der Einführung
neuer Methoden. Die Kontrolle des Verlaufs kann
als Steuerungsinstrument zu jeder Zeit auch die
notwendigen Korrekturen einleiten.
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Die Bedeutung von Dienstleistungen in Privathaushalten 
für die Tätigkeit von Unternehmen der Gebäudereiniger-Innung 
Ursula Kabisch, Gebäudereiniger-Innung, Berlin 
Für das Gebäudereiniger-Handwerk bietet sich
im Tätigkeitsfeld Hausarbeit eine neue Möglich-
keit, sichere Arbeitsplätze zu schaffen. Der Bun-
desinnungsverband des Gebäudereiniger-Hand-
werks hat bereits 1996 eine Studie in Auftrag ge-
geben, die sich mit der Marktanalyse bzw. mit den
Marktperspektiven in der Gebäudereinigung be-
faßt. Es wurde ermittelt, daß Privathaushalte ein
großes Kundenpotential darstellen, das sich bis-
lang noch nicht an Reinigungsunternehmen rich-
tet. Die gehobenen Privathaushalte haben bereits
jetzt einen hohen Bedarf an Reinigungsdienstlei-
stungen, den sie zur Zeit überwiegend mit priva-
ten Reinigungshilfen in teilweise fragwürdigen Be-
schäftigungsverhältnissen abdecken. Es herrscht
große Unzufriedenheit mit dieser Reinigungssitua-
tion, da es außerordentlich schwierig scheint, gu-
te Arbeitskräfte zu finden. Hier sieht das Gebäu-
dereiniger-Handwerk einen Ansatzpunkt, kunden-
gerecht seine Leistungen anzubieten.
Die Unternehmen des Gebäudereiniger-Hand-
werks sind selbstverständlich in der Lage, sich auf
die speziellen Anforderungen und individuellen
Bedürfnisse in Privathaushalten einzustellen. Un-
ser Handwerk hat bereits eine große Akzeptanz
bei Auftraggebern im gewerblichen Bereich ge-
wonnen. Es ist nunmehr an der Zeit, dem Privat-
haushalt die fachgerechten Leistungen näherzu-
bringen.
Zum jetzigen Zeitpunkt besteht in Privathaus-
halten bereits großes Interesse an Dienstleistun-
gen, für die eine Fachausbildung und Hilfsmittel
notwendig sind: Sanitärreinigung, Schwimmbad-
reinigung, Herd- und Küchenreinigung, Parkett
schleifen und versiegeln, Teppichbodenreinigung
und Imprägnierung, Fenster- und Polsterreini-
gung, Komplettlösungen wie z.B. eine jährliche
Grundreinigung. Die für diese Arbeiten in Frage
kommenden Mitarbeiter werden von Reinigungs-
unternehmen geschult, damit sie den speziellen
Ansprüchen eines Privathaushaltes entsprechen.
Unsere Unternehmen haben die Bedürfnisse der
Privathaushalte erkannt und entwickeln Dienstlei-
stungspakete, die speziell auf diese Zielgruppe
zugeschnitten sind.
Die volle Ausschöpfung dieser neuen Beschäf-
tigungsmöglichkeit scheitert häufig an einem Un-
gleichgewicht zwischen den einschlägigen Preisen
und Kosten sowie den finanziellen Möglichkeiten
der Privatpersonen. Uns ist dieses Problem be-
wußt, wir schlagen daher vor, für die Reinigungs-
und Hilfstätigkeit in Privathaushalten eine ange-
messene Steuererleichterung für Privatpersonen
vorzusehen. Wir vertreten die Auffassung, daß mit
dieser Unterstützung versucht werden sollte, die
Nachfrage der Haushalte kostengünstiger zu
decken, um so die Schwarzarbeit einzudämmen.
Die Unterstützung kann verschiedene Formen
haben, beispielsweise dem Einkommen der Be-
nutzer angepaßt sein, um so einen möglichst brei-
ten Zugang zu den Reinigungs- und Hilfsleistun-
gen zu ermöglichen.
Es müssen Bedingungen geschaffen werden,
die einen gesunden Wettbewerb zwischen den
verschiedenen Marktteilnehmern gewährleisten.
Dies bedeutet, daß die Arbeitsverhältnisse tariflich
abgesichert sind. Wir vertreten die Auffassung,
daß die Tätigkeiten in Privathaushalten durch ge-
schulte Mitarbeiter der Gebäudereinigungsunter-
nehmen ausgeführt werden müssen, die dann
auch wieder mit mehr Aufträgen zusätzliche Ar-
beitsplätze schaffen können. 
Wie uns bekannt ist, bestehen zwei hauswirt-
schaftliche Dienstleistungsagenturen in Berlin.
Diese bieten Preise, die im sozialen Bereich bei
DM 17,- pro Stunde und für einkommenstarke
Kunden je nach Leistung zwischen DM 20,- und
DM 25,- liegen. Der Betrag, der bei voller wirt-
schaftlicher Tragfähigkeit der Agentur erzielt wer-
den muß, liegt wesentlich höher. Diese Stunden-
sätze sind nur möglich, da beide Projekte auf Zeit
durch öffentliche Gelder gefördert werden. Zu-
sätzliche Dauerarbeitsplätze werden durch diese
Subvention nicht geschaffen.
Das von der Bundesrepublik zum 1. Januar
1997 beschlossene Haushaltsscheckverfahren ist
für die meisten Haushalte viel zu kompliziert und
nicht durchführbar. Die steuerliche Förderung in
Privathaushalten beträgt hier zwar DM 18.000 im
Jahr, aber nur, wenn der Privathaushalt als Arbeit-
geber auftritt. Es müßte eine Möglichkeit geschaf-
fen werden, daß diese steuerliche Förderung
auch von Privathaushalten genutzt werden kann,
die ein Gebäudereinigungsunternehmen beauf-
tragen.
Nur mit motivierten, geschulten Mitarbeitern
läßt sich eine leistungsgerechte Arbeit erbringen.
Diesen Mitarbeitern ist auch ein entsprechender
Lohn zu zahlen. Seit dem 1. Januar 1997 sind
das in der Innenreinigung DM 15,- pro Stunde.
Durch Unternehmenszuschläge auf den Lohn er-
höht sich der Stundenverrechungssatz auf DM
28,- bis DM 29,- für eine preisgerechte Leistung.
Nur so können sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungsverhältnisse geschaffen werden. 
Für die Beschäftigten bestehen tarifliche Verein-
barungen und Arbeitssicherheit. Die Beschäftigten
erhalten durch Qualifizierung die Chance zum
Aufstieg und zu einem entsprechenden Einkom-
men. Dem privaten Haushalt wird die Zuverläs-
sigkeit der Leistung, die Qualität und die Vertre-
tung im Krankheitsfalle garantiert. 
Es besteht eine Haftung im Schadensfall. Der
Privathaushalt hat durch Vergabe an ein Unter-
nehmen einen geringen Organisationsaufwand
und keine eigenen Arbeitgeberpflichten. Wenn es
uns gelingt, Angebote zu kostendeckenden Prei-
sen auf dem Markt einzuführen und dadurch so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhält-
nisse zu schaffen, dann haben wir ein wichtiges
Ziel erreicht.
Die Gebäudereiniger-Innung ist der Ansicht,
daß der Ausbau der Arbeitsplätze für Dienstlei-
stungen im Haushalt nur über die Einführung
eines wirtschaftlichen und steuerlichen Systems er-
folgen kann. Dieses muß in der Lage sein, den
Bedarf einer wachsenden Zahl von Privatperso-
nen zu decken. Der Staatshaushalt wird nur durch
die Erschließung neuer Märkte mit sehr hoher Be-
schäftigungsintensität nicht belastet.
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Ziel unseres Projektes „Dienstleistungen für priva-
te Haushalte“ ist es, mit ausgebildetem Fachper-
sonal privaten Haushalten unterschiedliche und
komplexe Dienstleistungen anzubieten, dabei für
die Familien Zuverlässigkeit und Vertrauenswür-
digkeit zu gewährleisten und nach Wunsch Haus-
halte auch auf einem gehobenen Anspruchsni-
veau komplett zu betreuen. Damit sollen haus-
wirtschaftliche Dienstleistungen professionalisiert
und legalisiert werden, indem sie auf die Grund-
lage sozial abgesicherter Beschäftigungsverhält-
nisse gestellt werden. Als Betriebsstruktur für das
aus Senats- und EU-Mitteln geförderte Modell-
projekt ist bei dem PRIVATINSTITUT HOGAN die
Agentur INHAUS gegründet worden.
Die Agentur hat im November 1996 begon-
nen, privaten Haushalten Dienstleistungen anzu-
bieten. Die Angestellten arbeiten in tarifierten Be-
schäftigungsverhältnissen und sind sozial abgesi-
chert. Die Agentur arbeitet nach „innen“ und
„außen“: Betriebsintern werden die Voraussetzun-
gen, Verfahrensweisen und Methoden der in den
Haushalten tätigen „Hausmanager“ geplant und
koordiniert, Qualifizierungsprogramme erarbeitet
und das Hauspersonal geschult. Die Außentätig-
keit besteht in der Arbeit der Hausmanager in den
Haushalten und in der direkten Zusammenarbeit
des INHAUS-Management mit den Haushalten
(Bedarfsermittlung, Absprachen, Rechnungsle-
gung usw.). Die zwei festangestellten Mitarbeite-
rinnen für das INHAUS-Management akquirieren
die Privathaushalte, ermitteln den Bedarf, organi-
sieren und koordinieren den Einsatz der Haus-
haltshilfen in den Haushalten. Sie sind außerdem
zuständig für die fachliche Ausbildung der
Hausmanager sowie für das wirtschaftliche Con-
trolling, die Preiskalkulation und die buchhalteri-
schen Aufgaben.
Zusammengefaßt: Die Agentur INHAUS vermit-
telt Hausmanager oder auch Haushaltshilfen an
Privathaushalte zu marktgängigen Preisen und auf
vertraglich geregelter Grundlage.
Dem Projekt vorgeschaltet war eine dreimona-
tige Qualifizierungsmaßnahme mit 27 Teilneh-
mern - 23 Frauen und 4 Männern. Der Inhalt der
Lehrveranstaltungen - Vollzeitunterricht mit Do-
zenten und Hauswirtschaftsmeistern - richtete sich
nach dem Ausbildungsrahmenplan des Berufsbil-
des Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin. Die
praktische Ausbildung fand in enger Kooperation
mit dem Deutschen Hausfrauenbund statt. Die
bisherigen Erfahrungen mit Tätigkeiten in privaten
Haushalten und Familien haben gezeigt, daß es
unbedingt erforderlich ist, die Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen zu qualifizieren - sowohl berufs-
spezifisch als auch konkret für den jeweiligen Ar-
beitsplatz. Die bisher gewonnenen Erkenntnisse
zeigen, daß das Wissen einer „klassischen Haus-
haltshilfe“ nicht ausreicht, um die stark gestiege-
nen Anforderungen an die Arbeit von Haus-
managern erfüllen zu können.
Unsere inzwischen neun festangestellten Mitar-
beiter arbeiten z.Zt. in 29 Haushalten. Ursprüng-
lich sah das Projekt vor, daß jeder Mitarbeiter
durchschnittlich in der Woche an zwei Tagen wei-
tergebildet wird und an drei Tagen in Haushalten
arbeitet. Im praktischen Alltagsgeschehen war
das nicht durchzuhalten. Der Einsatz der Haus-
manager erfolgt derzeit in 29 Haushalten zu den
unterschiedlichsten Arbeitszeiten zwischen 7.00
und 21.00 Uhr. Die Aufträge liegen zwischen 40
Stunden wöchentlicher Arbeitszeit und zwei Stun-
den innerhalb von 14 Tagen. 
Hinzu kommt ein rund siebenprozentiger Anteil
an Wegezeiten, bedingt durch die weit voneinan-
der entfernten Einsatzorte. Die Folge ist, daß sich
selten mehr als zwei Mitarbeiter zur gleichen Zeit
länger als zwei Stunden für Qualifizierungszwecke
in der Agentur aufhalten. Hinzu kommen Erkran-
kungen (Krankenstand im März 29 Prozent) und
Urlaubszeiten. Dadurch ensteht für das Manage-
ment ein erhöhter organisatorischer Aufwand,
und für die berufsbegleitende Qualifizierung müs-
sen neue Formen und Wege gefunden werden. 
Die Qualifizierung erfolgt in Zusammenarbeit
mit unseren Kooperationspartnern, dem PRIVAT-
INSTITUT HOGAN, dem Deutschen Hausfrauen-
bund und dem Gebäudeservice Weiße. Gemein-
samer Termin für die Vorbereitung der Hausma-
nager auf den Berufsabschluß ist der Mon-
tagabend. Fachleute erläutern Schwerpunkte und
bereiten individuelle Qualifizierungsprogramme
vor. Die Themen der wöchentlichen Qualifikati-
onsreihe in der Agentur zur Vorbereitung auf die
Prüfung sind:
 Ernährungslehre
 Hygiene
 Häusliche Krankenpflege
 Haustechnik
 Wohnen und Einrichten
 Wäschepflege und Reparatur von Wäsche
 Textilkunde
 Nahrungszubereitung
 Wirtschaftlich-rechtlicher Teil
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Erfahrungen mit Dienstleistungen für den privaten Haushalt
Hannelore Loll, Agentur INHAUS, Berlin 
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Hinzu kommen abendliche Kurse (bis 21.00 Uhr)
bei dem Kooperationspartner Deutscher Haus-
frauenbund - vier Mitarbeiter haben im April den
Haushaltsführungsschein erworben. Die Weiter-
bildung im Bereich Fach-Unternehmensberatung
und Gebäudeservice beim Handwerksmeister
Weiße kann kurzfristig mit einem oder mehreren
Mitarbeitern durchgeführt werden. 
Eine spezielle Form der Qualifizierung sind in-
dividuelle Zusatzangebote, die auf jeden Mitar-
beiter zugeschnitten worden sind. Hier wird mit
Gruppen- und Einzelaufträgen gearbeitet - z.B.
werden Vorschläge für die Einrichtung einer
Küche und zur Schaffung eines Küchenarbeits-
platzes nach ergonomischen Gesichtspunkten er-
arbeitet, oder es wird ein Kindergeburtstag mit
einer bestimmten  Anzahl von Gästen vorbereitet.
Hinzu kommen Informationsbesuche bei der
BEWAG und bei Verbraucherschutzverbänden.
Praktische Unterweisungen mit moderner Küchen-
technik wie Waschmaschine, Trockner, Geschirr-
spüler, Mikrowelle sowie Maschinenkunde (Wie
bediene ich einen Bügelautomaten?) gehören
ebenso zur Ausbildung wie Übungen an der Näh-
maschine oder mit dem Bügeleisen.
Zusätzlich - und weil Testbesuche in den Haus-
halten die Notwendigkeit bestätigten - haben wir
das Gebiet Kommunikation und Umgangsformen
in die Qualifizierung aufgenommen. Dazu
gehören das Verhalten am Telefon, an der Wech-
selsprechanlage, das Begrüßen und Bedienen
von Gästen in den Haushalten, der Umgang mit
anderen Dienstleistern wie Lieferanten und Hand-
werkern. Diese individuelle Qualifizierung wird
kurzfristig durch die Geschäftsführung, die Pro-
jektleitung und Einzelunterweisungen durch Haus-
wirtschaftsmeister realisiert. Ergänzt wird die Aus-
bildung durch die Teilnahme an ausgewählten
Unterrichtsveranstaltungen des Kurses „Fachkraft
für Haushalt und Familie“ im PRIVATINSTITUT
HOGAN.
Der private Haushalt bietet vielfältige Einsatz-
möglichkeiten für Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Das Spektrum der Aufgaben reicht von der
gesamten Haushaltsführung über die Betreuung
von zwei Kindern in den Nachmittags- und
Abendstunden oder das Spazieren- und Einkau-
fengehen mit einer älteren Dame bis zum „Nur-
saubermachen“ einer 60 qm-Wohnung. Beispiels-
weise gibt es Aufträge, die die Pflege des Gartens
miteinbeziehen und solche, die die Gestaltung
einer Familienfeier - Einkaufen, Zubereiten von
Speisen, Verabschiedung der Gäste - umfassen.
Die Aufgabenbreite stellt eine Vielfalt von An-
forderungen an die Mitarbeiter. Ihr Einsatz geht
damit oft über die Reinigung der Wohnung bzw.
des Hauses hinaus. Beim Einsatz der Mitarbeiter
in den Haushalten werden natürlich auch Stärken
und Schwächen der einzelnen berücksichtigt und
auf die jeweiligen Anforderungen abgestimmt.
Die Mitarbeiter haben die Möglichkeit, ihre Erfah-
rungen und Kenntnisse aus früheren Berufen und
Tätigkeiten anzuwenden und sind bereit, Neues
dazuzulernen, um die Aufgabe als „Hausmana-
ger“ zur weitgehenden Zufriedenheit des Kunden
zu erfüllen.
Wenn ein Kunde mit unserer Agentur einen Ver-
trag macht, erwartet er Professionalität. Viele
Kunden hatten schon Erfahrungen mit Haushalts-
hilfen, können also Vergleiche ziehen und wollen
nun die Vorteile einer Agentur in Anspruch neh-
men. Neben der Zuverlässigkeit und Sicherheit
erwarten sie, daß der Mitarbeiter weiß, wie man
Silber putzt, Laminat pflegt, ein Kaschmir-Kostüm
aufdämpft, für jeden Sonntag einen anderen Ku-
chen bäckt oder kalorienarme Salate zubereitet.
Um das zu können, muß man sich qualifizieren,
und um die richtigen Mitarbeiter im richtigen
Haushalt einzusetzen, muß man das Ganze pro-
fessionalisieren. Das fängt bei der Akquisition an,
geht über die Vertragsgestaltung bis zum Einsatz
der „richtigen“ Mitarbeiterin in der Familie.
Natürlich kann man sagen: Saubermachen
kann doch jeder, der einen eigenen Haushalt hat.
Die Kunden erwarten zusätzlich, daß unsere Mit-
arbeiter wissen, wie ökologisch und ökonomisch
geputzt wird, welche Wasch- und Reinigungsmit-
telsubstanzen abgebaut werden, oder daß die Ar-
beit so organisiert wird, daß in kürzester Zeit das
größtmögliche Ergebnis erzielt wird. All das und
noch viel mehr versuchen wir mit der Qualifizie-
rung unseren Mitarbeitern zu vermitteln.
Die Hausmanager fühlen sich bei ihrer Tätig-
keit nicht nur sicherer und besser durch ihre Qua-
lifizierung. Das Wissen, daß „Hauswirtschafter“
ein Beruf ist, den sie durch eine Prüfung erlangen
können, stärkt ihr Selbstbewußtsein und sie schät-
zen die dadurch bedingte soziale Aufwertung der
Tätigkeit. Qualifizierung ist auch erforderlich,
weil es ständig, wie in jedem anderen Berufsfeld,
auch im Haushalt Neuerungen gibt wie neue
Technik in der Küche, neue Erkenntnisse in der
Ernährungslehre oder bei der Betreuung von Kin-
dern und älteren Menschen.
Dienste für private Haushalte über eine Agen-
tur zu organisieren ist eine Möglichkeit, sozialver-
sicherungspflichtige Teil- und Vollzeitarbeitsplätze
zu schaffen. Eine Agentur hat für beide Seiten -
Kunden und Haushaltshilfen/Hausmanager - Vor-
teile. Der Kunde geht mit einer Firma einen Ver-
trag ein, was für ihn sicherer und seriöser ist, als
sich jemanden über eine Zeitungsannonce zu su-
Die Arbeit in Privathaushalten ist ein Bereich, in
dem sich niedrige Einkommen und unzureichen-
der Sozialversicherungsschutz zu überwiegend
prekärer Beschäftigung verbindet. Der größte Teil
der Beschäftigten in den privaten Haushalten ar-
beitet sozialversicherungsfrei, d.h. meist in
Schwarzarbeit.
Arbeit im Haushalt ist Frauenarbeit, die Be-
zeichnungen „Putzfrau”, „Dienstmädchen” oder
„Tagesmutter” verraten es. Man geht heute davon
aus, daß 92% aller Beschäftigten in privaten
Haushalten Frauen sind. 
Der Wert der Hausarbeit zeigt sich konkret in
den bestehenden Beschäftigungsverhältnissen
und der Bezahlung für Dienstleistungen im Haus-
halt: es dominiert die illegale Beschäftigung, die
Beschäftigung ohne Sozialversicherung und mit
untertariflicher Bezahlung bzw. mit einem wild ge-
wachsenen Tarif.
Die zum größten Teil nur wenige Stunden dau-
ernden Dienstleistungen im Haushalt (z.B. Putzhil-
fe 3-4 Stunden in der Woche) werden traditionell
nicht als ordentliches Beschäftigungsverhältnis,
nicht als arbeitsvertragsrechtliche Abmachung
angesehen. Die Höhe des Entgelts beträgt  höch-
stens 15,- DM pro Stunde. Damit verdienen die
Frauen pro Monat 240,- DM, also weniger als
620,- DM, und bleiben unterhalb der Sozialver-
sicherungspflichtgrenze. 
Diese Situation ist nicht neu. Neu ist seit eini-
gen Jahren, daß die Bundesregierung im Ausbau
von Beschäftigungsverhältnissen in Privathaushal-
ten eine Perspektive für die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze sieht. Seitens der Bundesregierung
wurde der Haushaltsscheck eingeführt. Steuerli-
che Anreize sollten locken, „Putzhilfen” oder Ta-
gesmütter endlich ordentlich anzumelden, zu ver-
sichern und damit legale Arbeitsverhältnisse zu
schaffen. Aber schon bisher war das Interesse auf
beiden Seiten sehr gering. Die privaten Arbeitge-
ber scheuten die Mehraufwendungen für die Ver-
sicherung; die Haushaltshilfen wollten den gerin-
gen Lohn nicht auch noch versteuern müssen.
An dieser Haltung hat der Haushaltsscheck
nichts geändert. Die mehr als dürftigen Rückläufe
zeigen, daß die privaten Haushalte so weiterhin
ein Feld der Schwarzarbeit bleiben werden. Eine
Fortführung und Anhebung des Sonderausgaben-
abzuges der Kosten für Haushaltshilfen bestimm-
ter Personengruppen bedeutet eine Fortführung
der unsozialen Wirkungen von Steuervergün-
stigungen, die zu hohen Steuerersparnissen bei
Gutverdienenden führen. Wenn Kosten z.B. für
Kinderbetreuung absetzbar sein sollen, muß das
grundsätzlich allen Bevölkerungsschichten zu-
gänglich sein. Ein Abzug vom Steuerbetrag bzw.
eine Anhebung des Kindergeldes und anderer
Transferleistungen ist grundsätzlich gerechter.
Die Gewerkschaft NGG begrüßt die Aktivitäten
des Berliner Senats zur Schaffung und Ausgestal-
tung von Dienstleistungsagenturen als eine Form
der Arbeitsförderung in Privathaushalten. Dabei
ist nicht nur die Schaffung von zusätzlichen Ar-
beitsplätzen wichtig, sondern auch
 der Abbau illegaler Beschäftigung,
 die volle soziale und arbeitsrechtliche Siche-
rung,
 die Reduzierung von geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnissen,
 die Schaffung von sozialversicherungspflichti-
gen, nach Tarif bezahlten Arbeitsplätzen und
 die Gewährleistung der betrieblichen Interes-
senvertretung.
Es ist notwendig, die öffentlich geförderten Agen-
turen einem Zulassungsverfahren zu unterziehen.
Die Agenturen müssen unter anderem verpflichtet
werden, Mindestarbeitsbedingungen nach gelten-
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chen. Er bekommt bei Krankheit und Urlaub Er-
satz, für die Mitarbeiter ist eine Haftpflichtversi-
cherung abgeschlossen. Gerade in gehobeneren
Haushalten ist man für eine schnelle und unkom-
plizierte Regulierung von Schäden sehr dankbar.
Die Mitarbeiterin braucht sich nicht selbst zu
„vermarkten“. Sie arbeitet in einem Unternehmen,
hat Kontakt zu anderen Kolleginnen und Kolle-
gen, ist in der vollen Sozialversicherungspflicht
und bei Arbeitslosigkeit, im Alter oder bei Be-
schäftigungsunfähigkeit gesichert. Für die Arbeit-
nehmerInnen bestehen tarifliche Vereinbarungen
und eine Arbeitssicherheit.
Zum Schluß eine kurze Bemerkung zum Preis:
Die Haushalte sind bereit, für Leistungen von
einer Agentur mehr als den sonst üblichen
Schwarzmarktpreis zu bezahlen - aber es gibt eine
Obergrenze und die liegt zur Zeit bei 25,- DM.
Wie eine Agentur schließlich dennoch mit festan-
gestellten Vollzeitmitarbeitern kostendeckend und
ohne Subventionen arbeiten kann, soll mit diesem
Modellprojekt gezeigt werden.
Für mehr legale und gesicherte Beschäftigung in Privathaushalten 
Petra Schwalbe, Gewerkschaft Nahrung, Genuß, Gaststätten Landesbezirk Berlin-Brandenburg
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den Gesetzen zu garantieren und einen Mindest-
lohn zu zahlen, der sich an den geltenden Tarif-
verträgen orientiert. Der Nachweis über die Qua-
lität der Dienstleistungen müßte dadurch geführt
werden, daß für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
die die Betreuung von Kranken, Kindern und
Alten übernehmen, eine spezielle Qualifizierung
erfolgt. Gleiches gilt auch für eine Professionali-
sierung der hauswirtschaftlichen Arbeit. Jede(r)
Beschäftigte einer Dienstleistungsagentur sollte
den Berufsabschluß als Hauswirtschafterin anstre-
ben.
Neue Arbeitsplätze im Bereich der privaten
Hauswirtschaft werden nicht durch weitere Steuer-
privilegien und Alternativmodelle erreicht, son-
dern durch weitergehende gesetzliche Verände-
rungen.
Um weitere Probleme in diesem Bereich wirk-
lich angehen zu können, müssen wir
 die Sozialversicherungsgrenze abschaffen,
 die Meldepflicht zur Sozialversicherung auf
private Haushalte ausweiten,
 über die arbeits- und sozialrechtliche Situa-
tion aufklären,
 die Möglichkeiten der Tariffindung ausweiten, 
 durch Weiterbildung und Veränderung der
Arbeitsorganisation diese Dienstleistung pro-
fessionalisieren.
Parallel zu den rechtlichen Reformbestrebungen
könnten die Dienstleistungsagenturen ein Alterna-
tivmodell sein, das auf eine Verbesserung der Ar-
beits- und Beschäftigungsbedingungen der Be-
schäftigten, insbesondere von Frauen, zielt.
Konzepte für den Aufbau von haushaltsnahen
Dienstleistungszentren sind im Kontext des gesell-
schaftlichen Wandels entwickelt worden: Räumli-
che Mobilität, Individualisierungsprozesse, die
Auseinanderzerrung der herkömmlichen Kernfami-
lie, Alterung der Bevölkerung, Bedürfnisse und An-
sprüche von Frauen auf bezahlte Arbeit. Dieser Be-
darf an Unterstützung in Haushalten, bei der Be-
treuung von Kindern, der Pflege von Kranken und
älteren Personen entwickelt sich zugleich mit struk-
turellen Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt. 
Obwohl in den letzen Dekaden Dienstleistun-
gen im weitesten Sinne vorwiegend für die Entste-
hung von Arbeitsplätzen in Deutschland verant-
wortlich sind, bleibt Deutschland weit hinter an-
deren westlichen Ländern in der Entwicklung von
neuartigen Dienstleistungen zurück. In einer Zeit
wachsender Arbeitslosigkeit sowie einer Steige-
rung des Bedarfs an Sozialhilfe sind wir gezwun-
gen, über neue Arbeitsmöglichkeiten nachzuden-
ken. „Hausarbeit als Erwerbsarbeit“ entsteht aus
der Notwendigkeit, neue sozialversicherte Tätig-
keitsbereiche für die arbeitslose Bevölkerung, ins-
besondere für Frauen, die verstärkt von Arbeitslo-
sigkeit betroffen sind, zu erschließen. Dieser An-
satz und die gesamte Thematik wirft zahlreiche
Fragen auf.
Diese Fragen werden in Zusammenhang mit
dem Qualifikationsprofil und den Lebensbedin-
gungen einer Zielgruppe - Immigrantinnen - nach
drei Schwerpunkten erörtert: 
 Die Bedeutung für Frauen nichtdeutscher
Herkunft (Immigrantinnen). Sind haushalts-
nahe Dienstleistungen für Immigrantinnen
ein Weg, aus der Arbeitslosigkeit in eine
sozialversicherte Tätigkeit zu kommen?
 Was sind haushaltsnahe Dienstleistungen?
Für welche Gruppen von Immigrantinnen
können solche Aufgaben von Interesse
sein und unter welchen Bedingungen?
 Welche Vorkenntnisse und Qualifizierungs-
ansätze sind für Frauen nichtdeutscher
Herkunft zur Entwicklung von haushaltsna-
hen Dienstleistungen als Berufsfelder
nötig?
Wieviele und welche Frauen arbeiten in 
privaten Haushalten?
Es gibt wenige wissenschaftlich fundierte Kennt-
nisse über die Zahl und die Arbeitsbedingungen
von Frauen in Deutschland, die gegen Bezahlung
in privaten Haushalten arbeiten. Ein Forschungs-
team in München rechnet bei konservativer Schät-
zung mit mindestens einer Million bis zu 2,4 Mil-
lionen Frauen im Bundesgebiet, die in privaten
Haushalten tätig sind (Rerrich 1993). Tätigkeiten
in privaten Haushalten sind seit eh und je von ein-
gewanderten Frauen erledigt worden, häufig von
Frauen der ländlichen Bevölkerung, die auf der
Suche nach Arbeit in die Stadt wandern, in den
klassischen Einwanderungsländern häufig von Im-
migrantinnen. Das Münchener Forschungsteam
kommt zu dem Ergebnis, daß „ein nicht unwe-
sentlicher Teil der bezahlten häuslichen Arbeits-
kräfte in Deutschland nicht Deutsche, sondern
Ausländerinnen sind (Arbeitsmigrantinnen, Flücht-
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lingsfrauen, Asylsuchende, Aussiedlerinnen, Stu-
dentinnen, usw.)“. Ein Teil dieser Frauen sind Aus-
länderinnen mit unsicherem Aufenthaltsstatus, der
sozialversicherte Tätigkeiten nicht zuläßt.
Über welche Qualifikationen verfügen die in
privaten Haushalten beschäftigten Frauen?
Wir wissen wenig über die tatsächlich vorhande-
nen Qualifikationen der derzeit in Privathaushal-
ten tätigen Frauen und die ergänzenden Qualifi-
zierungen, die für eine professionelle und dem-
entsprechend sozialversicherte Arbeit notwendig
wären. Einiges über die Motivation bzw. die Le-
bensbedingungen der Frauen in ungeschützten
Arbeitsverhältnissen können wir aus der Migrati-
onsforschung lernen. Es ist aller Wahrscheinlich-
keit nach gerade diese Möglichkeit bzw. der Ver-
zicht auf Sozialversicherung, der diese Arbeiten
größtenteils für die Frauen, die häufig auch noch
über diese Tätigkeiten hinaus qualifiziert sind, at-
traktiv macht. Hier sind Frauen tätig, die nicht die
entsprechenden Aufenthalts- oder Arbeitsrechte
haben, die es ihnen erlauben würden, andere,
besser bezahlte und sichere Tätigkeiten auszu-
üben. Um sozialversichert tätig zu werden, müs-
sen die Aufenthalts- und Arbeitsrechte dieser
Frauen verändert werden.
Durch welche Eigenschaften bzw. Schlüssel-
qualifikationen eignen sich die Frauen, die
zur Zeit in privaten Haushalten arbeiten, be-
sonders für diese Tätigkeit?
Eine Eigenschaft ist „Vertrauenswürdigkeit“, wenn
die Frauen über Verwandschaftsnetze oder den
Freundeskreis rekrutiert worden sind, auch Loya-
lität, wenn die Arbeitgeber aus der gleichen eth-
nischen Gruppe kommen und die Arbeitnehme-
rinnen einen unsicheren Aufenthaltsstatus haben.
Darüber hinaus ist bekannt, daß Migrantinnen
bereit sind, harte und schlecht angesehene Tätig-
keiten zu machen, oftmals mit der Vorstellung,
daß sie diese Tätigkeiten nur vorübergehend aus-
üben werden. Dieses temporäre Engagement ist
gekoppelt mit dem Gedanken an eine Rückkehr
in ihr Herkunftsland, in dem ihre soziale Identität
und Anerkennung Bestätigung finden soll (Piore
1979). Migrantinnen suchen soziale und ökono-
mische Verbesserungen. Die Einkommenskluft
zwischen ihrem Herkunftsland und Deutschland
ist enorm. In der Anfangsphase ist ihre Motivation
und die Bereitschaft, für weniger Lohn mehr zu ar-
beiten, hoch und stärker als bei schon länger an-
sässigen Immigrantinnen oder einheimischen
Frauen. Natürlich gibt es auch Immigrantinnen
und deutsche Frauen, die wegen ihrer Familien-
verhältnisse oder aus ökonomischen Gründen
gezwungen sind, wechselnde Beschäftigungen in
ungeschützten Verhältnissen auszuüben.
Können wir erwarten, daß diese Form der
Tätigkeiten in privaten Haushalten durch ein
haushaltsnahes Dienstleistungsangebot er-
setzt werden kann? Welche Aufgaben und
welche Eigenschaften machen das Angebot
eines Dienstleistungszentrums konkurrenz-
fähig gegenüber Frauen, die bereit sind, eine
Zeitlang in ungeschützten Arbeitsverhältnis-
sen zu arbeiten?
Mit dem Bedarf an weiblichen Arbeitskräften in
privaten Haushalten und der Erfüllung dieses Be-
darfs durch ausländische Frauen treffen nach Rer-
rich (1993) „zwei strukturell bedingte Notlagen
unterschiedlicher Gruppen von Frauen“ aufein-
ander. Rerrich bezieht sich dabei auf die Gruppe
erwerbstätiger deutscher Frauen, die ohne Hilfe
von anderen Frauen bei der Betreuung ihrer Kin-
der, des Haushalts und kranker bzw. älterer Fami-
lienmitglieder nicht ihrer Erwerbstätigkeit nachge-
hen könnten.
Frauen ausländischer Herkunft unterscheiden
sich von deutschen Frauen nicht nur durch ihre
kulturellen oder ethnischen Zugehörigkeiten oder
ihre Generationszugehörigkeit, sondern haben
auch ganz unterschiedliche Migrations- und Le-
bensgeschichten zu bewältigen (rechtlicher Status,
Schichtzugehörigkeit und entsprechende Alterna-
tiven in ihren Herkunftsländern, Bildungs- und
Ausbildungsvoraussetzungen, Berufserfahrungen,
Familienverhältnisse). Migrantinnen sind zuge-
wanderte Frauen mit einem ungesicherten rechtli-
chen Status, die hierher gekommen sind, um vor-
übergehend auch unter schlechten Arbeitsbedin-
gungen zu arbeiten mit der Hoffnung, im
Herkunftsland schließlich den eigenen Lebens-
standard und den ihrer Familien zu verbessern. 
Immigrantinnen sind Frauen, die zwar häufig
auch „vorübergehend“ eingewandert, aber inzwi-
schen ansässig geworden sind und die ihren Le-
bensmittelpunkt in Deutschland oder eine Arbeits-
biographie in diesem Land haben. Arbeitslose Im-
migrantinnen stehen mindestens zum Teil für
Tätigkeiten in Privathaushalten zur Verfügung. Es
handelt sich dabei um Arbeitsmigrantinnen der
ersten und zweiten Generation, zugewanderte
Ehefrauen bzw. Töchter, die mit oder ohne Schul-
abschluß jung geheiratet haben und jetzt arbeits-
los sind. Es sind auch langzeitarbeitslose, ehema-
lige Industriearbeiterinnen oder Reinigungsfrau-
en, die bisher sozialversichert tätig gewesen sind.
Seit den späten 80iger Jahren sind ausländische
Frauen zunehmend und häufiger von Arbeitslosig-
keit betroffen als deutsche Frauen. Es gibt somit
ein Potential an Ausländerinnen bzw. Frauen
nichtdeutscher Herkunft, die einen Rechtsstatus
haben, der eine sozialversicherte Tätigkeit attrak-
tiv und möglich macht.
Welches sind die in Frage kommenden
Dienstleistungen und die Bedingungen der
Professionalisierung für Tätigkeiten in priva-
ten Haushalten? Welche haushaltsnahen
Dienstleistungen kommen - abgesehen von
Haushaltsversorgung und Kinderbetreuung -
für Immigrantinnen in Frage?
Ein bedeutsamer Bereich ist die Versorgung älte-
rer Menschen, deutscher wie immigrierter. Die Im-
migranten der 1. Generation kommen jetzt ins
Rentenalter und haben wegen der Veränderungen
der Familienstruktur auch eine gewisse Hilfsbe-
dürftigkeit. Es wird allgemein angenommen, daß
das familiäre und nichtprofessionelle Hilfspoten-
tial der Tendenz nach abnehmen wird. Daher sind
die Arbeitsplatzprognosen für diesen Sektor ver-
gleichsweise gut.
Klar sollte allerdings sein, daß Frauen auslän-
discher Herkunft nicht ausschließlich für die eige-
nen Landsleute in ethnischen Nischen beruflich
tätig werden und ihre Weiterbildungsangebote
nicht ausschließlich in typischen Frauenberufen
bekommen sollen. Immigrantinnen haben ebenso
wie deutsche Frauen einen Anspruch auf eine der
Vielfalt ihrer Neigungen, Fähigkeiten und Persön-
lichkeiten entsprechende Berufsauswahl. Sie soll-
ten die gleichen Chancen haben, in zukunfts-
trächtigen Berufen wie z. B. Dienstleistungen im
Multimedia-Bereich oder in qualifizierten Betreu-
ungsbereichen ausgebildet zu werden. 
Die Attraktivität, die einige Immigrantinnen in
diesen Berufen haben werden, ergibt sich aus
ihren interkulturellen Fähigkeiten, die mit den
richtigen professionellen Voraussetzungen und
einem Vorschub an Vertrauenswürdigkeit ver-
knüpft werden. Aufgrund dieser Fähigkeiten eig-
nen sich Immigrantinnen oft auch für die Arbeit
mit älteren Deutschen. Vielfach existiert ein Re-
spekt für Alte und eine Bereitschaft, alten Men-
schen gegenüber Verständnis zu zeigen, was in
den heutigen Gesellschaft westlicher Prägung
nicht mehr selbstverständlich ist. Sicher kann nicht
behauptet werden, daß jede Immigrantin für diese
Arbeit geeignet ist. Es kann aber vermutet wer-
den, daß Frauen, die z.B. als erwerbstätige Mütter
eine Zeitlang in der Fabrik tätig waren und jetzt
neue sozialversicherungspflichtige Arbeitschan-
cen suchen, die Arbeit mit älteren Menschen als
eine attraktive Aufgabe ansehen werden. Damit
könnte auch die bisherige Distanz der ältere Be-
völkerung ausländischer Herkunft gegenüber
dem deutschen (monokulturellen) Altenhilfesy-
stem abgebaut werden. 
Wie sollten die Schlüsselkompetenzen und
die Professionalisierung durch Weiterbildung
in Pflegeberufen im Gesundheits- und So-
zialwesen gefördet werden?
Kolleginnen im Bundesinstitut für Berufsbildung
konstatieren, daß der Bedarf an fachlich ausge-
bildeten professionellen Kräften in den Gesund-
heits- und Sozialpflegeberufen immer offenkundi-
ger wird (Becker 1996). Diese Entwicklung ent-
spricht dem wachsenden Bedarf an gesund-
heitlicher und sozialer Betreuung für pflegebe-
dürftige Menschen. Die staatliche Finanzkrise und
der Ökonomisierungsdruck auf Träger und Ein-
richtungen des Gesundheits- und Sozialwesens
infolge des Gesundheitsstrukturgesetzes und der
Pflegeversicherung sind Herausforderungen an
die Qualifizierungskonzepte und Arbeitsorganisa-
tion auf diesem Sektor (Becker 1996). Neue Be-
rufsprofile und eine modifizierte Aus- und Weiter-
bildung werden verlangt. Nach Meifort (1996) ist
das primäre Dilemma der Berufsbildung im Ge-
sundheitsbereich die Abschottung der einzelnen
Berufe untereinander. Es werden Vorstellungen
entwickelt, die das vorhandene Ausbildungsplatz-
angebot in Berufsfachschulen des Gesundheits-
wesen um zusätzliche Ausbildungsplätze für Pfle-
ge im Rahmen des dualen Systems erweitern.
Nach Arbeitsergebnissen des BIBB im Zusam-
menhang mit der Umsetzung der Pflegeversiche-
rung ist damit zu rechnen, daß eine Vielzahl von
institutionalisierten Hauspflegediensten entwickelt
werden (Meifort 1996). Insbesondere wird an ein
modulares Weiterbildungskonzept zur Haus- und
Familienpflege gedacht. Ein erster Schritt in diese
Richtung ist die Fortbildungsverordnung „Fach-
hauswirtschaftlerin für ältere Menschen“. Die
BIBB-Expertin Meifort begründet diesen Ansatz
damit, daß Hauswirtschaft ein integraler Bestand-
teil von Hauspflege und daher unverzichtbar ist.
„Hauspflege“, wird betont, „ist ein Teilbereich der
Gesundheits- und Sozialpflege und erfordert eine
umfassende sozialpflegerische Qualifizierung.“ 
Die Notwendigkeit umfassender Qualifikati-
onsanforderungen werden damit begründet, daß
Hauspflege im Gegensatz zu stationärer Behand-
lung, wo ständig weitere Pflegekräfte zur Verfü-
gung stehen, vorwiegend Einzelarbeit ist. Daraus
wird gefolgert, daß höhere Anforderungen an die
fachlichen Qualifikationen der Hauspflege zu
stellen seien. Meifort schlägt vor, die Qualifizie-
rung in diesem Sektor bei den bereits Tätigen an-
zusetzen. Sie sieht hier die besten quantitativen
Quellen zur zusätzlichen Personalgewinnung für
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die Pflegearbeit. Diese Meinung muß aus inter-
kulturellen und zielgruppenspezifischen Gesichts-
punkten in Frage gestellt werden. Es muß auch -
ohne Verzicht auf die Qualität der Pflegearbeit -
möglich sein, nach einer Orientierungsphase
durch ein Baukastensystem die Weiterbildung von
Frauen ausländischer Herkunft sicherzustellen.
Welcher Qualifikationsbedarf besteht für die
Zielgruppe der Immigrantinnen im Pflege-
bereich?
Damit ist vor allem die Zielgruppe langzeitarbeits-
lose Immigrantinnen angesprochen und nicht die
Gruppe jüngerer Frauen ausländischer Herkunft.
Eine Zugangsvoraussetzung für an Fachschulen
ausgebildete Berufe im sozialpflegerischen Be-
reich ist der Hauptschulabschluß. Häufig fehlt
dieser Nachweis bei der Zielgruppe langzeitar-
beitslose Immigrantinnen. Einige haben keinen
entsprechenden Schulabschluß, oder ihre im Her-
kunftsland erworbene Schulbildung wird nicht an-
erkannt (Nispel 1995). Zur Überwindung dieser
Schwierigkeit wurden bereits einige Lösungs-
ansätze entwickelt und ausprobiert. Anderen
Überlegungen zufolge soll ein Bonus für schon
durchlebte Migrationserfahrungen gewährt wer-
den (BBM 1995). Die Gewährung des Bonus be-
ruht auf der Annahme, daß Immigrantinnen über
interkulturelle bzw. bikulturelle Kompetenzen ver-
fügen und darüber hinaus aufgrund ihrer Zwei-
sprachigkeit einen besseren bzw. schnelleren Zu-
gang zu den Problemen der nichtdeutschen Be-
völkerung finden können (Szablewski-Casvus
1995). Die Ergebnisse eines Fachgutachtens über
die psychosoziale Versorgung ausländischer Frau-
en in Berlin belegen, daß die nichtdeutsche Be-
völkerung eher bereit ist, soziale Dienste in An-
spruch zu nehmen, wenn Immigrantinnen als
Fachkräfte anwesend sind (Wilpert und Bartram
1995). Gründe dafür sind neben sprachlichen Er-
leichterungen der Vertrauensvorschuß, der Lands-
personen oder anderen Immigrantinnen ent-
gegengebracht wird. 
Ohne Herabsetzung der Qualifikations- und
Qualitätsanforderungen an die Berufsbereiche
Altenpflege, Hauspflege, Familienpflege, häusli-
che Krankenpflege könnten mit Bildungsmaßnah-
men als Vorqualifizierung der Erwerb von Haupt-
schulabschluß und erweitertem Hauptschulab-
schluß angeboten werden. In Berlin wurden bei
der Arbeiterwohlfahrt und bei TIO solche Ansätze
für Frauen ausländischer Herkunft im Gesund-
heits- und Sozialbereich schon entwickelt und
mehrmals durchgeführt. Finanziert werden diese
Bildungsprogramme aus Bundesmitteln bzw. aus
Mitteln der Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche
Bildung und Frauen. Die Teilnehmerinnen bei TIO
werden nach einer 18-monatigen Vorqualifizie-
rung in Krankenhäusern, Altenpflegeschulen und
bei anderen Institutionen ausgebildet. Auf der
Basis der Erfahrung und bei dem großen Interes-
se an einer Weiterbildung/Umschulung im Sozial-
und Pflegebereich stellt sich die Frage nach dem
Übergang ins Erwerbssystem bzw. den bisherigen
Möglichkeiten des Einsatzes dieser so vorbereite-
ten Frauen in anerkannten Pflegeberufen. Hierzu
fehlen allerdings noch Auswertungen und Doku-
mentationen. 
Der Berufsverband hauswirtschaftlicher Fach- und
Führungskräfte e.V. (bhf) wurde 1971 als Arbeit-
nehmerInnenverband gegründet und hat inzwi-
schen bundesweit 2.200 Mitglieder. Er setzt sich
für die beruflichen, sozialen und wirtschaftlichen
Belange seiner Mitglieder ein, die in der Regel als
Fach- und Führungskräfte in hauswirtschaftlichen
Großbetrieben tätig sind. Dazu gehören unter an-
deren Alteneinrichtungen, Krankenhäuser, Tages-
stätten, Internate, Jugendherbergen, Rehabilita-
tionszentren, Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe, Einrichtungen für Behinderte, Mensen,
Personalkantinen und Restaurants. Im hauswirt-
schaftlichen Bereich existieren folgende Berufsbe-
zeichnungen: Wirtschafterin, Hauswirtschafterin,
Hauswirtschaftliche BetriebsleiterIn/Hauswirt-
schaftsleiterIn, Meisterin der Hauswirtschaft, Dipl.
Oecotrophologin.
Seit Jahrzehnten kämpft die Hauswirtschaft um
die Anerkennung und um eine größere Lobby in
der Gesellschaft. Klar muß sein: Ohne Hauswirt-
schaft keine Gesellschaft. Der bhf begrüßt daher
die Initiativen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze in
der Hauswirtschaft und verbindet damit die Hoff-
nung auf eine stärkere gesellschaftliche Anerken-
nung und Aufwertung dieser Arbeit. Arbeitsplätze
in den Dienstleistungsagenturen bieten Chancen,
es müssen aber folgende Bedingungen erfüllt
sein:
 Dienstleistungs-Agenturen dürfen nicht zur
Schaffung von minderwertiger und/oder
gering bezahlter Arbeit für Frauen miß-
braucht werden.
 Wenn Arbeitskräfte mit unterschiedlichen
Qualifikationen beschäftigt werden, gilt:
Angelernt ist nicht MeisterIn! Es müssen in
den Agenturen Möglichkeiten für einen
Berufsabschluß geschaffen werden.
 Die Beschäftigten sind entsprechend ihrer
Leistung zu bewerten und zu bezahlen.
 Es darf nicht zu einem Verdrängungswett-
bewerb zwischen Älteren und Jüngeren,
zwischen professionell ausgebildeten und
den in Crash-Kursen ausgebildeten
MitarbeiterInnen kommen.
Dienstleistungsagenturen werden sich auf dem
Markt auf Dauer nur mit professionell ausgebil-
detem Personal durchsetzen. Auch in und für die
Hauswirtschaft gilt: Handwerk hatte und wird
immer goldenen Boden haben und „Hauswirt-
schaft kann eben nicht jede/r!"
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Hauswirtschaft schafft Lebensqualität
Brigitte Wittkamp, Berufsverband hauswirtschaftlicher Fach- und Führungskräfte e.V., Berlin
Beim „Service für Haushalt und Familie“ handelt
es sich organisatorisch um ein Dienstleistungszen-
trum, auch Dienstleistungsagentur oder Dienst-
leistungspool genannt, das Dienstleistungen für
den Privathaushalt anbietet. Die Mitarbeiterinnen
sind bei der Jugendwerkstatt Frankenthal e. V.,
dem Träger des Services, sozialversicherungs-
pflichtig angestellt. Sie werden zur Ableistung ver-
traglich vereinbarter Dienste an die nachfragen-
den Haushalte verliehen. Im Vergleich zu anderen
Beschäftigungsformen im Privathaushalt bietet ein
Dienstleistungszentrum allen Beteiligten Vorteile.
Vorteile für Arbeitnehmerinnen
 Angebot von sozialversicherungspflichtigen
Arbeitsplätzen im Bereich Privathaushalt, in-
dem die im Einzelhaushalt anfallende stun-
denweise Tätigkeit zu einem regulären Be-
schäftigungsverhältnis gebündelt wird.
 Soziale und arbeitsrechtliche Absicherung.
 Einhaltung von tariflichen Vereinbarungen
(Entgelt, Arbeitszeit, Urlaub).
 Beschäftigungssicherheit, da bei Ausfall eines
Kundenhaushalts das Dienstleistungszentrum
für einen neuen Einsatz sorgt.
 Unabhängigkeit vom Arbeitgeberhaushalt,
kein schlechtes Gewissen bei Krankheit und
Urlaub.
 Interessenvertretung durch Einsatzleitung.
 Professionalisierung, Spezialisierung, Qualifi-
zierung.
 Soziale Kontakte durch Eingebundensein in
Kolleginnenkreis.
 Mehr Arbeitszufriedenheit und gesellschaftli-
che Anerkennung.
Vorteile für den privaten Haushalt
 Zuverlässigkeit und Kontinuität der Leistung
(Krankheits- und Urlaubsvertretungen).
 Bessere Qualität der Arbeit und eine ange-
messene Qualifizierung.
 Geringer Aufwand, da Organisation und Ab-
rechnung vom Dienstleistungszentrum über-
nommen werden.
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AG 4 Dienstleistungsagenturen: wettbewerbsfähige und
kundInnenorientierte Anbieter haushaltsnaher Dienstleistungen? 
Ein Erfahrungsaustausch 
ReferentInnen: Regina Burger (Jugendwerkstatt Frankenthal), Annerose Giewoleit (Förderkreis für angewandte
Qualität e.V., Berlin), Claudia Lehmann (Dienstleistungsservice C. Lehmann, Cottbus), Gerald Karg
(AFB Hauswirtschaftsbrücke, Berlin); Silke Schönrock (Deutscher Hausfrauenbund e.V., Berlin)
Moderation: Marion Menzer (Service-Gesellschaft zukunft im zentrum gGmbH, Berlin)
Intro: Initiativen zum neuen Beschäftigungssektor „Haushaltsnahe Dienstleistungen für den Privathaushalt" gehen
keineswegs nur vom sogenannten „2. Arbeitsmarkt" aus. Der Arbeitsort „Privathaushalt" als auch die private Kaufkraft
der Haushalte ist für die Privatwirtschaft, insb. für Gewerbeunternehmen im Reinigungsbereich, für gewerblich orien-
tierte Zweckbetriebe und auch für Existenzgründungen von zunehmendem Interesse. Die Vielfalt der aktuellen und
künftigen Anbieter sowie die Diskussionen zur Qualitätssicherung und zum Qualitätsmanagement erfordern den
Erfahrungsaustausch.
Frau Burger, Jugendwerkstatt Frankenthal e.V., und Herr Karg, AFB Hauswirtschaftsbrücke GmbH, vertreten Dienstlei-
stungsagenturen, die überwiegend aus öffentlichen Mitteln (BAA, Landesgelder, nationale Gelder, ESF, etc.) finanziert
werden. Sie verweisen auf die Vorteile ihrer Agenturen für ArbeitnehmerInnen, Privathaushalte und die Gesellschaft,
informieren über Qualifizierungskonzepte und Trägerprobleme.
Frau Lehmann, Dienstleistungsservice C. Lehmann, erläutert die einzelnen Stationen ihrer Existenzgründung, der
Eruierung des regionalen Marktes, die Analyse des KundInnenpotentials und der Kaufkraft, die Entwicklung und
Strukturierung ihres Leistungsspektrums sowie einzelne Marketing- und Vernetzungsstrategien.
Frau Giewoleit, Förderkreis für angewandte Qualität e.V., stellt heraus, daß Qualitätsmanagement nicht nur für pro-
duktionsnahe Klein- und Mittelbetriebe sondern zunehmend auch für den „sozialen Dienstleistungsbereich" relevant
wird. Diskussionen zur Zertifizierung z.B. nach DIN EN ISO 900x, zu Qualitätssicherung und -controlling werden auch
im öffentlich geförderten Beschäftigungssektor geführt. „Qualität" (Total Quality Management) der Dienstleistung gilt
als  die einzige Chance, Preise über dem Schwarzarbeitsmarkt zu realisieren.
Silke Schönrock, Deutscher Hausfrauenbund e.V., bestätigt, daß mit der „Entdeckung des Arbeitsplatzes Haushalt"
auch der „Bildungsmarkt Haushalt" interessant wird. Sie fordert Initiativen, die allen Funktionen des Haushaltes wie
Regeneration, Reproduktion und Sozialisation ebenso gerecht werden wie der Ökonomie, der Ökologie und der
Politik. 
Der Erfahrungsaustausch zeigte, daß trotz jeweils „lokal" orientierter Preisgestaltung sowohl für öffentlich geförderte
als auch für privatwirtschaftliche Dienstleistungsagenturen die „Verkaufs- bzw. Kaufschmerzgrenze" für haushaltsnahe
Dienstleistungen bei DM 25,- liegt. Nur durch eine Tarifierung der haushaltsnahen Dienstleistungen sei sowohl eine
adäquate Entlohnung der beschäftigten Personen als auch die gesellschaftliche Aufwertung und Re-Regulierung
zugunsten sozialversicherungspflichtiger und qualifizierter Beschäftigungsverhältnisse möglich.
Dienstleistungspool „Service für Haushalt und Familie“ 
Regina Burger, Jugendwerkstatt Frankenthal
Vorteile für die Gesellschaft
 Mehr legale und weniger illegale Beschäfti-
gung im Privathaushalt.
 Angebot sozialversicherungspflichtiger Ar-
beitsplätze für Frauen mit fehlender oder
nicht verwertbarer Berufsausbildung.
 Professionalisierung der privaten Dienstlei-
stung mit besserem Ergebnis.
 Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Produk-
tivität mit der Folge höherer Einkommen.
 Höhere Beitragseinnahmen in den Sozialver-
sicherungen und geringere Ausgaben wegen
verminderter Arbeitslosigkeit.
 Höhere Steuereinnahmen (Lohnsteuer, Um-
satzsteuer).
Träger des Beschäftigungs- und Qualifizierungs-
projektes für arbeitslose Frauen „Service für Haus-
halt und Familie“ ist die Jugendwerkstatt Franken-
thal e. V. in Kooperation mit dem Deutschen
Hausfrauen-Bund Landesverband Rheinland-
Pfalz-Süd e.V.. Zielsetzung ist die Schaffung von
sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätzen für
Frauen in Privathaushalten. Dadurch soll der
Schwarzarbeit und geringfügiger Beschäftigung
entgegengewirkt werden.
Zielgruppe sind Berufsrückkehrerinnen nach
einer Familienphase, schwervermittelbare arbeits-
lose Frauen über 50 Jahre, langzeitarbeitslose
Frauen (länger als 1 Jahr arbeitslos) und Frauen
mit Vermittlungshemmnissen.
Rahmenbedingungen
Der „Service für Haushalt und Familie“ wird für
drei Jahre über das Programm „Neue Wege“ des
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung
gefördert. Hierbei handelt es sich um eine An-
schubfinanzierung, die die wichtigsten Investitio-
nen im personellen und sachlichen Bereich ab-
deckt:
 Ausstattungsinvestitionen (z. B. Büroausstat-
tung, PKW).
 Laufende Betriebskosten (z. B. Miete, Telefo
Büromaterial, Versicherungen, BG- Beiträge).
 Stammpersonal (1 Hauswirtschaftsleiterin a
Disponentin, 1 Verwaltungskraft, 1 Sozialar-
beiterin als Projektleiterin, alle als Vollzeitan-
gestellte).
Die im Projekt angestellten Frauen müssen sich
über ihre Dienstleistung in den Haushalten selbst
finanzieren. Die individuellen Fördermöglichkei-
ten des Arbeitsförderungsgesetzes werden ausge-
schöpft, sind jedoch alle zeitlich befristet. Die Mit-
arbeiterinnen sind bei der Jugendwerkstatt Fran-
kenthal e.V. sozialversicherungspflichtig ange-
stellt. Sie werden zur Ableistung von vertraglich
vereinbarten Dienstleistungen an die Haushalte
„verliehen“. Die Abrechnung dieser Leistungen
wird von der Jugendwerkstatt übernommen. Die
Vergütung der Mitarbeiterinnen erfolgt nach Bun-
desmanteltarif Gemeinde/Lohngruppe 1. Danach
erhält eine in Vollzeit beschäftigte Mitarbeiterin
ohne Kinder 2.733,36 DM brutto monatlich, eine
Mitarbeiterin mit zwei Kindern verdient in Vollzeit
3.103,70 DM monatlich.
Die Mitarbeiterinnen
Im Verlauf des Projekts wurden bis heute 70 Frau-
en beraten, die sich für eine Tätigkeit beim „Ser-
vice für Haushalt und Familie“ interessierten. In
diesen Gesprächen werden Motivation, berufliche
Vorerfahrungen, individuelle Fördervoraussetzun-
gen und vorhandene Schlüsselqualifikationen ab-
geklärt. Die Interessentinnen wurden z.T. durch
das Arbeitsamt an uns verwiesen, andere wurden
durch Berichte in der Presse und örtliche Bil-
dungsträger auf den „Service für Haushalt und
Familie“ aufmerksam. Zur Zeit sind zwölf Frauen
mit einem Gesamtstundenvolumen von 335,5
Wochenstunden beschäftigt (zwischen 38,5 und
19,25 Wochenstunden). Derzeit stehen dem Ser-
vice zusätzlich zwei Praktikantinnen (eine unter
Weiterbezug ihrer Leistungen vom Arbeitsamt, die
andere im Rahmen eines Arbeits- und Berufsse-
minars) zur Verfügung. Zur Zeit erhält die Ju-
gendwerkstatt Frankenthal e.V. für sechs der Mit-
arbeiterinnen Lohnkostenzuschüsse. Alle Mitar-
beiterinnen waren zuvor zwischen vier Monaten
und dreizehn Jahren arbeitslos. Bis auf eine Aus-
nahme verfügen sie über keine verwertbare Be-
rufsausbildung und sind somit von Arbeitslosigkeit
bedroht.
Berufliche Grundqualifizierung und 
berufsbegleitende Ausbildung zur 
Hauswirtschafterin
Die Mitarbeiterinnen wurden in folgenden The-
menbereichen geschult:
 Erste Hilfe am Kind,
 Ernährungsberatung,
 Unfallverhütung,
 Planung der eigenen Arbeit,
 Ablauforganisation, Dokumentation und 
Kundenbetreuung.
Danach erfolgte berufsbegleitend einmal wö-
chentlich mit insgesamt 24 Unterrichtseinheiten
eine Unterweisung zum Thema Hygiene (Arbeits-
hygiene, persönliche Hygiene, Hygiene bei der
Hausreinigung), Nahrungszubereitung und Wä-
schepflege.
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Seit Februar 1997 bietet der Deutsche Hausfrau-
enbund den Mitarbeiterinnen des „Service für
Haushalt und Familie“ die Ausbildung zur Haus-
wirtschafterin an. Der Unterricht findet in der Frei-
zeit statt, die Ausbildung ist kostenlos. Sie dauert
zwei Jahre und umfaßt insgesamt 280 Unter-
richtseinheiten. Sechs Mitarbeiterinnen sowie vier
externe Teilnehmerinnen nehmen an dieser Qua-
lifizierung teil. Dadurch wird zum einen eine Pro-
fessionalisierung der Dienstleistungen in den vom
Service betreuten Haushalten erreicht, zum ande-
ren verbessern sich die beruflichen Perspektiven
der Frauen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.
KundenInnen/Auftragssituation
Zur Zeit gibt es 45 Kunden. Die Gesamtaus-
lastung der Mitarbeiterinnen lag in den letzen
Monaten mit Wegezeiten zwischen 85% und 91%.
Das Leistungsangebot umfaßt Hausreinigung,
Haushaltsführung bei älteren KundenInnen, Kin-
derbetreuung, Nahrungszubereitung und Wä-
schepflege. Der vertraglich festgelegte Stunden-
umfang liegt zur Zeit bei 2 bis 20 Stunden wö-
chentlich, der Schwerpunkt im einzelnen Haushalt
liegt bei 3 bis 6 Stunden wöchentlich. Um zu ihren
Einsatzorten zu kommen, fahren die Mitarbeiterin-
nen zwischen 3 und 36 km einfache Wegstrecke.
Erfahrungen
Nach einem Jahr läßt sich feststellen, daß ein re-
ges Interesse an der Arbeit des „Service für Haus-
halt und Familie“ besteht. Die zahlreichen Anfra-
gen von Haushalten lassen darauf schließen, daß
in diesem Bereich Arbeitsplätze geschaffen wer-
den könnten.
Bereits die derzeitigen Preise des Service (zwi-
schen 18 und 22 DM pro Stunde plus Fahrtko-
stenpauschale von 8 bis 20 DM) sind vielen po-
tentiellen Interessenten zu hoch. Ohne Lohnsub-
ventionen würden aber auch die momentanen
Preise nicht kostendeckend sein. Das Auslaufen
der Förderungen für einige Mitarbeiterinnen er-
fordert eine neue Kalkulation. Eine Preiserhöhung
wird Kündigungen bisheriger Kunden zur Folge
haben, potentielle Kunden werden abgehalten,
den „Service für Haushalt und Familie“ zu bu-
chen. Das Angebot von Krankheits- und Urlaubs-
vertretungen ist zwar für die Kunden sehr ange-
nehm, erfordert aber von der Disponentin sehr
viel organisatorisches Geschick. Da eine „stille
Reserve“, was einen Einsatz von Honorarkräften
und geringfügig Beschäftigten bedeuten würde,
dem Ziel des Projekts widerspricht, wurde eine
Mitarbeiterin für Urlaubsvertretungen eingestellt.
Von den Mitarbeiterinnen erfordert die gegensei-
tige Vertretung ein hohes Maß an Flexibilität.
Für die Arbeit des Service erweist sich das Ein-
gebundensein in die Jugendwerkstatt Frankenthal
als großer Vorteil. Die Jugendwerkstatt hat den
Service mit der Reinigung ihrer verschiedenen Be-
reiche beauftragt. Diese Aufträge können sehr fle-
xibel gehandhabt werden. Bei einem hohen Kran-
kenstand der Mitarbeiterinnen wird hier nur das
Nötigste getan, bei Ausfällen von Kundenhaus-
halten können die Mitarbeiterinnen in der Ju-
gendwerkstatt eingesetzt werden und dann auch
zeitintensivere Arbeiten durchführen.
Da manche Bewerberinnen möglicherweise die
Anforderungen einer Tätigkeit beim „Service für
Haushalt und Familie“ unterschätzen, wird seit
Oktober 1996 von ihnen erwartet, daß sie eine
vierwöchige Vorlaufphase bei dem Service absol-
vieren, bevor eine Einstellung erfolgt. Es ist nahe-
zu unmöglich, ausgebildete Mitarbeiterinnen
(zum Beispiel Familienpflegerinnen oder Haus-
wirtschafterinnen) einzustellen. Das scheitert zum
einen an fehlenden individuellen Fördervoraus-
setzungen, zum anderen an der Weigerung dieser
Frauen, Reinigungsarbeiten und Hilfstätigkeiten
im Haushalt auszuführen. Diese Bereitschaft ist
aber gerade wegen der Notwendigkeit gegensei-
tigen Vertretungen eine Voraussetzung für eine
Tätigkeit im Service.
Die Teilnahme an der berufsbegleitenden Aus-
bildung zur Hauswirtschafterin konfrontiert die in-
teressierten Frauen mit weiteren Anforderungen.
Zusätzlich zu ihrer Arbeitszeit besuchen sie einmal
wöchentlich den Unterricht und haben Hausauf-
gaben zu erledigen. Diese Situation wird häufig
als belastend erlebt, da sie nicht gleichzeitig allen
Erwartungen der Familie, des Arbeitsplatzes, der
Ausbildung gerecht werden können und neue
Schwerpunkte setzen müssen. Andererseits bietet
sich dadurch die Möglichkeit, die eigene Rolle
der MitarbeiterInnen in der Familie und im Er-
werbsleben zu überprüfen  und die Familienarbeit
neu zu organisieren.
Perspektiven
Beim derzeitigen Stand ist ein Dienstleistungszen-
trum gegenüber dem Schwarzmarkt und der ge-
ringfügigen Beschäftigung im Haushalt nicht
marktfähig. Dem könnte durch folgende Maß-
nahmen entgegengewirkt werden:
 Steuerliche Abzugsfähigkeit auch für Mitar-
beiterinnen eines Dienstleistungszentrums
und nicht nur bei unmittelbarer Anstellung
einer Haushaltshilfe im Privathaushalt.
 Möglichkeit für Privathaushalte, Kosten für
Mitarbeiterinnen von Dienstleistungszentren
von der Steuer abzuziehen, wovon eine
größere Anzahl Haushalte profitieren würde.
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Einführung
Vor der Gründung meines Dienstleistungsservices
in Cottbus im Jahre 1996 habe ich eine Markt-
analyse für den Bereich erstellt (siehe Übersicht
folgende Seite), um die Tragfähigkeit eines Unter-
nehmens mit dem Angebot haushaltsnaher
Dienstleistungen zu ergründen. Sie  ergab u.a.,
daß das Kundenpotential und die Kaufkraft für die
Inanspruchnahme hauswirtschaftlicher Leistungen
als Grundlage für ein Dienstleistungsunterneh-
men vorhanden war. Das Angebot an Dienstlei-
stungen habe ich an den Bedürfnissen des regio-
nalen Marktes orientiert und eine Angebotspalet-
te erarbeitet, die sich in der Praxis bewährt hat
und bei der ich den Wünschen der KundInnen
weitgehend nachkomme. 
Hauswirtschaftliche Reinigung
 Komplettreinigung
 Fußbodenreinigung
 Treppenflur- und Kellerreinigung
 Reinigung des Sanitärbereiches
 Waschen und Bügeln der Haushaltswäsche
 Fensterreinigung
 Gartenarbeiten
 Versorgung von Haustieren
Hauswartdienste
 Instandhaltung und Instandsetzung
 Überwachung und Pflege von Heizungsanla-
ge, Lift, Tiefgarage und Waschanlage
 Pflege der Außenanlagen
 Reinigung der Mülltonnenplätze
 Bereitstellung der Mülltonnen zur Müllabfuhr
Service für Kinder
 Spezielle Fürsorge für Kleinkinder
 Betreuung der Kinder im Haushalt der Eltern
 Altersgemäßes Spielen
 Zubereitung der Mahlzeiten
 Hilfe bei Schularbeiten schulpflichtiger Kinder
 Abholung Kinder von Schule/Kindergarten
 Ausflüge, Kinobesuche u. ä.
 Beaufsichtigung während der Nachtstunden
Service für Senioren
 Hauswirtschaftliche Reinigung
 Waschen und Bügeln der Haushaltswäsche
 Zubereitung von Mahlzeiten
 Vorlesen, Spazierengehen mit den Senioren
 Erledigung von Einkäufen
 Betreuung von Haustieren
 Übernahme von Behördengängen
 Hilfe bei Arztbesuchen
 Telefonische Rund-um-die-Uhr-Betreuung
 Ausflüge/Theater/Einkaufsfahrten etc.
Mietschuldnerberatung
Weitere Angebote
 Malkurse, Töpfern, Seidenmalen
 Vermittlung von Sicherheitsdienstleistungen
 Für Haushalte ohne steuerliche Abzugsmög-
lichkeit Lohnkostenzuschüsse für sozialversi-
cherungspflichtige Haushaltshilfen.
 Übernahme der Lohnnebenkosten durch öf-
fentliche Gelder.
 Energisches Vorgehen gegen Schwarzarbeit
(im Privathaushalt sehr schwer nachweisbar).
 Drastische Senkung der Geringfügigkeits-
grenze.
 Eine Befreiung von der Umsatzsteuerpflicht
für Dienstleistungszentren.
 Zuschüsse für die Qualifizierung der Be-
schäftigten.
 Lohn- und Sachkostenzuschüsse bei institutio-
neller Förderung für Dienstleistungszentren.
Die Realisierung dieser Maßnahmen bedeutet,
daß dafür Gelder zur Verfügung gestellt werden
müssen; es bedeutet aber auch, die Privathaus-
halte zu subventionieren, die eine Dienstleistungs-
agentur in Anspruch nehmen. Der „Service für
Haushalt und Familie“ bietet Frauen, die über
keine bzw. keine verwertbare Berufsausbildung
verfügen, die fast alle langzeitarbeitslos waren,
die aufgrund ihres Alters oder wegen der Erzie-
hung ihrer Kinder derzeit keine Chance auf dem
Arbeitsmarkt haben, einen sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsplatz. Vor ihrer Tätigkeit beim
„Service für Haushalt und Familie“ bezogen fast
alle Mitarbeiterinnen Leistungen vom Arbeitsamt
oder vom Sozialamt. 
Würde mit diesen öffentlichen Geldern Be-
schäftigung statt passiver Leistungen subventio-
niert, böte der Privathaushalt vielen Frauen die
Chance auf einen sozialversicherungspflichtigen
Arbeitsplatz. Angesichts von 4,4 Mio. Arbeitslosen
in Deutschland wäre ein Umdenken der politisch
Verantwortlichen dringend angeraten.
Der Dienstleistungsservice C. Lehmann
Claudia Lehmann, Dienstleistungsservice C. Lehmann, Cottbus 
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 Vermittlung von Mietwagen
 Organisation von Umzügen und Kleintrans-
porten
 Veranstaltungsservice für Seniorenheime und
Kliniken (mit anderen Unternehmen)
 Ausrichtung von privaten Feierlichkeiten (z.B.
Zauberer, Aerobic, Theater, Kabarett)
 Dienstleistungen im Bereich des Gebäude-
management
Größtenteils haben die KundInnen konkrete Vor-
stellungen, wie ein Angebot gestaltet sein sollte.
Sind sich die KundInnen über einige Punkte nicht
klar, biete ich Lösungsvorschläge an. 
1. Bevölkerung insgesamt Cottbus (1995)
122.430 100 %
davon bis unter 15 Jahre 21.333 17,4
15 bis unter 60/65 Jahre 83.609 68,3
über 60/65 Jahre (Rentenalter) 17.488 14,3
davon alleinstehend (verw./gesch./led.) 7.431 42,5 (% der Rentner)
2. Privathaushalte nach monatlichem Haushaltseinkommen (1995)
Anzahl %
unter 1.000 DM
1.000 DM bis 1.800 DM 8.100 14,7
1.800 DM bis 2.500 DM 12.600 22,8
2.500 DM bis 3.000 DM 7.600 13,8
3.000 DM bis 4.000 DM 9.800 17,8
4.000 DM und mehr 11.500 20,8
ohne Angabe 5.600 10,1
Gesamt 55.200 100
3. Privathaushalte nach Haushaltsgröße (1995)
Anzahl
1 Person 16.600
2 Personen 17.900
3 Personen 12.000
4 Personen 7.400
5 und darüber 1.300
Gesamt 55.200
4. Entwicklung und Stand ausgewählter Altersgruppen
a) Anzahl der Personen 1992 1993 1994 1995
60 bis unter 65 Jahre 5231 5722 5977 6247
65 und mehr Jahre 12008 13446 13795 11241
b) % der Gesamtbevölkerung
60 bis unter 65 Jahre 4,2 4,4 4,8 5
65 und mehr Jahre 9,8 10,5 11,1 9
c) Schulpflichtige Kinder 21.051
davon Klasse 1 - 6 10.968
davon in Hort betreut 3.616
d) Kinder 0 - 6 Jahre 6.044
davon in Kindereinrichtungen betreut 3.053
5. Einrichtungen für ältere Menschen
Einrichtungen mit 871 Bewohnern
davon unter 60 Jahre 58 Bewohner
davon über 60 Jahre 813 Bewohner
6. Anzahl Personen in ausgewählten Berufsgruppen
Professoren / Hochschuldozenten 117
Ärzte 434
Zahnärzte 98
Rechtsanwälte/Notare 67
Anzahl Krankenpflegedienste 30
Unternehmen, die vorwiegend
Reinigung für Privatkunden durchführen 18
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Wir bieten unseren Kunden
 exakte Problemlösung,
 gewährleisten eine gleichbleibend hohe
Qualität der Arbeit,
 fachgerechte Beratung und Information,
 Mobilität und Flexibilität,
 die Anwendung garantiert umweltverträgli-
cher Mittel,
 Nutzung sicherheitsgeprüfter Arbeitsgeräte,
 fachgerechte Qualifizierung der Mitarbeiter-
Innen.
Um das Unternehmen auf dem örtlichen Markt
vorzustellen, habe ich nach der Gründung wie-
derholt in der örtlichen Presse geworben, weiter-
hin wurden zur Unternehmensgründung im Be-
reich Cottbus mehrere Zeitungsbeiträge gedruckt.
Als gute Markteinführungsmaßnahme hat sich die
gezielte Verteilung von Flyern bewährt. Diese
Werbemaßnahme wiederhole ich in bestimmten
zeitlichen Intervallen.
Neben einer guten Lobby in der Stadt Cottbus
und der sogenannten „Mundpropaganda“ werde
ich auf Zeitungsinserate aktiv und stelle mein Un-
ternehmen schriftlich den verschiedenen Zielgrup-
pen in Cottbus und Umgebung vor. Dabei hat
sich durch Rück- und Nachfragen gezeigt, daß
solche Unternehmensvorstellungen nicht, wie oft
angenommen, in den Papierkorb wandern, son-
dern für den Bedarfsfall abgelegt werden.
Das eigentliche Problem in der KundInnenge-
winnung ist der Preis für die angebotenen Leistun-
gen. Der Begriff „hauswirtschaftliche Dienstlei-
stungen“ wird leider nur zu oft mit „unqualifizierte
Putzarbeit“ und „billig“ in Verbindung gesetzt.
Hier gilt es Argumente zu finden, die den KundIn-
nen die Entscheidung für die Ausführung der Lei-
stung durch ein Unternehmen erleichtern.
Infolge der steigenden Arbeitslosenzahlen
sowie der Regelungen über Nebenverdienst für
Arbeitslose gibt es im Bereich Dienstleistungen
auf dem regionalen Markt ständig neue Mitbe-
werberInnen. Im März 1997 waren in Cottbus
7.034 Frauen (51,4 % der Arbeitslosen) arbeitslos
gemeldet. Von diesen bieten viele ihre Dienste in
Privathaushalten an, natürlich wesentlich kosten-
günstiger, als ein Unternehmen wirtschaften kann.
Die Preisspanne der 18 Firmen in Cottbus, die
vorwiegend Reinigungsarbeiten im Gewerbebe-
reich durchführen, liegt in dem Bereich, in dem
auch ich meine Leistungen anbiete. Aber auch
große Reinigungsunternehmen, die bisher fast
ausschließlich im Gewerbebereich tätig waren,
können in naher Zukunft Mitbewerber für mein
Unternehmen sein, da sie verstärkt hauswirt-
schaftliche Dienstleistungen anbieten werden.
Von größter Wichtigkeit ist die Qualitätskon-
trolle bei und nach Durchführung der Leistungen.
Eine gleichbleibend hohe Qualität der Arbeit
sowie freundliches und fachkompetentes Personal
sind nach meinen Erfahrungen ein Garant für die
Gewinnung von LangzeitkundInnen.
Der Umgang mit PrivatkundInnen erfordert eine
besonders feinfühlige psychologische Herange-
hensweise, da die jeweiligen Mitarbeiterinnen bei
der Arbeit in Privathaushalten einen Einblick in die
Privatsphäre der KundInnen erhalten. Daher gebe
ich den KundInnen vor Auftragserteilung die
Möglichkeit, „Ihre“ Mitarbeiterin in einem persön-
lichen Gespräch kennenzulernen und sich eventu-
ell durch eine Arbeitsprobe mit der Arbeitsweise
meines Unternehmens sowie der jeweiligen Mitar-
beiterin vertraut zu machen.
Mit LangzeitkundInnen schließe ich generell
einen Vertrag ab, der durch eine Vertragsanwältin
geprüft wird. Dabei reagiere ich aber flexibel und
kulant, wenn z. B. die KundInnen den Vertrag für
eine gewisse Zeit aussetzen möchten. Diese Ku-
lanz hat sich bisher bewährt, da ich seit Beginn
meiner Geschäftstätigkeit nur zwei Langzeitkun-
dInnen verloren habe.
Meinen MitarbeiterInnen gebe ich die Möglich-
keit, sich in meinem Unternehmen neue berufli-
che Kenntnisse zu erwerben und Ihren persönli-
chen Arbeitsstil einzubringen. Ich bevorzuge den
partizipativen Führungsstil und habe damit eine
gute Motivation zu qualitätsgerechter Arbeit er-
reicht. Bei der Entlohnung meiner MitarbeiterIn-
nen richte ich mich nach den in der Branche üb-
lichen Tariflöhnen. Derzeit beschäftige ich folgen-
de MitarbeiterInnen:
 eine Schuldnerberaterin (Vollzeit)
 eine Hauswirtschaftspflegerin (Vollzeit)
 vier Hauswirtschafterinnen (Teilzeit)
 eine Büroangestellte (Teilzeit)
 zwei Hausmeister (Teilzeit)
Durch die vielschichtigen Geschäftsbeziehungen
ergab sich die Möglichkeit, Leistungen durch Sub-
unternehmen ausführen zu lassen. Mein Unter-
nehmen ist nicht in die Handwerksrolle eingetra-
gen, d. h. Tätigkeiten, die der Gebäudereiniger-
branche vorbehalten sind, darf ich nicht
ausführen. Um diese Bereiche bei Bedarf ab-
decken zu können, arbeite ich mit zwei Gebäu-
dereinigungsunternehmen zusammen.
Desweiteren unterhalte ich geschäftliche Kon-
takte u.a. zu Krankenpflegediensten, freien Heb-
ammen, Seniorenheimen, Hausverwaltungs- und
Immobiliengesellschaften. Für besonders wichtig
halte ich die Bildung von Netzwerken mit anderen
Unternehmerinnen.
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Ausblick
Nach einem Jahr kann ich für meinen regionalen
Markt behaupten, daß ich einen kleinen aber sta-
bilen KundenInnenstamm gewonnen habe, den
ich zukünftig weiter ausbauen und festigen werde.
Die Entscheidung, ein Unternehmen zu gründen,
welches in einem relativ jungen Marktbereich ar-
beitet, war aus heutiger Sicht richtig.
Schwerpunkte meiner unternehmerischen Tä-
tigkeit werden die hauswirtschaftlichen Dienstlei-
stungen und, als Service für Wohnungsbauunter-
nehmen und Vermieter, Beratung und Betreuung
von MietschuldnerInnen (keine Rechtsberatung)
sein. Die Umsatzvorstellungen sind nicht in der
von mir erwarteten Höhe eingetreten. Das Ziel je-
doch, in meinem Unternehmen nach einem hal-
ben Jahr kostendeckend zu arbeiten, erreichte ich
allerdings vorfristig.
Im Bereich „Service für SeniorenInnen“ konnte
ich bisher nur wenig tätig werden, die Zusam-
menarbeit mit Seniorenheimen möchte ich weiter
aktivieren. Ein Problem dabei ist die Ausgliede-
rung von Reinigungsfirmen aus den Seniorenhei-
men wegen der Personalreduzierung. Auch das
Angebot kultureller Veranstaltungen für Senioren-
heime und Kliniken wurde wegen der Kostenein-
sparungen im sozialen Sektor kaum beansprucht.
Wie bei so vielen Unternehmen gilt es nicht nur
die Umsätze zu erhöhen, sondern Kosten sinnvoll
zu senken. Die Arbeit im hauswirtschaftlichen Be-
reich ist durch hohe Personalkosten gekennzeich-
net. Das erfordert eine große Effektivität und Aus-
lastung der Arbeitszeit. Das gleiche gilt für den ef-
fizienten Einsatz der Arbeitsmittel und Arbeits-
geräte. Da ich für meine MitarbeiterInnen gute
Arbeitsbedingungen schaffe, kommen hochwerti-
ge Geräte und Reinigungsmittel zum Einsatz, zu
deren Gebrauch ich meine MitarbeiterInnen in in-
ternen Schulungen unterweise.
Den Bereich Dienstleistungen, insbesondere
hauswirtschaftliche Dienstleistungen, betrachte
ich als Markt der Zukunft, der in den nächsten
Jahren in der Bundesrepublik Deutschland weiter
an Bedeutung gewinnen wird.
Die Bundesanstalt für Arbeit qualifizierte in den
letzten Jahren verstärkt Personal für hauswirt-
schaftliche und soziale Tätigkeiten, so daß den
Unternehmungen zur qualitätsorientierten Aus-
führung von Dienstleistungen ein ausgebildetes
Arbeitskräftepotential zu Verfügung steht.
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Kein Unternehmen kann sich in der gegenwärti-
gen wirtschaftlichen Situation der Tatsache ver-
schließen, daß bewußte Maßnahmen zur Kun-
dInnenorientierung, Prozeßoptimierung und Ein-
bindung aller MitarbeiterInnen Voraussetzung für
den Unternehmenserfolg sind. Mit der Notwen-
digkeit der Einführung und Durchsetzung von
Qualitätsmanagementsystemen wird diese Tatsa-
che immer deutlicher und fordert den Ruf nach
neuen Methoden heraus.
So gewinnen Methoden zum externen und in-
ternen Nachweis der Qualitätsfähigkeit auch zu-
nehmend im Dienstleistungsumfeld an Bedeu-
tung. Vorherrschende Auffassung ist mit Sicherheit
auch bei vielen kleinen Dienstleistern noch: Qua-
lität wird hauptsächlich durch Investment in Tech-
nologie, bessere Maschinen, Computer, Automa-
tisierung, Roboter usw. erreicht. Und: Wir wissen,
wie wir es machen, aber wozu sollen wir es doku-
mentieren!
Demgegenüber nehmen aber Forderungen der
KundInnen, seit kurzem auch des öffentlichen
Dienstes, nach dem Nachweis der Qualitäts-
fähigkeit (nicht des Produktes, sondern der Abläu-
fe im Unternehmen) nach DIN EN ISO 9000 ff zu.
Was ist der Nutzen der 
Zertifizierung nach DIN EN ISO 9000 ?
1. Externer Nutzen
Eine international anerkannte Dokumentation der
Qualitätsfähigkeit des Unternehmens gegenüber
den KundenInnen. Der Kunde/die Kundin will
Qualität; was Qualität ist, bestimmt der Kunde/
die Kundin! Dabei unterscheiden sich Unterneh-
men zunehmend weniger durch die Produktqua-
lität. Letztlich entscheidend für das Bild des Unter-
nehmens sind: Richtige Zielstellung des Manage-
ments, von Service, Marketing, Auftragsannahme
und -abwicklung sowie von Vertriebsleistungen. 
2. Interner Nutzen: 
Verbesserung der Qualitätspolitik, der Transpa-
renz von Organisation, Abläufen und deren
Schnittstellen sowie der Motivation der Mitarbei-
terInnen. Der Aufbau von Qualitätsmanagement-
systemen wird besonders von kleinen und mittle-
ren Unternehmen als eine zusätzliche formale und
finanzielle Belastung betrachtet. Dies ist sicher
eine zunächst hart anmutende Forderung. Aber
sie bietet Wettbewerbsvorteil demjenigen, der sich
dieser Herausforderung stellt. 
Richtig ist, daß ohne zusätzlichen Aufwand kein
funktionsfähiges Qualitätsmanagementsystem
aufgebaut werden kann. Erfahrungen beweisen
allerdings, daß bei Integration in die gesamte Tä-
tigkeit des Unternehmens wirtschaftliche Effekte
bereits in der Vorbereitungsphase erreicht werden
können. Der Aufbau eines Qualitätsmanage-
mentsystems zwingt zu strategischen Überlegun-
gen und zum Nachdenken über Tagesfragen hin-
aus und damit zum Aufdecken von Reserven.
Was nützt ISO 9000?
 Unnötige Kosten werden erkannt und ver-
mieden.
 Die Organisation wird transparent.
 Vorhandene Potentiale werden genutzt.
 MitarbeiterInnen werden motiviert.
 Zuständigkeiten werden geklärt.
 Die Ordnung wird verbessert.
 Bewährte Verfahren werden dokumentiert.
 Die Qualitätsfähigkeit gegenüber KundIn-
nen und GeschäftspartnerInnen wird nach-
gewiesen (z.B. fordern zunehmend auch
öffentliche Stellen und Behörden bei der
Vergabe von Aufträgen den Nachweis
eines Qualitätsmanagementsystems).
Voraussetzung ist, daß ein Qualitätsmanage-
mentsystem erstellt wird, das dem Unternehmen
nützt und nicht nur formal zertifizierungsfähig
nach DIN EN ISO 900x ist.
Was ist ISO 9000 ?
Es wird ein Dokumentationssystem erstellt und
umgesetzt (siehe Graphik nächste Seite oben).
Das Qualitätsmanagementsystem enthält in bis
zu 20 Kapiteln die Elemente
 Verantwortung der Unternehmensleitung,
 Qualitätsmanagementsystem,
 Vertragsprüfung,
 Designlenkung,
 Lenkung der Dokumente und Daten,
 Beschaffung,
 Identifikation und Rückverfolgbarkeit,
 Prozeßlenkung,
 Prüfung, Prüfmittel, Prüfstatus,
 Lenkung fehlerhafter Produkte/Leistungen,
 Vorbeuge- und Korrekturmaßnahmen,
 Handhabung/Lagerung/Verpackung/Versand,
 Qualitätsaufzeichnungen, Qualitätsaudits,
 Wartung, statistische Methoden.
Qualität in haushaltsnahen Dienstleistungsbereichen 
Dr. Annerose Giewoleit, Förderkreis für angewandte Qualität e.V., Berlin 
Qualitätsfähigkeit der Firma 
sicherstellen
Qualitätsgerechtes 
Verhalten der 
Mitarbeiter 
sicherstellen
Qualitätsmanagementhandbuch
Verfahrensanweisungen
Arbeitsanweisungen
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Die Einführung dieses Qualitätsmanagementsy-
stems wird bei Dienstleistern in der Regel durch
eine professionelle Beratung begleitet. Die Zertifi-
zierung erfolgt durch eine unabhängige akkredi-
tierte Stelle. Dienstleister, die einen höheren An-
spruch an die Qualität ihrer Arbeit haben, orien-
tieren sich an Total Quality Management (TQM).
Solche weitergehenden Qualitätsmanagement-
Modelle stellen insbesondere konkretere Forde-
rungen hinsichtlich der KundenInnenorientierung
und MitarbeiterInnenbeteiligung. So setzt sich zur
Zeit im europäischen Markt die Bewertung nach
dem Europäischen Modell für umfassendes Qua-
litätsmanagement durch. Dabei werden die Tätig-
keiten und Ergebnisse des gesamten Unterneh-
mens nach folgendem Modell bewertet: 
Personalführung
9 %
Politik + Strategie
8 %
Mittel
9 %
Personalzufriedenheit
9 %
Kundenzufriedenheit
20 %
Einfluß in der
Gesellschaft
6 %
Leadership
10 %
Prozesse
14 %
Geschäftsergebnis
15 %
Befähiger Ergebnisse
TQM beinhaltet auch das interne „Kunden-Liefe-
ranten-Prinzip“, das u.a. bedeutet, daß „Mitarbei-
terInnen KundenInnen der Führung“ sind.
Diese Entwicklungstendenzen, die gegenwärtig
vor allem in der Großindustrie umgesetzt werden,
sind für uns die Basis für die Entwicklung eines in
KMU und in Dienstleistungsunternehmen an-
wendbaren Modells zur Nutzung des Mitarbeite-
rInnen-Potentials. 
Die Entwicklung unseres Unternehmens zu
einer Qualitätsfirma eröffnet neue und spannen-
de Möglichkeiten für Geschäftsführung und  Mit-
arbeiter und damit neue Marktchancen! Was zu
tun ist, zeigt die  Grafik auf der folgenden Seite.
Die Voraussetzungen für den Start
Qualitäts- und Leistungsfähigkeit sind für jedes
Unternehmen entscheidende Parameter zur stän-
digen Verbesserung von Produkten und Prozes-
sen. Der Nachweis von Marktpräsenz, KundenIn-
nenzufriedenheit und Qualitätsleistungen ist
daher nicht selten Ausgangspunkt für eine „Moti-
vationsbewegung“, die natürlich motivierte Füh-
rungskräfte sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter erfordert. Motivation kann in einem Unterneh-
men nur mit Hilfe eines langfristigen Programms
erreicht werden. Wichtigste Voraussetzung ist das
„Wollen“ der Unternehmensleitung und die Bereit-
schaft zum Vorleben.
Zu Beginn einer solchen Aktion, einer Qua-
litätsbewegung, sollte sich die Unternehmenslei-
tung über folgende Grundvoraussetzungen Klar-
heit verschaffen (s. Graphik nächste Seite): 
1. Eine begonnene Bewegung zur Verbesse-
rung von Qualitätsverantwortung und Qua-
litätsbewußtsein ist nicht umkehrbar! Die 
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Vision
meßbare Ziele
Kundenorientierung Mitarbeiter einbeziehen
Prozesse
Wo steht meine Firma im Jahre 200x?
Gewinnsteigerung auf ...% bis...
Kostensenkung um ...% bis ...
Kundenanalyse, Kundenakquisition, 
Kundenpflege
96% der Kunden beschweren sich nicht,
sie bleiben einfach weg! 
Personalqualität ist die Basis der Firma.
Jeder Mensch ist ein potentieller Könner.
Im Team sind wir kreativer.
Fehler vermeiden 
Prozesse optimieren 
ständige Veränderung 
Geschäftsergebnis

Unternehmensleitung muß offen sein für Ge-
spräche, Veränderungen, Ideen.
2. Der Prozeß der Verbesserung verläuft nicht
geradlinig. Für eine erfolgreiche Umsetzung
ist eine konsequente Weiterverfolgung not-
wendig.
3. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen
auf das Programm, d. h. die Notwendigkeit
einer ständigen Verbesserung, eingestimmt
werden.
Es können keine kurzfristigen Motivationseffekte
erwartet werden. Ein Zeitrahmen von mindestens
2 - 3 Jahren erscheint realistisch. Weiterhin sollte
zum Beginn dieser Qualitätsbewegung bereits
klar sein, „wohin motiviert“ werden soll. 
Die Unternehmensleitung definiert Mission und
langfristige Unternehmensziele. Entscheidend für
den Erfolg eines TQM-Konzeptes ist die Kenntnis
der Ausgangssituation und ein klares Konzept für
die Vorgehensweise. Dabei sind insbesondere zu
berücksichtigen:
 Die Erstellung einer firmeninternen Lösung.
 Ein stufenweises Vorgehen von oben nach
unten.
 Eine ständige Rückkopplung zwischen den
Ebenen.
 Eine methodisch wirksame Vorgehensweise
mit Akzeptanz durch alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter.
Zur Realisierung eines solchen Vorhabens sollte
eine „Bewegung“ mit konkreten methodischen
und zeitlichen Vorstellungen zu einem bestimmten
Zeitpunkt gestartet und der Belegschaft bekannt-
gegeben werden.
Das Organisationskonzept muß die geplanten
Unternehmens- und insbesondere  die Qualitäts-
zielstellungen, Aktivitäten und Termine klar zum
Ausdruck bringen, aber auch Schwung und Her-
zenssache erkennen lassen, damit alle Mitarbeiter
merken, „hier tut sich was“!
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Als fünftes Unternehmen des Firmenverbundes
Brücke wurde am 30. Juni 1995 der Arbeitsför-
derbetrieb (AFB) Hauswirtschaftsbrücke auf dem
Gebiet der sozialen Dienste mit dem Ziel der Ver-
besserung der Vermittelbarkeit von langzeitar-
beitslosen Frauen durch Motivation, Bildung und
praktische Arbeit gegründet. Der Gründung des
AFB ging im Auftrag der Senatsverwaltung für Ar-
beit, Berufliche Bildung und Frauen eine einge-
hende Prüfung des Konzeptes durch die Ökonom
GmbH voraus. 21 MitarbeiterInnen nahmen am
15. September 1995 den Geschäftbetrieb auf.
Die Eintragung in das Handelsregister erfolgte im
Oktober. Inzwischen arbeiten 36 Mitarbeiter,
davon 28 Frauen, in den Geschäftsfeldern sozia-
le Dienste, Sozialservice und fahrbarer Mittag-
stisch. Ziel ist die Schaffung sozialversicherungs-
pflichtiger Arbeitsplätze für Frauen in Privathaus-
halten, speziell für die Zielgruppen Allein-
stehenden unter 25 Jahre, Alleinerziehende und
langzeitarbeitslose Frauen. Die MitarbeiterInnen
wurden vom Arbeitsamt zugewiesen. Die Arbeits-
zeit beträgt 39 Stunden pro Woche. Derzeit gibt
es 254 Kunden, von denen 80% Senioren sind.
Die Hauswirtschaftsbrücke wird für drei Jahre
aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit (§ 249h
AFG) und der Berliner Senatsverwaltung für Ar-
beit, Berufliche Bildung und Frauen gefördert.
Das Leistungsangebot umfaßt:
 Umsetzung von Hausrat und Möbeln
 Hausreinigung
 Haushaltsführung
 Friseur
 Fußpflege
 Kleinreparaturen
 Begleitdienst
 Seniorenveranstaltungen
Der vertraglich vereinbarte Stundenumfang liegt
z. Zt. bei 2 - 8 Stunden. Die Kunden befinden sich
in 19 Berliner Bezirken. Zum Einsatzort gelangen
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln.
Nach 16 Monaten Tätigkeit läßt sich feststel-
len, daß ein reges Interesse an der Arbeit der
Hauswirtschaftsbrücke besteht. Bereits der derzei-
tige Preis zwischen DM 17,25 und 23,00 plus
einer Fahrkostenpauschale von DM 3,00 - 5,00
ist jedoch vielen potentiellen Kunden zu hoch.
Ohne Lohnsubventionen ist die momentane Preis-
gestaltung nicht kostendeckend.
Perspektiven
Beim derzeitigen Stand ist ein Dienstleistungszen-
trum gegenüber dem Schwarzmarkt und der ge-
ringfügigen Beschäftigung im Haushalt nicht
marktfähig. Dem könnte entgegengewirkt werden
durch
 steuerliche Abzugsfähigkeit auch für Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter eines Dienstlei-
stungszentrums und nicht nur bei unmittelba-
rer Anstellung einer Haushaltshilfe im Privat-
haushalt,
 die Möglichkeit für den Privathaushalt, Ko-
sten für Mitarbeiterinnen eines Dienstlei-
stungszentrums von der Steuerschuld abzu-
ziehen, wovon eine größere Anzahl von
Haushalten profitieren würde,
 Lohnkostenzuschüsse für sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigte Haushaltshilfen in
Haushalten, die keine steuerliche Abzugs-
möglichkeit haben,
 öffentliche Finanzierung der Lohnnebenko-
sten,
 energisches Vorgehen gegen Schwarzarbeit
(in Privathaushalten schwer nachweisbar)
 drastische Senkung der Geringfügigkeits-
grenze,
 eine Befreiung von der Umsatzsteuerpflicht
für Dienstleistungszentren,
 Zuschüsse für die Qualifizierung der Be-
schäftigten,
 Lohn- und Sachkostenzuschüsse im Rahmen
einer institutionellen Förderung für Dienst-
leistungszentren.
Würde mit öffentlichen Geldern Beschäftigung
anstatt passiver Leistungen subventioniert, böte
der Privathaushalt vielen Frauen und auch Män-
nern die Chance eines sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitsplatzes.
Die Tätigkeit des AFB Hauswirtschaftsbrücke GmbH -
Rahmenbedingungen und Perspektiven 
Gerald Karg, AFB Hauswirtschaftsbrücke GmbH, Berlin 
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1. Bedeutung des Arbeitsplatzes 
Hauswirtschaft heute
Entgegen vieler Voraussagen für das 20. Jahrhun-
dert hat die Bedeutung des Arbeitsplatzes Haus-
halt in den letzten Jahrzehnten nicht ab- sondern
zugenommen. Das bezieht sich nicht nur auf den
gesellschaftlichen Bedarf an Hausarbeit, sondern
auch auf deren sinnstiftende Erlebnisinhalte, und
es gilt auch im Hinblick auf das verändert hohe
Aufkommen an Hausarbeitszeit.
2. Faktoren, die die Hausarbeit 
hinsichtlich der Erleichterung bzw. 
der Zeiteinsparung beeinflussen sollten
Diese Tatsache mag Erstaunen hervorrufen, denn
eine Reihe von Faktoren, die die Hausarbeit be-
einflussen, haben sich ja so verändert, daß man
eine Erleichterung der Hausarbeit und Zeitein-
sparung erwarten könnte. Das läßt sich leicht er-
kennen an der Industrialisierung vieler Hausberei-
che, an der Technisierung, die uns mit immer
neuen elektronisch gesteuerten Geräten über-
rascht, ohne die wir nach Meinung der Marke-
tingstrategien nicht mehr leben können.
Es wird uns nahegelegt, daß von Hausarbeit
nicht mehr übrig geblieben sei als ein „kinder-
leichter Knopfdruck", ein „Kochvergnügen", ein
„Backspaß". Zugleich mit dem technischen Wan-
del sind die Haushalte kleiner geworden, die Kin-
derzahl hat abgenommen, die Arbeit kann nicht
auf viele Personen verteilt werden.
Die zunehmende Zahl der erwerbstätigen ver-
heirateten Frauen und Mütter scheint zu signali-
sieren, daß Hausarbeit niemanden mehr ausfül-
len kann. Analysen zeigen jedoch, daß diesen
Faktoren andere gegenüberstehen, die zu einer
gegenläufigen Entwicklung führen.
3. Faktoren, die zu einer Ausweitung 
hauswirtschaftlicher Tätigkeiten führen
Zu den Größen, die offenbar zu einer tendenziel-
len Erhöhung des häuslichen Arbeitsaufkommens
und der Belastung durch den Haushalt beitragen,
gehören
 die Veränderung am Arbeitsmarkt,
 die Erhöhung der Standards,
 die wachsende Bedeutung nichtmaterieller
Arbeit, also soziale Aufgaben im Haushalt
und in der Gesellschaft,
 die Pufferfunktion der Haushalte gegenüber
ökologischen Krisen.
4. Bedeutung der Erwerbsarbeit 
für die hauswirtschaftliche Arbeit
In dem Maße, wie in unserer Gesellschaft Er-
werbsarbeit vom Zeitumfang her verringert (kürze-
re Arbeitszeiten) und von Zeiten der Arbeitslosig-
keit unterbrochen wird, also diskontinuierlich und
kaum auf lange Zeit gesichert ist, nimmt die Be-
deutung von Eigenarbeit jeder Art (Tapezieren,
Tischlern und vor allem Hausarbeit) zu und zwar
 als Lebenszweck - weil es Spaß macht,
 zur Substitution finanzieller Mittel,
 als Tätigkeit in Form von Schwarzarbeit zur
Erringung finanzieller Mittel.
Gleichzeitig konzentriert sich die verbleibende Ar-
beit auf sehr wenige Arbeitsplätze, und die dann
verbleibende Zeit reicht für die notwendigen Tä-
tigkeiten in Haushalten nicht mehr aus.
5. Erhöhung der Ansprüche an die 
Qualität hauswirtschaftlicher Arbeit
Rationalisierung und Technisierung der Hausar-
beit haben dazu geführt, daß die Ansprüche an
die Qualität der im Haushalt produzierten Güter
und Dienstleistungen enorm gestiegen sind. Die
Arbeitsersparnis, die uns beispielsweise durch die
Waschmaschine möglich wurde (Zeitaufwand),
wird durch einen weit höheren Wäscheverbrauch
als früher „aufgefressen".
Eine große Anzahl von Haushaltsgeräten ist
von vornherein nicht zur Einsparung von Arbeits-
zeit geeignet. Dennoch hat die Technisierung der
Haushalte nicht nur zur Erhöhung der Normen für
materielle Hausarbeit geführt, sondern auch zur
Erhöhung der Ansprüche an Erziehungs-, Pflege-
und Betreuungsarbeit (Mutter muß mehr Zeit für
die Familie haben, wenn Vater einen Geschirr-
spüler kauft). Gleichzeitig sind die Ansprüche an
sozialer Hausarbeit durch den Zugang zum Bil-
dungssystem für alle gewachsen.
6. Folgen der Industrialisierung 
im hauswirtschaftlichen Bereich
Die Industrialisierung ehemaliger Hausarbeitsbe-
reiche hat zu Kompetenzverlusten bei den Men-
schen geführt, die im Haushalt arbeiten. Mühsam
und zeitraubend muß der Verlust an Warenkennt-
nissen durch Informationsbeschaffung und -verar-
beitung wettgemacht werden.
Insbesondere die sich häufenden ökologischen
Krisen (Reaktorunfälle, Rinderseuche, Schwei-
nepest, Nitrate im Salat, Blei in der Luft, Smog)
Hauswirtschaft und Erwerbsarbeit
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stellen Hausmänner und -frauen vor die Aufgabe,
nach gesundheitlich unbedenklichen Produkten
zu suchen. Diese Probleme können sie letztlich
aber nicht privat lösen.
7. Die gesellschaftliche Anerkennung 
des Arbeitsplatzes Haushalt
Trotz der elementaren Bedeutung, die die Haus-
arbeit für jeden Einzelnen und für die Gesellschaft
insgesamt hat, wird der Arbeitsplatz „Haushalt"
gesellschaftspolitisch wie eine Randerscheinung
eher verdängt als wahrgenommen.
Das Grundprinzip der „Leistungsgerechtigkeit"
gilt nicht für Hausarbeit; der Arbeitsplatz „Haus-
halt" bietet heute noch keine soziale Sicherung,
das erwirtschaftete Arbeitseinkommen findet kei-
nen Niederschlag im Bruttosozialprodukt, hausar-
beitende Frauen und Männer, die „nur" zu Hause
sind, werden im Erwerbsleben diskriminiert.
Erste Anfänge zur Veränderung gibt es durch
die Modellprojekte zu Haushaltsagenturen, Erfah-
rungen aus privaten Arbeitsvermittlungen und
durch die Projekte der Service-Gesellschaft zu-
kunft im zentrum.
Auch in der Wissenschaft wird der Arbeitsplatz
Haushalt nur am Rande und so arbeitsteilig und
ausschnitthaft erfaßt, daß ein gemeinsamer For-
schungsgegenstand nur mit Mühe ausgemacht
werden kann. Im Gegensatz dazu wird der Ar-
beitsplatz Haushalt gerade jetzt als Arbeitsmarkt
der Zukunft entdeckt. Diesen Arbeitsmarkt gibt es
aber schon sehr lange.
In konjunkturschwachen Zeiten besinnt man
sich immer wieder darauf, daß der Platz der Frau
zu Hause bei der Familie ist. Aber genaugenom-
men werden Frauen aus der Erwerbstätigkeit mit
einem Einkommen in einen Vollzeitjob ohne ma-
teriellen Verdienst zurückgeschickt.
8. Was unternehmen Frauen?
Werden Frauen arbeitslos, fehlt zwar ein Teil des
Familieneinkommens, aber das gemütliche Heim
scheint gesichert. Um für die Familie nicht jeden
Pfennig dreimal umdrehen zu müssen, gehen
deshalb viele Frauen stundenweise arbeiten.
Natürlich dort, wo der Bedarf am größten ist - in
der Hauswirtschaft!
9. Was stellen sich manche potentielle 
Nutzer unter einer Haushaltshilfe vor?
Ein Teil der Erwerbstätigen wünscht sich eine
Haushaltsperle, die 24 Stunden rund um die Uhr
für sie alles erledigt, immer freundlich und willig
ist, deutschsprachig sein soll, einen Stundenlohn
von höchstens 5,- DM bekommen soll und für die
keine Sozialversicherung zu zahlen ist.
10. Wie wird ihren Vorstellungen 
entsprochen und welche Folgen hat das?
Gerade dieser Bedarf an hauswirtschaftlicher Ar-
beit verleitet viele Frauen, aus der Not dazu ge-
zwungen, nur im Rahmen eines Geringverdiener-
Jobs zu arbeiten. Für sie gibt es keine Arbeitslo-
sen-, keine Renten- und Krankenversicherung,
keine Pflege- und Unfallversicherung. Irgendwann
sind diese Frauen so alt, daß sie nicht mehr ar-
beiten können. Dann stehen sie vor dem sozialen
Aus.
11. Wie können wir dieser
Tendenz entgegenwirken?
Durch die Schaffung qualifizierter Arbeitsplätze
auf dem Gebiet der hauswirtschaftlichen Dienst-
leistungen, die Ihnen gleichzeitig eine sozialversi-
cherungspflichtige Tätigkeit sichert.
12. Qualifizierung und Prüfung
An erster Stelle steht natürlich die Qualifizierung,
die die im Haushalt Beschäftigten befähigen soll,
alle Anforderungen der neuen Aufgaben bewälti-
gen zu können.
Bei entsprechender Eignung sollte nach Mög-
lichkeit die Prüfung zur Hauswirtschafterin - einem
staatlich anerkannten Ausbildungsberuf - abge-
legt werden können.
Wir müssen uns darüber klar sein, daß ein Teil
der auf diesem Gebiet einzusetzenden Arbeits-
kräfte dazu nicht in der Lage sein wird. Aber auch
in diesen Fällen ist eine Qualifizierung nötig,
denn Arbeit im Privathaushalt ist eine verantwor-
tungsvolle und qualifizierte Tätigkeit.
13. Mögliche Folgen der 
jetzigen Qualifizierungspraxis
Mit der „Entdeckung des Arbeitsplatzes Haushalt"
wurde der „Bildungsmarkt Haushalt" interessant.
Es gibt vielfältige Bildungsmöglichkeiten auf dem
Gebiet der Hauswirtschaft und erschreckend viele
Anbieter von Kursen. Auch hier spiegelt sich das
Spannungsfeld, in dem sich die Hauswirtschaft
befindet, wieder.
Einerseits ist man der Meinung, daß hauswirt-
schaftliche Kenntnisse angeborene Eigenschaften
von Frauen sind, andererseits möchte man
„Haushaltsmanager" einsetzen. Dazu wird einmal
ein zweimonatiger Lehrgang angeboten, anders-
wo ein Jahreskurs oder „Freizeitangebote" des
DHB.
Alle sind sich aber in einem einig: Die ganz
normalen Leistungen in einem Haushalt kann
jeder oder jede erbringen. Problematisch ist, daß
die potentiellen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer eigentlich die gleiche Einstellung haben.
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Junge Menschen, die den Berufsabschluß als
HauswirtschaftshelferIn oder HauswirtschafterIn
erwerben, stehen ebenfalls dem Arbeitsmarkt zur
Verfügung. Abzusehen ist, daß es zu einem Ver-
drängungswettbewerb zwischen jungen und älte-
ren ArbeitnehmerInnen kommen wird. Erfah-
rungsgemäß erhalten solche Vertrauensstellungen
aber eher ältere, erfahrene Arbeitnehmer.
14. Der Wert der Hauswirtschaft 
für die Gesellschaft
Heute werden ca. 60% des Bruttosozialproduktes
durch die privaten Haushalte ausgegeben. Die
jährlich geleisteten Arbeitsstunden im privaten
Haushalt sind mit denen der Erwerbswirtschaft
zahlenmäßig gleichzusetzen. Die Hauswirtschaft
in unserer Gesellschaft hat einen hohen ökono-
mischen Stellenwert, sie vollzieht sich in unserem
Sinne in den privaten Haushalten. Der Haushalt
ist der Ort, an dem die Gesamtdisposition für die
Bedarfsdeckung sowohl nach der Beschaffenssei-
te als auch nach der Verwendungsseite erfolgt.
Die Entscheidungen werden von der zusammen-
lebenden Gruppe getragen. Das Ziel ist eine Be-
darfsdeckung unter dem Aspekt des zweckmäßig-
sten Einsatzes von materiellen und finanziellen
Mitteln. 
Der private Haushalt tritt im Wirtschaftskreislauf
auf dem Markt als Hauptpartner des produzieren-
den Gewerbes auf. Als bedeutendste Käufergrup-
pe geben die Privathaushalte dem Produktions-
sektor Signale für Umfang und Struktur der ge-
samtwirtschaftlichen Produktion. Die Mitglieder
der Haushalte entscheiden, welche Initiativen der
Unternehmungen erfolgreich sind, sie beeinflus-
sen das Wachstum von Wirtschaftszweigen und
ermöglichen die Fortführung oder erzwingen die
Umstellung der Produktion.
15. Die Funktionen des Haushaltes
 Die ökonomische Funktion:
Einkommensbeschaffung und Verwendung.
 Die Regenerationsfunktion:
Wiederherstellung von Arbeitskraft und
Gesundheit aller Haushaltsmitglieder einsch-
ließlich Kinder- und Altenpflege.
 Die Reproduktionsfunktion: Erneuerung der
Gesellschaft durch die nächste Generation.
 Die Sozialisationsfunktion: Einführung der
heranwachsenden Generation in die
Wertevorstellungen und Normen der
Gesellschaft.
Heute müssen noch die ökologische und die po-
litische Funktion hinzugefügt werden. Die Wahr-
nehmung aller Funktionen setzt politischen Ge-
staltungswillen voraus. Die erwachsenen Mitglie-
der des Haushaltes bringen ihre Interessen nicht
nur am Markt, sondern auch am politischen Sy-
stem zur Geltung.
16. Die Stellung des Deutschen 
Hausfrauenbundes e.V..
Seit Jahrzehnten kämpft der Deutsche Hausfrau-
enbund um die Anerkennung der Arbeit der Frau-
en in den Haushalten und Familien. Ohne die Ar-
beit dieser Frauen würde unsere Gesellschaft
nicht funktionieren. Wir begrüßen die Arbeits-
marktinitiativen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze
in der Hauswirtschaft, da sie zukünftig auch dazu
beitragen werden, die Hausarbeit neu zu bewer-
ten. Zumal sich für diese neuen Arbeitsplätze nun
auch viele Männer interessieren! Arbeitsplätze in
Haushaltsagenturen sind eine Möglichkeit, aber 
 sie dürfen nicht zur Schaffung minderwertiger
oder unterbezahlter Arbeit für Frauen miß-
braucht werden,
 sie verlangen Arbeitskräfte mit unterschied-
lichstem Qualifikationsniveau (Angelernte bis
Meisterin bzw. Fachhauswirtschafterin), d.h.
es sind Möglichkeiten zu schaffen, einen
Berufsabschluß zu erwerben,
 sie müssen entsprechend der Leistung bewer-
tet und bezahlt werden.
Ziel der Fachtagung „Hausarbeit als Erwerbsar-
beit“ war es, einen Einfahrungsaustausch für und
mit PraktikerInnen aus dem öffentlich geförderten
Beschäftigungssektor, aus Verwaltungen und von
gemeinnützigen und gewerblichen Dienstlei-
stungsunternehmen zu organisieren und den
fachlichen, gesellschaftlichen und politischen Dis-
kurs zu forcieren. Im Anschluß an die Tagung wur-
de an die ReferentInnen und ModeratorInnen ein
Fragebogen zu Vorbereitung, Verlauf und Ergeb-
nissen verschickt, der mit einer Rücklaufquote von
80% beantwortet wurde. Einhellig positiv waren
die Antworten auf die Fragen nach der inhaltli-
chen Vorbereitung, Organisation und Betreuung
durch die Veranstalterin zukunft im zentrum.
Gefragt wurde weiterhin danach, welche Posi-
tionen als Ergebnisse der Tagung formuliert wer-
den können und welche zukünftigen strategischen
Handlungsfelder zur Entwicklung der „Hausarbeit
als Erwerbsarbeit“ zu identifizieren sind. Die Ant-
worten haben wir zusammengefaßt und thema-
tisch geordnet.
Positionen
Frauen und Erwerbstätigkeit:
 „Hausarbeit“ ist auch in einer erwerbsmäßi-
gen Form nur eine Berufsperspektive unter
vielen. In den Diskussionen ist darauf zu ach-
ten, daß es um die Entwicklung eines Dienst-
leistungssektors geht und dieser nicht von
vornherein zur Erwerbsarbeit „nur“ für Frauen
stilisiert wird.
 Frauenpolitisch motivierte Einwände gegen
die arbeitsmarktpolitische Erschließung des
Haushaltsbereiches als Erwerbsbereich müs-
sen beachtet und sorgfältig abgewogen wer-
den.
 Es besteht die Gefahr, daß im Bereich
„Hausarbeit als Erwerbsarbei“ auch bei den
Unternehmensformen „Dienstleistungszen-
trum oder Dienstleistungsagentur“ ein neuer
(alter) Niedriglohnsektor für Frauen einge-
führt wird.
 Eine intensive Fortführung der Diskussion
über die Ökonomisierung und arbeitsmarkt-
politische Bedeutung der Hausarbeit ist wün-
schenswert und notwendig.
 Begrüßt wird, daß zu beobachten ist, daß die
grundsätzlichen Vorbehalte gegenüber
„Hausarbeit als Erwerbsarbeit“ deutlich ab-
nehmen.
Finanzierung:
 Eine eindeutig favorisierte Möglichkeit zur Fi-
nanzierbarkeit von Dienstleistungszentren im
haushaltsnahen Bereich ist in den Diskussio-
nen derzeit nicht auszumachen. 
 Konsens besteht darin, daß sozialversiche-
rungspflichtige und tarifierte Beschäftigungs-
verhältnisse im Bereich haushaltsnaher
Dienstleistungen ohne öffentliche Förderung
auf absehbare Zeit nicht möglich sein wer-
den. Die aktuell bei den Privathaushalten er-
zielbaren Preise lassen - u.a. wegen der weit
verbreiteten alltagsbezogenen Schwarzarbeit
- eine Marktfähigkeit der Dienstleister in Pri-
vathaushalten noch nicht zu. 
 Es ist nicht zu erwartet, daß sich derzeit noch
anteilig staatlich geförderten Unternehmen
und Projekte im Bereich haushaltsnaher
Dienstleistungen kurzfristig zu wirtschaftlich
unabhängigen Unternehmen entwickeln. 
 Eines der wichtigsten Diskussionsthemen muß
die Preis- und Kostensituation von Dienstlei-
stern im haushaltsnahen Bereich sein.
 Als prioritär wird deshalb die Frage einge-
schätzt, wie die Nachfrage nach solchen
Dienstleistungen stimuliert und mit welchen
Subventionen sie gefördert werden kann. 
Entwicklungsstrategien/Konzeptionen:
 Beklagt wurde die Stagnation in der konzep-
tionellen Diskussion. Sie muß durch Tagun-
gen wie die von zukunft im zentrum durchge-
führte überwunden werden.
 Die Vielzahl der miteinander konkurrierenden
Strategien zur Entwicklung des Erwerbsberei-
ches haushaltsnahe Dienstleistungen ist wei-
terhin erforderlich und muß für innovative
Handlungskonzepte genutzt werden.
 Die Etablierung von legalen, sozialversiche-
rungspflichtigen und tarifierten Erwerbsar-
beitsverhältnissen in privaten Haushalten
muß oberstes Ziel aller Bemühungen sein.
 Vorhandene, nach dem Netto-cash-Prinzip
bezahlte Hausarbeit, für die keine Steuern
und/oder Sozialbeiträge gezahlt werden (bei
geringfügiger Tätigkeit oder bei Schwarzar-
beit), muß durch „offizielle“ Erwerbsarbeit
substituiert werden.
 Bei den strategischen Überlegungen sollte
eine klare Trennung von sachbezogener und
personenbezogener Hausarbeit vorgenom-
men werden. 
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 Es ist sorgsam zu klären, welche der bisher
durch Familienmitglieder, Verwandte oder
Nachbarn geleistete unbezahlte Hausarbeit
zukünftig aktiv als Feld bezahlter Arbeit er-
schlossen werden soll.
 Die Bildung von Netzwerken zwischen
Dienstleistungsunternehmen und den gem-
einnützigen Organisationen, die Dienstlei-
stungen „rund um den Haushalt“ anbieten,
muß vorangetrieben werden. 
Qualifizierung:
 Die Debatte zum Thema Qualifizierung für
haltsnahe Dienstleistung muß intensiviert
werden, um das „Produkt“ weiterzuent-
wickeln und um die dringend notwendige
Professionalisierung und Aufwertung der
Tätigkeit voranzutreiben.
 Die Qualifizierung der Mitarbeiterinnen zur
Qualitätssicherung der Leistung und des
KundInnenservices ist unabdingbar.
Beschäftigungswirksamkeit:
 Große Unzufriedenheit herrscht mit den
immer noch diffusen und unpräzisen Ein-
schätzungen zu den quantitativen und zum
Teil auch qualitativen Beschäftigungsoptio-
nen dieses Bereichs.
Strategische Handlungsfelder
Berufsbildungspolitik/Qualifizierung:
 Der Schwerpunkt „Qualitätsarbeit“ muß als
strategisches Moment verankert werden.
 Es müssen neue Schulungsprogramme ent-
wickelt werden.
 Der Qualifizierungsbedarf der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter muß definiert und zu-
kunftsweisende Angebote müssen entwickelt
werden.
 Es muß eine intensive Diskussion zu den
neuen Berufsfeldern initiiert werden.
Marketing:
 Neue Formen der Öffentlichkeitsarbeit müs-
sen erarbeitet werden.
Aspekte der Beschäftigungswirksamkeit:
 Prinzipien der Selbstorganisation müssen in
den konzeptionellen Überlegungen mehr Be-
achtung finden. 
 Die Einrichtung weiterer Service-Agenturen ist
notwendig. Es sollten neue politische Initiati-
ven zur öffentlichen Förderung von Beschäfti-
gung und von Agenturen im haushaltsnahen
Bereich ergriffen und gefordert werden.
 Dienstleister müssen umfassende Leistungs-
pakete anbieten, die alle Aufgaben in und
um den Haushalt, auch die Betreuung von
Kindern und Senioren, umfassen.
Arbeitsmarkt-, sozial- und frauenpolitische 
Aufgabenstellungen:
 Hausarbeit muß „entfeminisiert“ werden.
Grundlegende Einstellungen und Haltungen
gegenüber „Hausarbeit“ müssen sowohl bei
den in diesem Bereich Beschäftigten, als
auch bei den Haushalten und in der Bevöl-
kerung überprüft und revidiert werden.
 Die Diskussion darüber ist weiterhin intensiv
zu führen, wie die betrieblichen Prozesse und
die Organisationen einer Agentur/eines
Dienstleisters mit der Aufgabe in Überein-
stimmung zu bringen sind, trotz des immer
noch virulenten gesellschaftlich diskriminie-
renden Geschlechterrollenverständnis die
haushaltsnahen Dienstleistungen zu legalisie-
ren, zu tarifieren und als sozialversicherungs-
pflichtige Tätigkeit zu etablieren.
 Die Arbeitsfelder am „Rande der Hausarbeit“
(Pflegearbeit etc.) sind in eine qualitätsorien-
tierte Professionalisierungsdebatte einzube-
ziehen.
 Das aktuelle System des Haushaltsschecks ist
untauglich und muß durch ein neues System
ersetzt werden. Ungerechtfertigte Begünsti-
gungen für Besserverdienende im Steuersy-
stem müssen abgeschafft werden.
 Projekte im Bereich haushaltsnaher Dienst-
leistungen müssen weitergeführt werden, um
weitere Erfahrungen generieren und Ergeb-
nisse überprüfen zu können. 
Förderung des Erfahrungsaustausches:
 Kontakte zu anderen Dienstleistungsagentu-
ren sollten ausgebaut und gemeinsame Stra-
tegien entwickelt werden.
Markterschließung und Wettbewerb:
 Die Konzentration auf regionale und lokale
Märkte ist vorrangig.
 Die Erschließung neuer Märkte muß durch
genaue Identifizierung von KundInnengrup-
pen (auch unter Berücksichtigung unter-
schiedlich hoher privater Kaufkraft) und Pro-
dukten (Erstellung von Dienstleistungs- und
Servicepaketen) erfolgen.
 Öffentlich kofinanzierte Dienstleister 
sollten sich gegen die Konkurrenz und 
Kritik durch  private Unternehmen mit 
neuen Kooperationsformen und Produkten
zur Wehr setzen. 
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Evaluation:
 Die Evaluierung von Modellprojekten ist not-
wendig, um Stärken und Schwächen zu iden-
tifizieren und Verbesserungen sowie politi-
sche Handlungsinitiativen vorzubereiten.
 Die Bemühungen zur Umwandlung von ge-
ringfügigen Tätigkeiten und von Schwarzar-
beit in legale und sozialversicherungspflichti-
ge Erwerbsverhältnissen müssen geprüft und
entsprechend modifiziert werden.
 Es müssen insbesondere Wege zur Substituti-
on der unbezahlten Arbeit (Familienarbeit)
durch Erwerbsarbeit erprobt werden - hier
kommt neuen Steuerregelungen eine beson-
dere Bedeutung zu.
 Durchführung von (seriösen) Modellrechnun-
gen, um die (teilweise) Selbstfinanzierung öf-
fentlicher Förderungen (durch ersparte Ko-
sten der Arbeitslosigkeit u.a.) zu belegen.
Bedeutung des Erfahrungsaustausch:
 Austausch über unterschiedliche Praxiserfah-
rungen. 
 Austausch und Diskussion unterschiedlicher
Konzepte und Grundpositionen.
 Förderung der Diskussion im Rahmen der Er-
fahrungen in der Europäischen Union, u.a.
an den Strategien z.B. in Frankreich.
 Und schließlich: Bestätigung und Motivation
für weitere Anstrengungen zur Öffnung der
haushaltsnahen Dienstleistungen als Bereich
regulärer Erwerbsarbeit.
BERLIN-SERVICE - die weiteren Aktivitäten
Das Modellprojekt BERLIN-SERVICE plant zusam-
men mit seinem Träger, der Service-Gesellschaft
zukunft im zentrum, weitere Aktivitäten zur Ent-
wicklung des Beschäftigungsbereiches haushalts-
nahe Dienstleistungen. „Hausarbeit als Erwerbs-
arbeit“ ist erwiesenermaßen ein politisch brisanter
und gleichermaßen bedeutsamer Themenkom-
plex, da hier unterschiedliche gesellschaftspoliti-
sche Strategien u.a. der Beschäftigungs- und Ar-
beitsmarktpolitik, der Frauen- und Steuerpolitik
oder der regionalen Strukturförderung aufeinan-
dertreffen. Es wird weiterhin notwendig sein, von
den politischen Institutionen und Gremien auf
Bundes- und Landesebene Rahmenbedingungen
einzufordern, die es ermöglichen, einen Dienstlei-
stungssektor aufzubauen, der sowohl Bedürfnisse
aus dem lokalen Nahumfeld produktiv aufgreift
als auch den Beschäftigten eine gesicherte und
qualifizierte Arbeitsstelle bietet.
BERLIN-SERVICE wird, neben seinen originären
Aufgaben der Evaluation praktischer und theore-
tischer Fragestellungen, der Unterstützung der
Berliner Dienstleistungsagenturen bei der Finan-
zierung und dem Aufbau von Netzwerkstrukturen,
in den kommenden Monaten folgende Veranstal-
tungen durchführen:
Oktober/November 1997
Workshop in Kooperation mit Verbänden und be-
rufspolitischen Institutionen zur Klärung berufs-
bildnerischer Aufgabenstellungen für diesen
Dienstleistungssektor.
November 1997
ExpertInnen-Workshop zu „Tarifierung und Finan-
zierung haushaltsnaher Dienstleistungen“.
Januar 1998 
ExpertInnen-Workshop zu „Qualitätsmanagement
im haushaltsnahen Dienstleistungsbereich2.
Mai 1998
Durchführung einer europäischen Fachtagung
„Haushaltsnahe Dienstleistungen im europäi-
schen Vergleich“ (Arbeitstitel).
Dienstleistungen im häuslichen Bereich werden
seit Beginn der 90er Jahre in verschiedenen eu-
ropäischen Ländern unter dem Aspekt ihres ar-
beitsmarktpolitischen Potentials diskutiert. Unter
„Dienstleistungen im Nahbereich“ (DLN) werden
beschäftigungsintensive Tätigkeiten gefaßt, die
zur Befriedigung individueller Bedürfnisse im täg-
lichen Leben und der Lösung persönlicher oder
familiärer Probleme beitragen. Diese Tätigkeiten
lassen sich in „Personennahe Dienstleistungen“
und in „Haushaltsnahe Dienstleistungen“ aufglie-
dern, je nachdem ob sich die Tätigkeiten stärker
auf individuelle Bedürfnisse oder auf die Bedürf-
nisse eines privaten Haushalts beziehen.
Die Fachtagung wurde von BBJ Servis gGmbH
Potsdam zusammen mit der französischen Orga-
nisation CIME (Comité d´Information e de Mobi-
lisation pour l´Emploi) organisiert, um aufgrund
der Berichte von Vertreter/innen der französischen
Arbeitsmarktpolitik, großer Unternehmen und
Dienstleistungsagenturen einen Überblick zum
Diskussionsstand und durch den Besuch der
Dienstleistungsagentur „Service Plus“ auch einen
praxisbezogenen Einblick in die Organisation von
„Dienstleistungen im Nahbereich“ zu erhalten.
Einschätzung der Strategien 
im europäischen Kontext
Nach Ansicht des französischen Soziologen Lavil-
le lavieren die Strategien zur Erschließung des
DNL in fast allen europäischen Ländern zwischen
Marktregelungen und sozialen Interventionen,
wobei die einzelnen Interventionsmaßnahmen oft
einen Charakter von Hau-Ruck-Aktionen anneh-
men. Dieses führe nur zum Schaden aller Betei-
ligten, da durch das Bestreben nach schnellen
quantitativen Erfolgen weder qualifizierte Struktu-
ren aufgebaut noch langfristig gesicherte Arbeits-
plätze geschaffen werden. Aber auch in reinen
Marktmodellen, (z.B. Großbritannien, Vereinigte
Staaten) können schlechte Dienstleistungen teuer
verkauft werden, wenn der Markt den Kunden
keine ausreichende Transparenz gewährleistet.
In den meisten europäischen Ländern existiert
eine Tradition von Nachbarschaftsinitiativen, die
i.d.R. bereits ein hohes Maß an Flexibilität und
Bedürfnisnähe aufweisen. Diese stehen in der Dis-
kussion zur Schaffung lokaler Arbeitsplätze zu-
meist abseits, werden oft nicht wahrgenommen
bzw. von der staatlichen Politik auch häufig be-
hindert. Laville fordert gerade für diese Inititiativen
vom Staat den Abbau bürokratischer und rechtli-
cher Hindernisse. Darüber hinaus sind neue Me-
chanismen für privat-öffentliche Mischfinanzierun-
gen zu implementieren, um zu verhindern, daß
öffentliche Finanzierung als „Entweder-Oder“-
Struktur fungiert und Initiativen entweder sich
selbst überlassen oder ohne verbindliche Qua-
litätsicherung „kaputtsubventioniert“ werden. Be-
tont wird weiterhin, daß die Entwicklung eines
Dienstleistungssektors im Nahbereich nur im Zu-
sammenhang regionaler Entwicklungsstrategien
erfolgen kann, da es gerade die regionalen Be-
dürfnisse sind, die die Grundlage für zu ent-
wickelnde Dienstleistungsangebote bilden. Über
die arbeitsmarktpolitische Dimension hinaus liegt
der Beitrag der DLN in der Entfaltung neuer Mi-
lieus einer regionalen Solidarökonomie.
Der französische „Chéque-Emploi-Service“
Der Dienstleistungsscheck „Chéque-Emploi-Servi-
ce“ (CES) wurde 1994 eingeführt: Der CES wird
von den KundInnen gekauft und als Zahlungsmit-
tel für die DLN verwendet. Der Wert des CES um-
faßt den gesetzlichen Mindestlohn (ca. 10,-
DM/h), die Beiträge zur Sozialversicherung und
einen kleinen Anteil (0,15%) zur Finanzierung von
Qualifizierungsmaßnahmen. Den NutzerInnen
dient der CES auch als Nachweis für Steuerer-
leichterungen, da 50% des Wertes der Schecks di-
rekt von der zu zahlenden Steuersumme abgezo-
gen werden können. 
In den Genuß dieser Steuersubventionen kom-
men aber nur die ca. 50% der französischen
Haushalte, die über dem Steuerfreibetrag liegen.
In das CES-System sind auch private Dienstleister
einbezogen. Den mit Hilfe des CES bis Mitte
1996 geschaffenen 40.000 zusätzlichen Vollzeit-
arbeitsplätzen stehen geschätzte öffentliche Net-
tokosten (nach Abzug der gewonnenen Sozial-
beiträge) von 50 Millionen DM gegenüber; dieses
entspricht öffentlichen Ausgaben von 1.250 DM
pro geschaffenem Arbeitsplatz. Kritisiert wird am
CES-Modell die mangelnde Qualitätssicherung
für die entstehenden Arbeitsverhältnisse und die
einseitige Nutzerstruktur.
Der französische „Titre-Emploi-Service“ 
Das TES-Modell systematisiert modellhafte Erfah-
rungen französischer Unternehmen, die ihre be-
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trieblichen Sozialkassen nutzen, um mit neuen
Dienstleistungsangeboten zusätzliche und langfri-
stige Arbeitsplätze in Dienstleistungsagenturen zu
schaffen und befindet sich noch in der Experi-
mentierphase. Mit den TES-Gutscheinen können
im Rahmen betrieblicher Vereinbarungen ganze
Betriebsbelegschaften einen verbilligten Zugang
zu den Dienstleistungen erhalten. Im Gegensatz
zum frei verfügbaren CES gilt der personenbezo-
gene TES-Gutschein allerdings nur für haushalts-
nahe Dienstleistungen. Unternehmen nutzen die-
ses Gutscheinmodell gerne, da sie damit zum
einen sozialpolitisch nach außen wirken können
und zum anderen der verbilligte Zugang zu
Dienstleistungen auch positive Effekte auf das Be-
triebsklima hat.
Die Einbeziehung von klein- und mittelständi-
schen Unternehmen sowie der regionalen Nieder-
lassungen von Großunternehmen in eine Regio-
nalökonomie hat in Frankreich bereits eine länge-
re Geschichte. Für den französischen Elektrizi-
tätsmonopolisten EDF ist „regionales und soziales
Engagement“ Bestandteil einer Geschäftsstrate-
gie, die auf Dezentralisierung der Entscheidungs-
strukturen, KundInnenorientierung (regionale Ge-
bietskörperschaften als Kunden) und Verbesse-
rung der Akzeptanz in den Regionen (regional
starke Kritik an der auf Kernenergie ausgerichte-
ten Unternehmenspolitik) abzielt. Im Sektor
„Dienstleistungen im Nahbereich“ entwickelt EDF
seit drei Jahren zusammen mit Verbänden und
der regionalen Sozialpolitik beschäftigungsför-
dernde Angebote zur Integration benachteiligter
Zielgruppen. Strukturen sozialen Mäzenatentums
werden auch bei anderen Staatsbetrieben (Was-
serwerke, Post) als auch bei privaten Großunter-
nehmen wie L´Oreal und BULL entwickelt.
Beispielhafte Berechnung für das TES-Gut-
scheinmodell: eine ArbeitnehmerIn bezieht 100
Gutscheine mit einem nominellen Wert von je 15
DM. Davon zahlt das Unternehmen pro Scheck 6
DM aus der aus allen Löhnen gespeisten Sozial-
kasse des Betriebes. Wenn die ArbeitnehmerIn
steuerlich veranlagt ist, werden die 600 DM Sub-
vention dem zu versteuernden Einkommen hinzu-
geschlagen, dafür können 50% der gesamten no-
minell gezahlten 1.500 DM von der Steuer abge-
zogen werden. In Abhängigkeit vom jeweiligen
Steuersatz beträgt der verbleibende Nettopreis
noch ca. DM 3,60 pro Scheck. Auch Arbeitneh-
merInnen mit einem Gehalt unter der Versteue-
rungsgrenze können die DL zu niedrigen Netto-
preisen beziehen, da sie bis zu 80% - u.a. durch
Gebietskörperschaften -  bezuschußt werden.
Der Verein Service Plus, Poitiers
Service Plus wurde 1995 von MitarbeiterInnen
des dortigen Krankenhauses gegründet, die zuvor
durch eine Umfrage im Betrieb einen hohen Be-
darf an den Dienstleistungen Bügeln, Näharbei-
ten, Haushaltsführung und Kinderbetreuung er-
mittelt haben. Ziel des vom Krankenhaus unab-
hängigen Vereins ist die Schaffung dauerhafter
Arbeitsplätze. Auf dem Gelände des Krankenhau-
ses arbeiten z.Z. vier Frauen in einem Bügel- und
Nähservice, sechs Frauen arbeiten mit etwa 50-
70% Teilzeit im Bereich der haushaltsnahen
Dienstleistungen. Der Verein hat beträchtliche In-
vestitionszuschüsse durch verschiedene Gebiets-
körperschaften erhalten, Lohnkosten für neue
Stellen werden in den ersten zwei Jahren meist
über Maßnahmen der Arbeitsförderung finanziert. 
Der Verdienst der Mitarbeiterinnen liegt bei
etwa 13,50 DM/h. Die z.Z. ca. 250 KundInnen -
aus allen Berufsgruppen - sind aus rechtlichen
Gründen eingetragene Vereinsmitglieder und
zahlen einen jährlichen Mitgliedsbeitrag von 15
DM. Der Preis der Arbeitsstunde liegt bei 19,50
DM, wobei das TES nicht angewendet wird und
KundInnen eine Preisermäßigung somit nur über
die steuerliche Absetzbarkeit erhalten. Zur Siche-
rung und Verbesserung der Qualität der angebo-
tenen Dienste wird eine Zufriedenheitsanalyse bei
den Kund/innen durchgeführt. Service Plus ist in
ein regionales Kooperationsnetz eingebunden,
dem weitere 25 anerkannte Vereine für Dienstlei-
stungen im Nahbereich angehören. Es liegen Be-
darfsschätzungen zur potentiellen regionale
Nachfrage vor, die zur Schaffung von ca. 300
Vollzeitarbeitsstellen führen könnten. Erschwert
wird diese Potentialerschließung allerdings durch
die große regionale Streuung der Kundschaft.
Fazit
Die französischen Erfahrungen zeigen, daß die
Qualität der geförderten Arbeitsplätze nur über
die Einbindung in zuverlässige Strukturen gewähr-
leistet werden kann. Für Deutschland interessant
ist sowohl das Modell der Zulassungspflicht für
Dienstleistungsagenturen als auch ihre Ankoppe-
lung an Betriebe. Andererseits zeigen die franzö-
sischen Erfahrungen auch, daß arbeitsmarktpoliti-
sche Effekte von den häuslichen und personenna-
hen Dienstleistungen nur dann zu erwarten sind,
wenn deutliche Anreize dazu gegeben werden.
Jedwedes Scheck- bzw. Gutscheinmodell bzw.
auch Dienstleistungsagenturen im haushaltsna-
hen Bereichen stehen in Konkurrenz zu den „Tari-
fen“ für Dienstleistungen in der Schattenwirtschaft.
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duktion. Analyse prekärer Arbeitsverhältnisse im
Privathaushalt”
Weinkopf, C. (1997): “Geringfügige Beschäftigung.
Rechtliche Gestaltung, empirische Befunde, Ge-
staltungsvorschläge. Projektbericht des Instituts
Arbeit und Technik”
Winter, R. unter Mitarbeit von Krell, G. (1997): “Auf-
wertung von Frauentätigkeiten”
Zweiwochendienst Frauen und Politik Nr. 119/96:
“Vom Dienen zum Verdienen ?!”
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9.30 Einführung:
... und wer macht meine, wer macht Deine Arbeit? 
Gisela Sommer zukunft im zentrum gGmbH, Berlin
Private Haushalte: Ein Ort für innovative, 
lokale und bedürfnisorientierte Arbeitsmodelle?
Drei Referate:
Services de proximité
Mahrez Okba Ministerium für Arbeit und Soziales, Frankreich
Newwork - durch Gutscheine die lokale und private Nachfrage nach Dienstleistungen stärken - 
ein Wiener Planungsmodell 
Stephan Lengauer Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds; Prof. DI Ernst Gehmacher Büro für die
Organisation angewandter Sozialforschung GesmbH, Österreich
Dienstleistungen in privaten Haushalten - sozial- und geschlechterpolitische Perspektiven
Dr. Traute Meyer Freie Universität Berlin
Moderation: Mechthild Rawert zukunft im zentrum gGmbH, Berlin
12.15 Mittagessen
13.30 Der ökonomische Wert der Hausarbeit: Eigenproduktion und Fremdproduktion
Prof. Dr. Notburga Ott Universität Bielefeld
Norbert Schwarz Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
Moderation: Stefan Knauer BBJ SERVIS gGmbH, Potsdam
Protokoll: Ute Behning
Beschäftigungspolitische Aspekte haushaltsnaher Dienstleistungen 
Thomas Krüger MdB, Berlin
Elisabeth Bülow Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg
George Ubachs MAECON, Niederlande
Dr. Ursula Westphal-Georgi Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen, Berlin
Moderation: Mechthild Rawert zukunft im zentrum gGmbH, Berlin
Protokoll: Ilona Oesterhaus
AG 1
Empore
Plenum
Großer Saal
AG 2
Gruppen-
raum
T a g u n g s p r o g r a m m
F a c h t a g u n g
“H a u s a r b e i t  a l s  E r w e r b s a r b e i t ”
Veransta l te r in :  zukunf t  im zent rum 
Serv ice-Gese l l scha f t  fü r  Beschäf t i gungs-  und 
Qua l i f i z ie rungsberatung gGmbH
Im Rahmen der  Europawoche 1997
9. Mai 1997 - Berlin - Kirche zum Heiligen Kreuz, Blücherplatz, Berlin-Kreuzberg
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Qualifikationsfeld Privathaushalt - MitarbeiterInnenorientierung und 
Professionalisierung
Christiane Feldmann Picco Bella gGmbH, Aachen
Ursula Kabisch Gebäudereiniger-Innung Berlin
Hannelore Loll Agentur INHAUS, Berlin
Dr. Czarina Wilpert Technische Universität Berlin
Brigitte Wittkamp Berufsverband hauswirtschaftlicher Fach- und Führungskräfte e.V.
Moderation: Birgitt Wählisch Wirkstoff e.V., Berlin
Protokoll: Evi Finkernagel
Dienstleistungs-Agenturen: wettbewerbsfähige und kundInnenorientierte 
Anbieter haushaltsnaher Dienstleistungen? - ein Erfahrungsaustausch
Regina Burger Jugendwerkstatt Frankenthal e.V., Frankenthal
Dr. Annerose Giewoleit Förderkreis für angewandte Qualität e.V., Berlin
Gerald Karg AFB Hauswirtschaftsbrücke GmbH, Berlin
Claudia Lehmann Dienstleistungsservice C. Lehmann, Cottbus
Petra Schwalbe Gewerkschaft für Nahrung, Genuß, Gaststätten, Landesbezirk Berlin-Brandenburg, Berlin
Moderation: Marion Menzer zukunft im zentrum gGmbH, Berlin
Protokoll: Hans-Dieter Müller
16.00 Kaffeepause
16.30 Entwicklungen von personalen und haushaltsnahen Dienstleistungen - 
neue beschäftigungspolitische Ressourcen zwischen Marktwirtschaft und 
Sozialstaat
Thomas Krüger MdB, Berlin
Petra Schwalbe Gewerkschaft für Nahrung, Genuß, Gaststätten, Landesbezirk Berlin-Brandenburg, Berlin
Gisela Sommer zukunft im zentrum gGmbH, Berlin
John Vrohlings MAECON, Niederlande
Birgitt Wählisch Frauenpolitischer Runder Tisch, Berlin
Dr. Ursula Westphal-Georgi Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen, Berlin
Moderation: Prof. Dr. Bernd Reissert Fachhochschule für Technik und Wirtschaft, Berlin
18.00 Ende der Veranstaltung
AG 3
Seminarraum
AG 4
Großer Saal
Podium
Großer Saal
Während der Mittagspause: 
Besichtigung des Kirchengebäudes mit Herrn Pfarrer Quandt
ZUKUNFT IM ZENTRUM  TREUHÄNDER DES LANDES BERL IN
BEAUFTRAGT VON DER SENATSVERWALTUNG FÜR ARBE I T,  BERUFL ICHE B I LDUNG UND FRAUEN
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Die Dienstleistungen
 Informationservice zu Arbeitsförderinstrumen-
ten des Landes Berlin, des Bundes und der
Europäischen Union.
 Beratung von freien Trägern, öffentlich-recht-
lichen Einrichtungen, Ämtern, Behörden 
und Unternehmen bei der Entwicklung von
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und
Projekten. 
 Finanzierung und Controlling von Arbeitsför-
derbetrieben, Beschäftigungs- und Qualifi-
zierungsprojekten und von Weiterbildungs-
maßnahmen. 
 Vergabe von landeseigenen Lohnkosten-
zuschüssen (LKZ) an kleine und mittlere 
Betriebe.
 Koordination der Zusammenarbeit von Maß-
nahmeträgern, staatlichen Verwaltungen, 
Arbeitsämtern und anderen Institutionen.
Die Projektförderung
 Beratung zur Projektkonzeption, Antragsstel-
lung, zu betriebs- und personalwirtschaftli-
chen Problemen, bei Weiterbildungsmaßnah-
men und Existenzgründungen. 
 Finanzierung von Investitions- und Sachmit-
teln, Regie- und Qualifizierungskosten aus
dem Arbeitsmarktpolitischen Rahmenpro-
gramm des Landes Berlin, nach dem Arbeits-
förderungs-Reformgesetz (§ 249h, § 242s)
und nach § 19 BSHG sowie aus Mitteln des
Europäischen Sozialfonds (ESF).
Die Projekte
 Arbeitsförderbetriebe, Beschäftigungs- und
Qualifizierungsprojekte, Arbeitsförderungs-
und Strukturentwicklungsgesellschaften.
Die Unternehmensförderung
 Beratung zu Arbeits- und Wirtschaftsförder-
programmen, Förderung von unbefristeten
Arbeitsplätzen durch landeseigene Lohnko-
stenzuschußprogramme.
 Organisation und Vermittlung berufsbeglei-
tender Weiterbildungs- und Qualifizierungs-
maßnahmen, Beratung, Entwicklung und
Umsetzung von Outplacement-Maßnahmen.
Die Unternehmen
 Kleine und mittlere Berliner Unternehmen mit
bis zu 100 ArbeitnehmerInnen (KMU), insol-
venzgefährdete Betriebe und Unternehmen,
Existenzgründer und Existenzgründerinnen.
Frauenförderung
Besondere Förderung von Arbeitsplätzen für Frau-
en im gewerblich-technischen Bereich, von Frau-
enkommunikationszentren und anderen Initiativen
von Frauen für Frauen sowie von Frauenarbeits-
plätze in Management- und Leitungsbereichen.
Vermittlungsservice
Gemeinnützige Arbeitnehmerüberlassung für 
ArbeitnehmerInnen und Unternehmen aller 
Branchen.
Neue Arbeit für Berlin
Die Service-Gesellschaft zukunft im zentrum gGmbH
Die Service-Gesellschaft zukunft im zentrum ist ein Dienstleistungsunternehmen zur Schaffung, Förde-
rung und Finanzierung neuer Arbeitsplätze. Sie ist Treuhänder des Landes Berlin und beauftragt von
der Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen. zukunft im zentrum arbeitet in den Ber-
liner Bezirken Friedrichshain, Lichtenberg, Mitte, Pankow, Prenzlauer Berg, Reinickendorf, Tiergarten,
Wedding, Weißensee. Die Service-Gesellschaft ist gemeinnützig, ihre Dienstleistungen sind kostenlos.
Die Beratung umfaßt 1.333 Maßnahmen mit 10.894 Stellen, von denen aktuell 677 Maßnahmen mit
5.331 Stellen bewilligt sind und von zukunft im zentrum treuhänderisch kofinanziert werden. Hinzu
kommen 970 Arbeitsplätze in kleinen und mittleren Unternehmen, die von zukunft im zentrum über das
landeseigene Lohnkostenzuschußprogramm eingerichtet worden sind (Stand: September 1997). 
zukunft im zentrum gGmbH 
Service-Gesellschaft für Beschäftigungs- 
und Qualifizierungsberatung
Rungestraße 19, 
D 10179 Berlin
Tel: ++49-30-27 87 33-0
Fax: ++49-30-27 87 33-36
e-mail: zizBERLIN@compuserve.com
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